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Obwohl ökologische Probleme zunehmend als soziale Fragen verstanden werden, spielen ArbeitnehmerIn-

neninteressenvertretungen – und insbesondere Gewerkschaften - in der aktuellen Diskussion zur sozial-

ökologischen Transformation eine relativ geringe Rolle. Auch in klimapolitischen Strategien werden die Inte-

ressen von ArbeitnehmerInnen oft nur am Rande thematisiert, primär wird der Blick auf gesamtgesellschaftli-

che oder individuelle Aspekte gerichtet. Vor diesem Hintergrund hat das Forschungsprojekt „Trafo-Labour“, 

das vom Klima- und Energiefonds finanziert und aktiv von Gewerkschaften und Arbeiterkammern begleitet 

wurde, die Rolle von ArbeitnehmerInneninteressen in der Gestaltung einer sozial-ökologischen Transforma-

tion bzw der Umwelt- und Klimapolitik in den Mittelpunkt gestellt und analysiert. Ein Schwerpunkt des Pro-

jekts beschäftigt sich mit der Auseinandersetzung der Gewerkschaften mit nachhaltiger Mobilität. Die Frage 

der Mobilität ist sowohl aus ökologischer Sicht – vor allem wegen der mit der aktuellen Dominanz fossiler 

Treibstoffe im Verkehr verbundenen klimaschädigenden Emissionen – als auch aus sozialer Sicht ein zentra-

les Aktionsfeld, wenn es um eine Dekarbonisierung der Wirtschaft geht. Aus Sicht der ArbeitnehmerInteres-

senvertretung ist Mobilität kein Selbstzweck, sondern dient als Mittel zur Erfüllung dahinter liegender Grund-

bedürfnisse. Wer nicht mobil ist, kann am sozialen und öffentlichen Leben kaum teilnehmen. Neben der Fra-

ge der Erreichbarkeit des Arbeitsplatzes geht es auch um soziale Kontakte, Nahversorgung, Bildung, Erho-

lung und um Lebensqualität. Daraus ergibt sich das besondere Interesse der Gewerkschaften an leistbarer 

Mobilität für alle und der Betonung des Öffentlichen Verkehrs als wichtiger Aufgabe der öffentlichen Da-

seinsvorsorge, wobei der Fokus der Gewerkschaften immer auch auf den Arbeitsbedingungen und Arbeits-

plätzen der Beschäftigten im Verkehrssektor liegt. Angesichts der sich ändernden nationalen und internatio-

nalen Rahmenbedingungen, die einerseits die Liberalisierung aller Verkehrsdienstleistungen bzw des ge-

samten Verkehrssektors vorantreiben und die Rolle des Staates in der Daseinsvorsorge einschränken, und 

andererseits eine Ökologisierung des Verkehrs und damit eine völlige Neuorientierung einer auf fossilen 

Energieträgern basierenden Wirtschaftsweise erfordern ohne soziale Konsequenzen für die betroffenen Ar-

beitnehmerInnen einerseits und jene Bevölkerungsschichten, für die alternative Mobilitätsarten entweder 

nicht verfügbar oder nicht leistbar sind, zu bedenken oder Lösungen dafür anzubieten, haben sich auch die 

Herausforderungen für die ArbeitnehmerInneninteressenvertretung massiv verändert. Die Studie macht deut-

lich, dass sich die österreichischen Gewerkschaften dieses Wandels zwar bewusst sind und mittlerweile eine 

zumindest implizit nachhaltige Mobilitätspolitik verfolgen. Aber sie zeigt auch, dass für die Zukunft ein Begriff 

von Mobilität erforderlich ist, der die soziale und die ökologische Dimension noch besser zusammenführt. 

 

Sylvia Leodolter (AK Wien) 

Wien, Februar 2017 
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Der hier vorgestellte Forschungsbericht knüpft an Untersuchungen zur Rolle der Gewerkschaften im Prozess 

einer sozial-ökologischen Transformation an, die im Rahmen des Projektes „Die Rolle von Gewerkschaften 

und ArbeitnehmerInnen-Interessen bei der Gestaltung einer sozial-ökologischen Gesellschaft“ (TRAFO-

LABOUR) durch die Universität Wien, das IHS, die Wirtschaftsuniversität Wien und das Forschungsinstitut 

FORBA von 2014 bis 2016 durchgeführt wurden. Das Projekt wurde von Prof. Dr. Ulrich Brand (Universität 

Wien) geleitet. 

Das Projekt TRAFO-LABOUR wurde vom Klima- und Energiefonds im Rahmen des Programms „Austrian 

Climate Research Programme 6. AS“ gefördert. 

Im Zentrum des Forschungsprojektes standen theoretisch-konzeptionelle Überlegungen sowie erste empiri-

sche Analysen zu Handlungsbedingungen und zur Erweiterung von Handlungsmöglichkeiten der Gewerk-

schaften für eine sozial-ökologische Transformation in den Handlungsfeldern: Energiepolitik, Arbeitszeitge-

staltung, Nachhaltige Mobilität und Nachhaltiger Konsum (vgl. Brand et al. 2016). 

In allen diesen Feldern wurde im Rahmen des Projektes TRAFO-LABOUR in qualitativen Fallanalysen fol-

genden Fragen nachgegangen: 

1. Welche Positionen vertreten die österreichischen Gewerkschaften im jeweiligen Handlungsfeld derzeit? 

2. Inwieweit ist ein spezifischer gewerkschaftlicher Beitrag für sozial-ökologische Transformation im jewei-

ligen Feld erkennbar? 

3. Wie kann der Beitrag der Gewerkschaften für eine sozial-ökologische Transformation in den jeweiligen 

Handlungsfeldern sowie themenübergreifend gestärkt werden? 

In der Fallanalyse „Nachhaltige Mobilität“ wurden insgesamt 25 Interviews mit GewerkschafterInnen folgen-

der Gewerkschaften durchgeführt: VIDA, PRO-GE, Younion - die Daseinsgewerkschaft, GPA-DJP, GÖD, 

GBH und des ÖGB. 

Die Interviews wurden mit gewählten FunktionärInnen, hauptamtlichen MitarbeiterInnen und Betriebs-

rätInnen durchgeführt. Sie wurden durch Interviews mit BetriebsrätInnen und UmweltaktivistInnen ohne Ge-

werkschaftsmitgliedschaft ergänzt. Zudem wurden themenrelevante Dokumente des ÖGB und von Einzel-

gewerkschaften ausgewertet. Der Forschungsbericht an den Klima- und Energiefonds liegt bereits vor. Er 

wird im ÖGB-Verlag veröffentlicht. 

Da in diesem umfassenden thematischen Forschungsrahmen nicht alle empirisch aufgeworfenen Fragen 

aller Felder beantwortet werden konnten, entstand die Idee, einige empirische Materialien nach Projektab-

schluss genauer auszuwerten und um 10 Interviews mit engagierten Akteurinnen und NGOs zu erweitern. 

Aufgrund des besonderen Interesses der Arbeiterkammer an Fragen der Mobilitätspolitik, wurde dafür das 

Themenfeld „Nachhaltige Mobilität“ ausgewählt. 



 

Die empirische Analyse der Rolle der österreichischen Gewerkschaften im Handlungsfeld „Nachhaltige Mobi-

lität“ erfolgte auf Grundlage des Ansatzes „Sozial-ökologische Transformation“, der für dieses Feld adaptiert 

wurde. 

Unter dem Begriff „Sozial-ökologische Transformation“ wird die grundlegende, langfristig ausgerichtete, soli-

darische Umgestaltung der gesellschaftlichen Naturverhältnisse verstanden (vgl. Brie/Caneias 2012). Im 

Unterschied zu ökologischen Modernisierungsansätzen, die die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen als 

gegeben ansehen und einen vorrangig technologisch getriebenen Wandel innerhalb des kapitalistischen 

Wachstumsparadigma konzipieren, betont der Begriff der „Sozial-ökologischen Transformation“ die Notwen-

digkeit eines grundlegenden Wandels von Produktions- und Lebensweisen, in dem ökologische und soziale 

Dimensionen eng miteinander verwoben sind und der das ökonomische Wachstumsparadigma infrage stellt 

(vgl. Brand/Wissen 2011a, 2011b, Brand 2016, Jonas 2017). 

Für die hier untersuchten österreichischen Gewerkschaften folgt daraus, danach zu fragen, ob und wie es 

möglich ist, dass sie und die von ihnen vertretenen ArbeitnehmerInnen insgesamt stärker als bisher ökologi-

sche Probleme und Ziele in ihr Handeln aufnehmen. Zugespitzt könnte man auch fragen: Ist es möglich, 

dass die Gewerkschaften im Rahmen einer sozial-ökologischen Transformation an Einfluss oder sogar eine 

Themenführerschaft gewinnen können und so Aktivitäten evozieren, in denen soziale Interessen der Arbeit-

nehmerInnen direkt mit ökologischen Zielen verbunden werden? Die Antwort auf diese Frage ist empirisch 

offen. 

Um diese Frage empirisch geleitet beantworten zu können, ist es notwendig, die strategische Positionierung 

sowie Aktivitäten der österreichischen Gewerkschaften in konkreten Politikfeldern zu analysieren. Dies ist 

notwendig, da neue politische Konzepte und Aktivitäten immer in solchen konkreten Feldern entstehen, ein-

gebettet in besonderen historisch entstandenen Handlungskontexten, wie Debatten und Wissensbestände, 

Akteurskonstellationen und Ressourcenverteilungen, Erfahrungen und Handlungsroutinen sowie sich verän-

dernden Wünschen und Zukunftsvorstellungen (vgl. Brand 2015, Räthzel 2012, Lundström et al. 2015). Das 

bedeutet auch, sie entstehen in jedem spezifischen gesellschaftlichen Kontext in einem eigenen Tempo und 

betonen bestimmte Inhalte, die Aktivitäten in anderen Feldern entgegenstehen können. 

Ein zentrales Problemfeld mit enormen Transformationsanforderungen stellt die Gestaltung räumlicher Mobi-

lität dar (Dangschat/Segert 2011, Littig 2012, Högelsberger 2015). „Räumliche Mobilität“ beschreibt Möglich-

keiten und Fähigkeiten von Menschen, die für sie relevanten Orte zur Befriedigung ihrer vielfältigen Lebens-

bedürfnisse zu erreichen. Räumliche Mobilität bestimmt so zunehmend auch soziale Mobilität, also soziale 

Chancen und Barrieren, soziale Auf- und Abstiege1. Für räumliche Mobilität ist konstituierend, dass es nicht 

nur viele verschiedene Lebensentwürfe gibt, die für unterschiedliche Gruppen auch unterschiedliche Orte 

bedeutsam machen. Es gibt zudem viele verschiedene Möglichkeiten, sich zu verschiedenen Orten hinzu-

bewegen. Zudem braucht es dazu jeweils bestimmte Fähigkeiten und Ressourcen. Mobilität hat daher immer 

ein subjektives Moment. Es gibt weder auf individueller Ebene noch auf gesellschaftlicher Ebene „die eine, 

richtige Mobilität“. Auf individueller Ebene ergeben sich nicht nur bezogen auf die präferierten Orte sehr un-

terschiedliche Mobilitätspraktiken, sondern auch in Bezug auf gewohnte Wegeketten, gesundheitlich beding-

te Hilfen, finanzielle Möglichkeiten, persönliche Ängste oder technische Affinitäten u.a.m. 

Auf gesellschaftlicher Ebene bedeutet dies, dass räumliche Mobilität durch sehr unterschiedliche Mobilitäts-

konzepte und Aktionen bestimmt werden kann: Infolgedessen kann es sowohl als Handlungsfeld „Nachhalti-

ge Mobilität“ oder auch als Handlungsfeld „Automobile Mobilität“ gestaltet werden. Verwirrend ist dabei, dass 

der Terminus „Nachhaltigen Mobilität“ inzwischen so allgemein gebraucht wird, dass er nicht-nachhaltige 

                                                      
1 Wenn im Folgenden von Mobilität gesprochen wird, ist immer räumliche Mobilität gemeint, die ihrerseits Auswirkungen auf 

soziale Chancen und Positionierung hat. 



Ansätze im Interesse bestimmter gesellschaftlicher Akteure auch verdecken kann. Dies gilt etwa für Lösun-

gen, die zwar ökologische Effekte erzielen und ökonomisch effizient sind, aber soziale Belastungen unge-

recht verteilen. Es ist daher empirisch genau zu analysieren, ob hinter entsprechenden Konzepten tatsäch-

lich eine Verbindung ökologischer, sozialer und ökonomischer Aspekte der Gestaltung räumlicher Mobilität 

steckt oder „Nachhaltigkeit“ nur eine Worthülse bleibt. Auch die österreichischen Gewerkschaften vertreten 

teilweise Positionen, die einer nachhaltigen Mobilitätsentwicklung entgegenwirken (können). Als Beispiel 

wird häufig die aktuell vertretene Position zum Pendlerpauschale genannt. In den nachfolgenden Abschnit-

ten wird genauer dargestellt, in welchen Aspekten sich die österreichischen Gewerkschaften bereits in Rich-

tung einer sozial-ökologischen Transformation räumlicher Mobilität bewegen, d.h. wo sie tatsächlich schon 

nachhaltige Mobilität mitgestalten. Gleichzeitig wird gezeigt, wo Barrieren dem entgegenwirken. 

Auch die begriffliche Differenzierung von „Mobilitätspolitik“ und „Verkehrspolitik“ ist in Hinblick auf die empiri-

sche Analyse gewerkschaftlicher Positionierung bedeutsam. Mobilität benötigt zu ihrer Realisierung materiel-

le Mittel, wie Verkehrsmittel, Infrastrukturen und ganze Verkehrssysteme. Diese Mittel zur Realisierung von 

Mobilität werden unter dem Begriff „Verkehr“ zusammengefasst. „Mobilität“ und „Verkehr“ sind also nicht 

identisch. Mobilität kann über sehr unterschiedliche Verkehrsangebote realisiert werden, die ihrerseits mehr 

oder weniger ökologische Belastungen erzeugen, mehr oder weniger gerecht zugänglich bzw. ökonomisch 

effizient sind. Und umgekehrt sind historisch entstandene Verkehrsangebote, die ökologisch belastend oder 

sozial für bestimmte Gruppen diskriminierend wirken, durchaus nicht unabdingbar notwendig, um ein histo-

risch gewünschtes Mobilitätsniveau für alle zu sichern. Die begriffliche Unterscheidung von „Mobilität“ und 

„Verkehrs-(angeboten)“ macht eine Konzeptualisierung der Transformation hin zu nachhaltiger Mobilität, also 

zu Formen der sozial-ökologisch verträglichen Fortbewegung unter Nutzung sozial gerecht zugänglicher, 

ökologisch kompatibler und ökonomisch effizienter Verkehrssysteme, erst möglich. Durch diese begriffliche 

Differenzierung kann der Fokus auf den Wandel der Gesamtheit gesellschaftlicher Mobilitätspraktiken und 

ihrer Kontexte gelingen, die nicht von technisch dominierten Verkehrskonzepten prädominiert werden. Wel-

che der dargestellten Begriffe in den öffentlichen Diskursen genutzt werden, hängt zum einen von den Inte-

ressen der jeweiligen gesellschaftlichen Akteure ab, zum anderen wird es von den konkreten Diskursrahmen 

bestimmt, in denen sie sich bewegen. 

Nachfolgend werden Hauptergebnisse der Fallanalyse „Mobilität“ dargestellt. In Abschnitt 1 wird der begriffli-

che Rahmen skizziert. In Abschnitt 2 wird der fragmentierte Diskursrahmen aufgezeigt, in dem sich die Ge-

werkschaften äußern. Im Abschnitt 3 werden Herausforderungen an die Mobilitäts-politik der Gewerkschaf-

ten aus sozialer, ökologischer und ökonomischer Perspektive dargestellt. In Abschnitt 4 wird anhand des 

„ÖGB-Grundsatzprogramms“ und der „Verkehrspolitischen Forderungen der Gewerkschaft VIDA“ exempla-

risch analysiert, wie die Positionen der österreichischen Gewerkschaften zu Mobilität und Verkehr program-

matisch verankern sind. Im Abschnitt 5 werden aus der Sicht aktiver GewerkschafterInnen zentrale Barrieren 

für nachhaltige Mobilität dargestellt. Im Gegenzug werden dann in den Abschnitten 6 und 7 Erfahrungen der 

gewerkschaftlichen Arbeit beleuchtet, die praktische Ansatzpunkte für einen sozial-ökologischen Wandel von 

Mobilität und Verkehr bieten. Ein kurzes Fazit für die gewerkschaftliche Arbeit schließt sich in Abschnitt 8 an. 



 

Der Klimawandel ist allenthalben in den öffentlichen Debatten angekommen. Das betrifft Debatten in der 

Wissenschaft, der Politik und in den medialen Öffentlichkeiten. Das bedeutet aber nicht, dass alle ökologisch 

interessierten Akteure die gleiche Sprache sprechen, dass sie gleiche Ansätze und Ziele verfolgen würden. 

Im Gegenteil, ökologische Diskurse sind in ihren inhaltlichen Themenstellungen und den jeweils beteiligten 

Akteuren sehr heterogen, so dass gemeinsame Aktivitäten häufig erschwert werden. 

So werden Probleme der Klimaerwärmung und ihre Auswirkungen sowie mögliche Formen der Gegensteue-

rung derzeit mit sehr unterschiedlichen Ansätzen in verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen von den Natur- 

über die Sozial- und Geisteswissenschaften bis zu den technischen Disziplinen erforscht. Es zeigt sich, dass 

sich ihre VertreterInnen teils gegenseitig nicht verstehen, wenn beispielsweise die einen über die Folgen des 

Klimawandels und die anderen über seine Ursachen forschen oder wenn Veränderungen innerhalb gegebe-

ner Strukturen den Überlegungen über den grundlegenden Wandel von Produktions- und Lebensweisen 

gegenübertreten u.a.m. (vgl. UN 2016). Probleme des Klimawandels werden auch auf verschiedenen politi-

schen Ebenen von der regionalen Ebene bis hin zur globalen Ebene thematisiert. Die Ergebnisse der UN-

Klimakonferenz von Paris 2015 werden in diesem Zusammenhang als ein wichtiger Erfolg gewertet, da von 

ihren Problem- und Zielstellungen ausgehend, der Klimawandel erfolgreich durch verbindliche Ziele und Ak-

tionen aufgehalten werden könnte (vgl. WWF). Gleichzeitig gibt es verbreiteten Zweifel daran, ob die formu-

lierten Problemstellungen tatsächlich hinreichend handlungswirksam werden, so dass das Zwei-Grad-Ziel 

erreicht wird (vgl. Alternatiba et al. 2015, Greenpeace 2016). 

In den Medien wiederum werden humanitäre Katastrophen in anderen Erdteilen in emotionalen Berichten in 

Echtzeit gezeigt. Sie dienen als Hintergrundfolie für Hilfsaktionen für Betroffene. Auch die Bilder von Schä-

den in der österreichischen Landwirtschaft, im Straßen- und Schienenverkehr sowie an Häusern in Gebirgs-

gemeinden werden regelmäßig medial verbreitet. Sie verdeutlichen, dass das Alltagsleben auch hierzulande 

durch den Klimawandel betroffen ist, allerdings in sehr unterschiedlichem Maße. Die sich überbietenden 

medialen Katastrophenbilder transportieren ein Gefühl des Ausgeliefertseins an globale Prozesse, ein Gefühl 

der Ohnmacht gegenüber Wirkungen, die scheinbar nicht hier „erzeugt“ werden, sondern irgendwo anders 

als „ökologische Probleme“ „entstehen“. „Ökologische Probleme“ bezeichnen in diesem Zusammenhang zum 

einen gestörte Naturprozesse, von denen die einen annehmen, dass sie an eine natürliche Grenze stoßen 

und so eine globale humane Katastrophe auslösen werden. Sie warnen davor, zu spät zu handeln und spei-

sen politische Aktivitäten. Während andere davon ausgehen, dass es keine natürliche Grenze gibt, so wie es 

auch bei früheren Befürchtungen keine endgültige Grenze gab und die hoffen, dass das Problem zumindest 

an ihnen glimpflich vorbeigehen möge. Diese Haltung speist gleichermaßen die Unterstützung caritativer 

Hilfsaktionen wie ein passives Abwarten. 

Die einzelnen Diskurse über ökologische Probleme folgen jeweils eigenen Rhythmen, sie flammen je nach 

konkreten Anlässen immer wieder auf, berühren sich, verlieren sich wieder. Man mag sich erinnern, dass 

auch das Waldsterben in den 1990er Jahren eine Diskurs-Konjunktur zu verzeichnen hatte, die in ökologi-

sches Handeln mündete. Inzwischen ist dieses Thema wieder unter ein Aufmerksamkeitslevel gesunken, das 

nur mehr Spezialisten berührt. Jetzt bewegen andere Themen, die teils nur auf den zweiten Blick auch öko-

logische Probleme spiegeln, wie etwa das sogenannte „Flüchtlingsproblem“. Morgen können es wieder ande-



re soziale oder ökonomische Themen sein, die mehr oder weniger und auf die eine oder eine andere Weise 

mit ökologischen Problemen verbunden sind. In diesem Auf und Ab ständig neuer Themen fällt es schwer, 

langfristige hinreichend konsistente Positionen zu gewinnen. Gesellschaftliche Akteure erleben sich nicht 

selten als Getriebene extern entstandener Problemlagen statt als Gestalter. Die österreichischen Gewerk-

schaften sind von dieser Herausforderung nicht ausgenommen. 

Im beschriebenen Kontext stellt sich die Frage, ob ökologische Problembestimmungen notgedrungen den 

beschriebenen Segmentierungen und Diskurskonjunkturen und -regressionen folgen müssen, die ihrerseits 

die strategisch langfristig ausgerichtete solidarische Handlungsfähigkeit gesellschaftlicher Akteure beein-

trächtigen. Anders gefragt: Ist es möglich, ökologische Probleme so zu definieren, dass sie politische Akteure 

ebenso wie große Bevölkerungsgruppen langfristig zu solidarischer Umgestaltung der gesellschaftlichen 

Naturverhältnisse „bewegen“ (können)? Und schließlich: Welche Rolle können die Gewerkschaften bei der 

Diskursentwicklung spielen und so ihre Handlungsfähigkeit stärken? 

Bezogen auf die Gestaltung räumlicher Mobilität sind derzeit sehr unterschiedliche österreichische Akteure 

mit sehr unterschiedlichen Interessen aktiv. Die Gewerkschaften sind nur einer der vielen Handelnden. Ge-

genwärtig lässt sich dabei ein Shift von der Dominanz einer reinen Verkehrsdiskussion zu einem erweiterten 

Mobilitätsdiskurs erkennen. Dieser Themenwandel setzte in verschiedenen europäischen Ländern bereits in 

den 1990er Jahren ein und erhielt Anfang der 2010er Jahre auch in Österreich einen deutlichen Schub (vgl. 

Urry 2000, Deffner/Götz 2007, BMVIT et al. 2012). Der Shift vom reinen Verkehrsdiskurs zum Mobilitätsdis-

kurs wird durch eine Ökologisierung der zuvor vorrangig ökonomisch und technisch-technologisch dominier-

ten verkehrspolitischen Debatten begleitet. Dies zeigt sich im Begriff „Nachhaltige Mobilität“, die sich quasi 

als Norm der Mobilitäts- und Verkehrsentwicklung durchgesetzt hat, ohne dass damit das Problem beliebiger 

Schwerpunktsetzungen des Begriffes „Nachhaltigkeit“ überwunden sind (vgl. Rau et al. 2003, Unmüßig 

2012). Heute wirbt jeder Automobilhersteller mit der Nachhaltigkeit seiner Produkte und Produktion. Fast alle 

Verkehrs-anbieter bezeichnen ihre Dienste als nachhaltig. Der Terminus wird in beliebigen Kontexten ver-

wendet, so dass er kaum mehr zur Abgrenzung von sozial-ökologisch nicht tragfähigen Produkten und 

Dienstleistungen nutzbar ist. Daher gewinnen im internationalen ebenso wie im österreichischen Mobilitäts-

diskurs neue Mobilitätsbegriffe an Einfluss. 

In den österreichischen Mobilitätsdiskursen sind derzeit vier unterschiedliche Ansätze vertreten: „Digitalisie-

rung und Automatisierung von Verkehr und Mobilität“, „Stärkung des Umweltverbundes aller umweltfreundli-

chen Verkehrsarten unter besonderer Berücksichtigung des öffentlichen Verkehrs“, „Förderung multimodaler 

Mobilität“ und der Ansatz der sogenannten „Wahlfreiheit“. 

  Das Konzept der „Digitalisierung und Automatisierung von Verkehr und Mobilität“ gewinnt ge-

genwärtig starken Einfluss. Es wird ursprünglich durch die daran beteiligten Branchen der IT-

Dienstleister und der Autoindustrie vorangetrieben und wird von der Forschung und von der Politik zu-

nehmend aufgegriffen (vgl. UDACITY, Tesla). Im Zentrum steht die Diskussion um Potenziale und Risi-

ken technologischer Entwicklung für die Standortsicherung sowie für die Mobilitätsentwicklung. Disku-

tiert werden insbesondere die Chancen der „E-Mobilität“, das „Automatisierte Fahren“ sowie Chancen 

von digitalisierten Zugängen zu vernetzten Verkehrsangeboten (vgl. KLIEN 2014, BMVIT 2016). 

 Das Konzept der „Stärkung des Umweltverbundes“ ist in der Umweltdiskussion der 1980er Jahre 

verwurzelt. Von daher betont es die Umweltfreundlichkeit öffentlicher Verkehrsangebote im Vergleich 

zum individuellen Autoverkehr, die allgemeine Zugänglichkeit und Massentauglichkeit von Bahn, Bus, 

Straßen- und U-Bahn sowie ihre volkswirtschaftliche Effizienz (EC 2011, BMVIT 2012). Es zielt auf den 

Umstieg vom motorisierten Individualverkehr auf motorisierte öffentliche Systeme. Hier lassen sich ins-

besondere in Großstädten bereits Erfolge verzeichnen, da es nicht nur von diversen politischen Akteu-

ren vertreten wird, sondern ebenfalls Einfluss auf die Planungsebene von Städten und Gemeinden ge-

wonnen hat. 



 Das aktuelle Konzept „Multimodale Mobilität“ geht einen Schritt weiter. Es thematisiert die systemati-

sche Angebotsintegration von motorisierten und nichtmotorisierten Verkehrsdiensten, die sich an den 

individuellen Mobilitätswünschen vielfältiger Nutzer-Innen orientiert. Im Zentrum stehen nicht die zu ent-

wickelnde Angebotsstruktur bestimmter öffentlicher Verkehrssysteme in der Konkurrenz zum individuel-

len Auto, sondern die nahtlose Bewältigung vielfältiger Wege und die jeweils flexible, personenbezoge-

ne Verbindung vernetzter Angebote. Die bedürfnisbezogene Gestaltung der Schnittstellen zwischen un-

terschiedlichen Verkehrsangeboten schließt ökologische Lösungen für die Minderung klimaschädlicher 

Emissionen ein, da sie den situativen Umstieg vom Auto auf ökologische Systeme durch Zeit- und Kom-

fortgewinn unterstützt. (vgl. Maertins 2006, Wojtysiak/Dziekan2012, Delatte et al. 2014). Innerhalb die-

ses aktuellen Diskursrahmens lassen sich wiederum zwei eigenständige Schwerpunktsetzung erken-

nen. Zum einen wird Multimobilität systemisch definiert. Es geht um die Anschlussfähigkeit und Vernet-

zung unterschiedlicher Verkehrssysteme. Hier wird der technisch-technologische Wandel fokussiert. 

Zum anderen wird Multimodalität als eine bestimmte Qualität des Mobilitätsverhaltens bzw. von Mobili-

tätspraktiken definiert. Hier liegt der Fokus auf der Frage nach den Kontexten des Wandels oder der 

grundlegenden Transformation von Alltagspraktiken, die Mobilität einschließen. Das Konzept der multi-

modalen Mobilität gewinnt gegenwärtig in der Forschung zunehmend an Einfluss. In seiner systemi-

schen Form gewinnt es zudem insbesondere Einfluss auf die nationale und städtische Planungsebene 

von Verkehrssystemen. Seine verhaltensbezogene Formen werden eher unter mobilitätsorientierten 

NGOs diskutiert. 

 Im Unterschied dazu geht das Prinzip der „Wahlfreiheit“ vom Status Quo der Mobilitätspraktiken aus. 

AutofahrerInnen sollen die Freiheit und die infrastrukturelle Möglichkeit gesichert bleiben, wie bisher Au-

to zu fahren. Auf dieser Grundlage soll die individuelle Entscheidung gegen oder für einen Umstieg zu-

gunsten anderer Verkehrsträger frei, also ohne gesellschaftlichen Druck, erfolgen. Eine Umverteilung 

von bisher dem Auto vorbehaltenen verkehrstechnischen Ressourcen, wie Raum für den fließenden o-

der ruhenden Verkehr, für Aufenthaltsqualität oder Vorrangampelregelungen u.a.m. zugunsten anderer 

Verkehre bzw. Mobilitätsmuster wird als Belastung und Mobilitätseinschränkung gewertet. Dies gilt bei-

spielsweise für die Diskussion „Vorrang Schiene vor Straße“ oder für die Gestaltung des Radverkehrs 

(vgl. WKÖ 2016, WIMEN 2015). 

Die österreichischen Gewerkschaften vertreten im Kern den zweitgenannten Ansatz, insbesondere den Aus-

bau öffentlicher Verkehrssysteme (siehe Abschnitt 4). Er liegt ihren Aktivitäten in den Betrieben, in der Ko-

operation mit anderen gesellschaftlichen Partnern sowie ihrer Positionierung auf politischer Ebene zugrunde. 

Der Ansatz „multimodaler Mobilität“ wird gegenwärtig vorrangig im Rahmen nachhaltiger Verkehrs- und Mo-

bilitätsforschung sowie von aktiven regionalen Akteuren diskutiert, unter denen sich auch BetriebsrätInnen 

und GewerkschafterInnen befinden (vgl. BMFIT 2014, Mucha/Sommer 2014, Nobis 2010). Der Ansatz der 

„Wahlfreiheit“ wird systematisch von einigen politischen Parteien sowie von Unternehmen bzw. wirtschafts-

politischen Akteuren vertreten (vgl. Bartenstein 2013, WIMEN 2015). Informell wird er aber auch von einem 

Teil der Gewerkschaftsmitglieder und Funktionäre geteilt. In den offiziellen Gewerkschaftsdokumenten hat 

diese Position hingegen keine Grundlage mehr (siehe Abschnitt 4). 

Führt man sich die dargestellten unterschiedlichen Standpunkte sowie die unterschiedlichen Arenen in denen 

sie von jeweils spezifischen Akteuren vertreten werden, vor Augen, so ist eine Fragmentierung der öffentli-

chen Mobilitätsdiskurse nicht zu übersehen. Manche Akteure, die sich aus je unterschiedlicher Perspektive 

für nachhaltige Mobilität einsetzen, begegnen sich niemals, da sie in der Regel in ihren Runden mit vertrau-

ten Akteuren verbleiben. Auf diese Weise schließen sich Themen-setzungen gegeneinander ab, selbst dort, 

wo es gemeinsame Interessen und Ansatzpunkte für gemeinsame Standpunkte zum Thema „Nachhaltige 

Mobilität“ gäbe. Andere Akteure treffen zwar gelegentlich aufeinander, finden aber aus verschiedenen Grün-

den keine gemeinsame Sprache. Wieder andere lehnen einen Wandel von Mobilitätspraktiken völlig ab und 

verteidigen lediglich vorhandene Positionen, da sie keinen Sinn in Diskussionen zur Öffnung der eigenen 

Standpunkte sehen. 



Durch die Fragmentierung der Mobilitätsdiskurse werden auch ökologisch fokussierte und beschäftigtenbe-

zogene Diskursperspektiven relativ unabhängig voneinander bezogen und diskutiert. Eine Ausnahme bildet 

hier traditionell die österreichische Arbeiterkammer mit ihren konzeptionellen Positionen, Studien und Dis-

kussionen zu aktuellen Mobilitätsproblemen, in denen komplexe Interessen von Erwerbstätigen und Konsu-

mentInnen thematisiert und unterschiedliche Akteure zusammengeführt werden (vgl. Schaupp 2012, AK 

2015). Darüber hinaus entwickeln sich offene Diskursrahmen für nachhaltige Mobilität derzeit auch über die 

Plattform „Wege aus der Krise“ oder die Konferenzen „Gutes Leben für alle“, in denen Akteure mit unter-

schiedlichen Kerninteressen gemeinsam an Nachhaltigkeitsthemen arbeiten. Allerdings werden in beiden 

Fällen andere Themen stärker als das Thema „Nachhaltige Mobilität“ diskutiert (vgl. Wege aus der Krise, 

Gutes Leben für alle, siehe Abschnitt 6). 

Zieht man in Betracht, dass die österreichischen Gewerkschaften innerhalb dieser fragmentierten Diskursbe-

dingungen agieren, die wiederum Einfluss auf ihre Positionierung haben, so lassen sich ihre Mobilitäts- und 

Verkehrskonzepte weder aus einer innergewerkschaftlichen Logik noch vor der Folie umwelt- und klimapoliti-

scher Normative erhellen. Die gewerkschaftlichen Positionen zu Mobilität und Verkehr sind vielmehr einge-

bettet in jahrzehntelange Erfahrungen sozialpartnerschaftlicher Lösung von Problemen sowie in zunehmende 

Erfahrungen thematischer Aufkündigungen dieses Arrangements durch die Unternehmensseite. Dadurch 

sind sie herausgefordert, sich wiederauflebenden Polarisierungen zu stellen und ihre Mitglieder für arbeit-

nehmerInnenfreundliche Mobilitäts- und Verkehrspolitik zu mobilisieren. Zudem sind die Gewerkschaften 

bezogen auf räumliche Mobilität selbst ein Teil der fragmentierten Öffentlichkeiten, in denen umweltpolitische 

und sozialpolitische Akteure traditionsgemäß relativ unabhängig voneinander ihre Konzepte und Aktionen 

entwickelten. Dadurch sind sie herausgefordert, mobilitätsbezogene ArbeitnehmerInneninteressen gegen-

über neuen interessanten AkteurInnen und Konzepten zu öffnen und diese im eigenen Interesse zu re-

positionieren.



 

Derzeit sind die dominanten Formen der Mobilität sowie der dazu genutzte Verkehr komplexen, aber weitge-

hend noch nicht-nachhaltigen Veränderungen unterworfen. Es wird zunehmend Verkehr erzeugt und eine 

Trendumkehr ist nicht ersichtlich, das hat nicht nur negative Auswirkungen auf Umwelt und Klima, sondern 

auch auf die Lebensbedingungen vieler Menschen. Daraus erwachsen multiple Problemlagen, die eine „So-

zial-ökologische Transformation der räumlichen Mobilität“ immer dringlicher machen. Multiple Mobilitätsprob-

leme beeinflussen die Arbeits- und Lebensbedingungen von Millionen Arbeitnehmer-Innen. Nicht-

nachhaltige Wirkungen zeigen sich sowohl aus sozialer als auch aus ökologischer und auch aus ökonomi-

scher Perspektive. 

 

Aus sozialer Perspektive konstituiert Mobilität moderne Gesellschaften in ambivalenter Weise (vgl. 

Bonß/Kesselring 1999, Rammler 2001). Sie eröffnet sowohl gesellschaftliche und individuelle Entwicklungs-

chancen, gleichzeitig schafft sie Zwänge zu wachsender Mobilität, die ihrerseits Entwicklungschancen limitie-

ren. So öffnet bzw. verschließt der Zugang bzw. Nicht-Zugang zu Mobilität und Verkehrssystemen die Chan-

cen für gesellschaftliche Teilhabe (vgl. Bauhardt 2001, Altenburg 2009, Daubitz 2011). Dieser Zusammen-

hang gewinnt immer mehr an Bedeutung, da Mobilität eine Grund-struktur moderner Gesellschaften be-

schreibt und zu ihrem Identitätskern gehört (vgl. Bonß/Kesselring 1999, Kaufmann 2002, Urry 2000). Mobili-

tät strukturiert zunehmend nicht nur alle gesellschaftlichen Bereiche, sondern auch alle sozialen Beziehun-

gen. 

Infolgedessen sind beispielsweise Beschäftigtengruppen, die nur erschwert ihre notwendigen Arbeitswege 

realisieren können, nicht nur gezwungen, Abstriche an ihrer beruflichen Entwicklung hinzunehmen oder die-

se ganz aufzugeben. Ihnen erwachsen daraus auch vielfältige soziale Folgekosten. Zudem entstehen zu-

sätzliche finanzielle, soziale und psychologische Mobilitätskosten, wenn Beschäftigtengruppen nicht nur 

schlecht an ihre Erwerbsstätten angebunden sind, sondern auch wenn sie notwendige Betreuungs-, Bil-

dungs- und Versorgungsorte schlecht erreichen können. Das betrifft Frauen in überdurchschnittlichem Maße. 

So wurde in verschiedenen empirischen Studien belegt, dass sich in Österreich das „Eineinhalb-

VerdienerInnen-Modell“ weitgehend durchgesetzt hat. Frauen tragen nach wie vor den Großteil der Familien- 

und Betreuungsarbeit und suchen daher ihre Arbeit nach dem Prinzip der Teilzeitmöglichkeit und der Woh-

nortnähe (vgl. Schier 2010, Bergmann 2014, Hader 2015). 

Mobilitätsbezogene ArbeitnehmerInneninteressen sind also durchaus differenziert. Sie werden durch Verän-

derung in den räumlichen und zeitlichen Bedingungen der Erwerbsarbeit insgesamt und der jeweiligen Bran-

chenbedingungen, aber auch durch die Bedingungen der unbezahlten Pflege- und Haushaltsarbeit beein-

flusst. Die Veränderungen aller Formen der Arbeit in mobilen Gesellschaften sind eng verzahnt mit ökologi-



schen sowie mit ökonomischen Herausforderungen. Alle Formen der Arbeit werden wie das Alltagsleben 

insgesamt zunehmend einem Mobilitätsimperativ unterworfen (vgl. Kesselring/Vogl 2010, Hader 2010, 

2015). Dies zeigt sich nicht zuletzt in der Zunahme der PendlerInn sowie der Länge an arbeitsbezogenen 

Wegen und den damit verbundenen Belastungen. 

 

Abbildung 3-1: Anteil der PendlerInnen an den Erwerbstätigen 2014 (Quelle: Statistik Austria, Ab-

gestimmte Erwerbsstatistik, eigene Darstellung) 

Nach Angaben von Statistik Austria pendeln infolge der Trennung von Wohn- und Arbeits-orten 53 % aller 

Beschäftigten von ihrer Wohngemeinde zu ihrem Arbeitsplatz in einen anderen Ort. Im Detail pendeln 18,6 

% in eine andere Gemeinde desselben politischen Bezirks, 21,1 % pendeln in einen anderen politischen 

Bezirk desselben Bundeslandes und 13,3 % pendeln in ein anderes Bundesland oder ins Ausland (Statistik 

Austria 2015, 56). Der Anteil der PendlerInnen ist zudem im Vergleich zu 2009 um 0,6 % gestiegen. 

Beschäftigte aller Wirtschaftssektoren müssen in Bezug auf Arbeitsort und Arbeitszeit, sowie zunehmend 

auch in der Arbeit selbst mobil sein (Dienstreisen, wechselnde Arbeits-orte). Arbeitswege nicht nur zur, son-

dern auch in der Arbeit werden länger. Die Arbeit wird so immer mehr zu „mobiler Arbeit“, das heißt zu einer 

Arbeit, die zu einem erheblichen Anteil an anderen als der Hauptarbeits-stätte stattfindet (vgl. Bullinger 2003, 

die Definition von Kesselring 2012, 84 und der ECaTT in Kandola 2007, 6, Brandt 2010). 2 

Der zunehmende strukturell erzwungene Mobilitätsdruck für ArbeitnehmerInnen wurde von vielen der inter-

viewten GewerkschafterInnen angesprochen. Die folgende Einschätzung eines GPA-Mitgliedes steht stell-

vertretend dafür. 3 

                                                      
2 Aufgrund mangelnder Daten sind genaue Angaben zur Größenordnung des Phänomens mobiler Arbeit schwierig. Für Euro-

pa gibt Hess an, dass die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung in ihrer Arbeit „potenziell mobil“ ist (Hess 2007,17). Für 

Deutschland hat der DGB 2008 in einer Untersuchung belegt, dass 37 % der befragten Beschäftigten an wechselnden Ar-

beitsorten tätig sind (Brandt 2010, 9, Fuchs 2008). Der Trend zu flexiblerer Arbeit ist insgesamt ungebrochen. Es liegt daher 

durchaus im Beschäftigteninteresse, dass die Kosten mobiler Arbeit zwischen ihnen und den Unternehmen geteilt werden 

(Räthzel/Uzzel 2012). Es ist daher zu analysieren, inwiefern dieses Interesse von österreichischen Gewerkschaftsmitglie-

dern und FunktionärInnen aktiv artikuliert und in Positionen und Aktivitäten umgesetzt wird. 

3 Aufgrund mangelnder Daten sind genaue Angaben zur Größenordnung des Phänomens mobiler Arbeit schwierig. Für Euro-

pa gibt Hess an, dass die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung in ihrer Arbeit „potenziell mobil“ ist (Hess 2007,17). Für 

Deutschland hat der DGB 2008 in einer Untersuchung belegt, dass 37 % der befragten Beschäftigten an wechselnden Ar-

beitsorten tätig sind (Brandt 2010, 9, Fuchs 2008). Der Trend zu flexiblerer Arbeit ist insgesamt ungebrochen. Es liegt daher 

durchaus im Beschäftigteninteresse, dass die Kosten mobiler Arbeit zwischen ihnen und den Unternehmen geteilt werden 
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IP17: „Die ganze Welt ist schneller geworden, es haben sich Probleme potenziert. Es ist so, dass sich Firmen 

schneller verändern. Es wird jeden Tag umstrukturiert, (…) deswegen gab es in Oberösterreich [beispielswei-

se] die Oberösterreichische [X-]AG. Das war ein Monolith, im positiven Sinn und der Arbeitgeber, die Wirt-

schaft ist solide. Das Unternehmen ist jetzt aufgedröselt worden und in der [Y-]AG in 16 Gesellschaften ver-

schwunden, und das sorgt auch für Mobilität – gezwungenermaßen. Auch dass viel, viel öfter Jobwechsel statt-

finden und man Menschen auch zum Teil zwingt [zu pendeln]. Oder zum Beispiel: Wir haben letztes Jahr einen 

Sozialplan verhandelt mit der Filiale [Z], das war in dem Fall eine Produktion, die wird mehr oder weniger still-

gelegt und da gibt es dann schon Angebote: ‚Sie können in Wien arbeiten, sie können in Nürnberg arbeiten.‘ 

Ja, eh schön, nur, da muss ich einmal hinkommen! Einige haben sogar gesagt: ‚Kann ich mir vorstellen.‘ Das 

sind Alleinstehende oder Leute, die gesagt haben: ‚Ich bin eh mobil, mir hat das nie was gemacht, soll es sein, 

fahre ich nach Nürnberg.‘ Da hat es so gepasst, aber es gibt auch Leute, die dann sagen: ‚Ich habe da mein 

Haus gebaut, ich habe da meine Familie, drei Kinder, ich kann nicht pendeln oder nicht in dieser Form pen-

deln.“ (17, 396-410) 

In dieser Aussage wird deutlich, dass sich durch die strukturell bedingten Mobilitätszwänge die Lebensquali-

tät verschlechtert und insbesondere das Familienleben unter Druck gerät. Es wird auch deutlich, dass nicht 

alle ArbeitnehmerInnen sich diesen Zwängen unterordnen können und wollen. Sie erwarten in ihren Interes-

sen gegen unzumutbare Mobilitätszwänge vertreten zu werden. 

Dies gilt umso mehr, da gleichzeitig mit dem erwerbsbezogenen Zwang zum Pendeln oder Arbeits-wechsel 

auch der Mobilitätsdruck für die nicht bezahlten Arbeiten wächst. Unbezahlte Pflegearbeiten, die vorrangig 

von Frauen geleistet werden, werden heute nicht nur in der eigenen Wohnung, sondern auch in den Woh-

nungen von Angehörigen durchgeführt. Auch die Betreuung von Kindern erfordert ein hohes Maß an Beweg-

lichkeit und Flexibilität, da heute bereits Aktivitäten von Kindern außer Haus stattfinden und die Begleitung 

von Minderjährigen zu einer wichtigen Mobilitätsaufgabe von Eltern geworden ist (vgl. Buhr 1999, Funk 

2008; Segert 2013, Wolf-Eberl/Segert 2013). 

Da sich der Zuwachs arbeitsbezogener Mobilitätszwänge für die Mehrheit der Beschäftigten aber nur lang-

sam vollzieht, begegnen ihm viele Beschäftigte und GewerkschafterInnen eher individuell-pragmatisch. Die 

Unzufriedenheit mit zunehmenden Pendelzwängen, sich verlängernden Arbeitswegen, mit unfreiwilligem 

Zeitverlust und teils enormen Kosten formiert sich – auch unter dem Druck anderer Probleme – bisher kaum 

als grundlegendes gewerkschaftsübergreifendes Interesse. 

Dadurch sind die Gewerkschaften in doppelter Weise herausgefordert, zum einen erscheint es notwendig, 

einen kollektiven Reflexionsprozess über die sozialen Hintergründe der schleichenden Privatisierung berufli-

cher und alltäglicher Mobilität in Gang zu setzen. Nur so können neue Kernziele gewerkschaftlicher Arbeit 

sinnstiftend formuliert werden und mobilisierend wirken. Zum anderen fordern die komplexer werdenden 

Mobilitätsanforderungen für alle Beschäftigten die österreichischen Gewerkschaften auch aus einem weite-

ren Grund heraus, durch die zunehmende Mobilität werden die räumliche Verwurzelung in den Betrieben 

und die damit verbundenen solidarischen Beschäftigtenbeziehungen destabilisiert. Gleichzeitig wächst der 

Druck auf Arbeitsplatzabbau bzw. Verschlechterung der Arbeitsbedingungen in allen Branchen. Beide Ten-

denzen fordern die Gewerkschaften dazu heraus, neue Bindungs- und Mobilisierungsstrategien zu entwi-

ckeln, die auch das Thema Mobilität aufnehmen. Hier kann das gezielte Aufgreifen von Mobilitätsinteressen 

der ArbeitnehmerInnen beider Geschlechter, in allen Branchen und in Unternehmen aller Größengruppen als 

Bindungschance begriffen und genutzt werden. 

Anders gesagt, die Gewerkschaften sind herausgefordert, den wachsenden Mobilitätsdruck auf alle Beschäf-

tigten zu einem zentralen gewerkschaftlichen Thema zu machen und gemeinsam eine sozial gerechte Stra-

tegie zu entwickeln, die die Chancen ökologischer Formen der Mobilität und der dafür zu entwickelnden Ver-

                                                                                                                                                                                

(Räthzel/Uzzel 2012). Es ist daher zu analysieren, inwiefern dieses Interesse von österreichischen Gewerkschaftsmitglie-

dern und FunktionärInnen aktiv artikuliert und in Positionen und Aktivitäten umgesetzt wird. 



kehrssysteme im Interesse der ArbeitnehmerInnen nutzt. Arbeitsbezogene Mobilität sollte nicht mehr unaus-

gesprochen als eine weitgehend individuell zu erbringende Leistung der Beschäftigten akzeptiert werden, 

wobei die ungleichen Belastungen daraus nur im Nachhinein sowie unökologisch abgeschwächt werden, 

während vorausschauende verkehrstechnische Änderungen außer Acht bleiben. Stattdessen könnten die 

Gewerkschaften das Thema „solidarischer Abbau von Mobilitätszwängen“ durch eigene nachhaltige Be-

triebsstandort-, Siedlungs- und Mobilitätskonzepte besetzen und so dem verbreiteten Fatalismus entgegen-

treten, man könne nichts gegen den täglichen Arbeitsbeginn im Stau machen. 

 

Aus ökonomischer Perspektive zeigt sich, dass aufgrund der zunehmenden Mobilität von Bevölkerung und 

wirtschaftlichen Gütern der „Verkehrssektor“ und die ihm zuliefernden Branchen eine wichtige Rolle für die 

österreichische Volkswirtschaft spielen. Das betrifft die Verkehrsdienstleistungen, die durch öffentliche und 

private Dienstleister zur Verfügung gestellt werden. Es betrifft zudem die Produktion von Verkehrsmitteln 

bzw. von Teilen für Verkehrsmittel sowie die Herstellung und Erhaltung von verkehrstechnischen Infrastruk-

turen. Die damit befassten Unternehmen leisten einen wichtigen Beitrag sowohl zur Wertschöpfung als auch 

zur Beschäftigung. Eine Zusammenschau der Beiträge dieser Branchen ist aufgrund der zugänglichen statis-

tischen Aufbereitung nach ÖNACE schwierig. 4 Annäherungsweise sollen die folgenden Daten, ihre ökono-

mische Bedeutung belegen. So betrug 2015 die Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen für den Wirt-

schaftsbereich Verkehr 5 17,14 Mrd. Euro (vgl. Statistik Austria, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen). 

 

Abbildung 3-2: Bruttowertschöpfung im Wirtschaftsbereich Verkehr zu Herstellungspreisen  

1995-2015 (Quelle: Statistik Austria, eigene Darstellung) 

                                                      
4  Die Systematik ÖNACE-Systematik der Wirtschaftsbereiche erfasst im Bereich H neben dem Verkehr auch die Lagerei, die 

für die hier interessierende Fragestellung getrennt werden müssten. Hinzugezogen werden müssten aber Teile des Wirt-

schaftsbereiches C (Sachgüterproduktion). Hier werden von den verschiedenen Verbänden jeweils die für sie wichtigen Be-

triebe ausgewiesen. Zudem ergeben sich Probleme aus dem 1995 erfolgten Übergang von der Industriestatistik zur Kon-

junkturstatistik, durch die die Produktions- und Beschäftigungsleistungen eine Reihe kleinerer Unternehmen hier nicht er-

fasst werden. Weitere Probleme ergeben sich aus der Zuordnung zur Kammersystematik u.a.m. Ungeachtet dieser statis-

tisch bedingten Ungenauigkeiten lassen die zugänglichen Daten die Größenordnung sowie Trends erkennen. 

5 ÖNACE Wirtschaftsbereich H. 
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Wie Abbildung 3-2 zeigt, verzeichnet der Wirtschaftsbereich Verkehr in Österreich mit Ausnahme des Kri-

senjahres 2009 ein Wachstum. Verkehrsprognosen gehen bis 2025 auch weiterhin von einer wachsenden 

Verkehrsnachfrage aus, daher wird der Beitrag der Verkehrsbranche zur volkswirtschaftlichen Gesamtent-

wicklung auch weiterhin hoch bleiben (vgl. BMVIT et al. 2009). 

 

Abbildung 3- 3: Abgesetzte Produktion der Österreichischen Fahrzeugindustrie 1995-2015, Kon-

junkturstatistik (Quelle: Fachverband der Fahrzeugindustrie in der WKÖ, eigene Darstellung) 

Auch die Fahrzeugindustrie leistet einen wichtigen Beitrag zur nationalen Wertschöpfung. So stieg nach 

Berechnungen des Fachverbandes Fahrzeugindustrie die abgesetzte Produktion dieser Branche zwischen 

1995 und 2015 trotz des starken Konjunktureinbruchs in 2009 von Euro 4,5 Mrd. auf mehr als Euro 13 Mrd. 

(siehe Abbildung 3-3). 

Dieser beachtliche Beitrag zur Wertschöpfung wird nicht zuletzt durch die hohe Produktivität dieser Branche 

bedingt. 

 

Abbildung 3-4: Produktivität pro Stunde in der Fahrzeugindustrie (Quelle: Eurostat Datenbank, 

Weyer-strass, IHS 2016, 6) 
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Wie Abbildung 3-4 zeigt, nimmt die österreichische Fahrzeugindustrie im europäischen Vergleich bei der 

Produktivität nicht nur nach Deutschland den zweiten Rang ein, sie gehört auch zu den Ländern mit den 

höchsten Wachstumsraten. 

Die ökonomische Wirkung von Verkehr und Fahrzeugindustrie erschöpft sich nicht im unmittelbaren Beitrag 

zum BIP. Mit ihrer Arbeit erbringen die Beschäftigen dieser Branchen auch einen wichtigen Beitrag für die 

gute Erreichbarkeit von Wirtschaftsstandorten durch Personen und Güter. Eine gute Erreichbarkeit hat nicht 

nur, wie oben bereits dargestellt, eine wichtige soziale Bedeutung. Sie bestimmt auch maßgeblich die Stan-

dortentscheidungen von Unternehmen, die ihrerseits Arbeitsplätze in anderen Branchen schaffen. Und sie 

bestimmt die dadurch ermöglichten Wertschöpfungspotenziale der gesamten Volkswirtschaft. 

Verkehr und Fahrzugbau leisten zudem einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung und Schaffung von Arbeits-

plätzen. Auch hier sind die statistischen Angaben nach ÖNACE für eine Zusammenschau mobilitätsrelevan-

ter Branchen unübersichtlich (vgl. ABA, Statistik Austria, IV 2013, VCÖ 2004, Eich-mann/Nocker 2015, Leo-

dolter 2016). Für den öffentlichen Verkehr gibt der VCÖ (VCÖ 2004, 16) 152.000 direkt sowie indirekt Be-

schäftigte an. Hier sind Beschäftigte bei Bahn-, Bus- und Taxiunternehmen einbegriffen. Hinzu werden 

20.000 Beschäftigte in der Bahnzulieferindustrie gerechnet, die für den Export arbeiten (ebenda). Neuere 

Daten der Arbeiterkammer beziffern die Beschäftigung im öffentlichen Verkehr ebenfalls auf 170.000 (Leo-

dolter 2016, 4). Allein bei den Wiener Linien arbeiten derzeit mehr als 8.000 Beschäftigte. 

Die Industriellenvereinigung stellt für das „System Bahn“ im Jahr 2011 interessante Überblicksdaten zur 

Verfügung (IV 2013). Hier werden die ökonomischen Leistungen der ÖBB, weiterer Eisenbahnunternehmen 

sowie der Unternehmen der österreichischen Bahnindustrie, die bahnspezifische Fahrzeuge und Ausrüstun-

gen für den Eisenbahnverkehr und den schienenrelevanten Nahverkehr produzieren, zusammengefasst. Sie 

beschäftigten 2011 insgesamt 54.000 Arbeitskräfte und erwirtschafteten eine Wertschöpfung von 4,1 Mrd. 

Zudem wurden 210 Mio. Fahrgäste und 100 Mio. Tonnen Güter befördert. Euro (IV 2013, 7). 

Durch die Automotivindustrie werden laut ABA ca. 450.000 Arbeitsplätze gesichert, wenn man nicht nur die 

direkten Arbeitsplätze, sondern auch die indirekten Effekte der Branche mit einbezieht (ABA, 1). Allerdings 

lässt sich bezogen auf die Beschäftigungsleistung der Fahrzeugindustrie in den vergangenen 20 Jahren nur 

ein geringeres Wachstum erkennen. Gegenwärtig zeigt sich eher eine Seitwärtsbewegung. 

 

 

Abbildung 3-5: Beschäftigte in der österreichischen Fahrzeugindustrie 1995-2015, Konjunkturstatis-

tik (Quelle: Fachverband der Fahrzeugindustrie in der WKÖ, eigene Darstellung) 



Obwohl die Fahrzeugindustrie, wie Abbildung 3-5 zeigt, zu jenen Branchen gehört, die einen Teil der Be-

schäftigungsverluste der Krise 2008/11 wieder ausgleichen konnten, gibt es keine Signale für einen erneuten 

starken Aufschwung. Vielmehr gibt es in den Unternehmen Unsicherheit, da der in der Branche unausweich-

liche und jahrelang verzögerte systematische Ausbau der E-Mobilität eine geringere Fertigungstiefe als bei 

fossil getrieben Motoren mit sich bringt und so Arbeitsplätze nicht nur qualitativ verändert werden, sondern 

ihre Zahl mit hoher Wahrscheinlichkeit verringert wird. 

Hier zeichnen sich enorme Herausforderungen für die österreichischen Gewerkschaften ab, für die von die-

sem Strukturwandel betroffenen ArbeitnehmerInnen einen gerechten Ausgleich sowie neue berufliche Chan-

cen durch Qualifizierung und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu erreichen. Dies gilt umso mehr, als ge-

rade die Fahrzeugindustrie einem wachsenden globalen Konkurrenzdruck durch branchenfremde Unter-

nehmen insbesondere aus dem IT-Bereich ausgesetzt wird (vgl. Wedeniwski 2015). 

Dieser wachsende internationale Konkurrenzdruck betrifft nicht nur die Produktion von Verkehrsmitteln (z. B. 

selbstfahrende Autos), sondern auch die Gestaltung von Verkehrsdiensteistun-gen (über private Online-

Vermittlungsdienste für Fahrdienstleistungen). Aber auch der Privatisierungsdruck auf die Gestaltung von 

Investitionen in Infrastrukturen verschlechtert nicht nur die Arbeitsbedingungen, sondern auch die Chancen 

zu gerechter Mobilität aller AreitnehmerInnen (z. B. über Privatisierung von Mautgebühren, privates Tra-

cking). Er erzeugt hohe sozial-ökonomische Kos-ten. Die damit verbundenen ökologischen Auswirkungen 

sind auf den ersten Blick ambivalent. Möglicherweise können das Verharren innerhalb der Logik automobiler 

Fortbewegung mit Elektromotoren und die Privatisierung von Infrastrukturen zur Einsparung von CO2-

Emmissionen führen, aber damit bleiben andere ökologische und vor allem soziale Probleme ungelöst oder 

werden verschärft. Dies hindert die daran interessierten ökonomischen Akteure nicht, entsprechende Kon-

zepte voranzutreiben und sich dafür Unterstützung aus der Politik zu holen. 

Vor diesem Hintergrund sehen sich alle Akteure nachhaltiger Mobilität und Verkehrsangebote starken nicht-

nachhaltigen Rahmenbedingungen ausgesetzt, nicht nur die Gewerkschaften. Solche schwierigen Rahmen-

bedingungen werden beispielsweise durch das teilweise kriminelle Festhalten an fossilen Technologien 

durch die Automobilbranche (Dieselskandal), durch den Abbau staatlicher Regelungen für Verkehrsanbieter 

(Liberalisierung) bei gleichzeitigem Aufbau juristischer Hürden für solidarisch vorsorgend organisierte Ver-

kehrsangebote (Sozialdumping, Wettbewerbszwang), durch die Stärkung privater Verkehrsangebote und 

den Mangel an kundInnenfreundliche Regelungen für digitalisierte Verkehrsdienstleistungen gekennzeich-

net. Allen diesen Tendenzen ist gemeinsam, dass die Gewinnsteigerung und mögliche Regulierungen über 

den Preis im Vordergrund stehen. 

Die nicht-nachhaltigen Tendenzen des globalen Marktes werden zudem in vielen Aspekten durch die euro-

päische Verkehrspolitik und entsprechende Gesetzgebungen und Regelungen unterstützt, während solidari-

sche ökologische Prinzipien durch sozial-ökologische Allianzen eigenständig konzipiert erkämpft werden 

müssen. Es sind also nicht die ökonomischen Zwänge allein, die nicht-nachhaltige Formen der Mobilität 

aufrechterhalten. Diese werden auch durch eine marktzentrierte europäische Verkehrspolitik begünstigt. 

Diesen internationalen Rahmenbedingungen können sich die nationalen Akteure nicht entziehen (vgl. AK et 

al. 2012, Maertens 2012, Forba 2015). Das gilt auch für die Gewerkschaften. 

Alle interviewten GewerkschafterInnen des Verkehrssektors waren sich einig, dass sich die Bedingungen für 

ihre Arbeit durch die Art und Weise, wie die Umstrukturierungen ihrer Branchen gegenwärtig vor sich gehen, 

in den vergangenen zwei Jahrzehnten verschlechtert haben. So formuliert ein Betriebsrat, der in der VIDA 

organisiert ist: 

IP9: „Es hat sich gegenüber früher sehr, sehr, sehr viel verändert. Früher war das so: (…) Man ist einfach von 

dem Standpunkt ausgegangen, es wird schon nichts passieren, man fährt sowieso. Ich kann es nur in meinem 

Bereich sagen, von der ÖBB. 1992 war ein kräftiger Schnitt, 1995 war ein kräftiger Schnitt, wo man die ÖBB 

umstrukturiert hat. (…) Damals hat die Bevölkerung oder auch meine Mitarbeiter haben damals gesagt: ‚Es 

wird schon nichts passieren!‘ Aber die Zeit ist jetzt da, wo man es täglich sieht: (…) Es hat sich das Manage-



ment total verändert. Früher war das in meinem Bereich so, dass man sich an einen Tisch gesetzt hat: Der Be-

triebsrat mit der Unternehmensleitung. Man hat da sicher auch schwere Verhandlungen geführt, aber man ist 

mit einem Handshake auseinandergegangen. Man hat sich nicht klagen müssen. Heute ist es so: Mit jedem 

kleinen Pfurz muss ich auf das Gericht gehen. Sie wissen es genau bei mir, dass sie nicht gewinnen, ja. Aber 

es kostet uns wirklich Geld. Das ist einmal ein Faktor, wie die Unternehmenskultur jetzt ist.“ (9, 268-283) 

Das Zitat verdeutlicht, wie stark sich die Rahmenbedingungen für gewerkschaftliche Arbeit bis hinunter auf 

die Betriebsebene verändert haben. Der Interviewte betont, dass sich das Verhandlungs-klima selbst zwi-

schen Partnern die sich im Unternehmen eigentlich seit Jahren persönlich kennen, verschlechtert hat. Die 

frühere „Handschlagqualität“ von Vereinbarungen zwischen Betriebsrat und Unternehmen zu den ver-

schiedensten Problemen ist einer „Verrechtlichung des Umgangs“ 6 gewichen. Die Gewerkschaften müssen 

ihre Rechte auf gerechte Entlohnung, auf den Erhalt qualifizierter Arbeitsplätze und guter Arbeitsbedingun-

gen immer häufiger einklagen, was nicht nur Geld, sondern auch Kräfte bindet, die nicht für andere Aufga-

ben zu Verfügung stehen. Das verringert die Möglichkeiten der Gewerkschaften leistbare, sozial angemes-

sene und ökologisch verträgliche Arbeitsmobilität zu aktiv thematisieren und entsprechende Aktionen zu 

organisieren. 

Verbindet man den Gedanken der historisch gewachsenen großen ökonomischen Bedeutung verkehrsbezo-

gener Branchen in Österreich mit der Verschlechterung der Rahmenbedingungen durch Privatisierung und 

Liberalisierung, so ergeben sich enorme Herausforderungen für alle Nachhaltigkeitsakteure. Der sozial-

ökologisch notwendige Umstieg auf nachhaltige Verkehrslösungen und technologischen Strukturen muss 

gleichzeitig auch ökonomisch kostengünstig gestaltet werden. Neue Fahrzeuge, Infrastrukturen sowie Ver-

kehrsdienstleistungen müssen im Wettbewerb mit den nicht-ökologischen privatisierten Lösungen bestehen 

können. Dies schließt die dreifach nachhaltige Gestaltung transnationaler sowie digitalisierter Verkehrssys-

teme ein (Eckart 2006, Maertens 2012, Högelsberger 2014a). 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit für alle Akteure der Nachhaltigkeit, auch für die Gewerkschaften, die 

Ineffizienz des privaten individuellen Autoverkehrs (MiV) öffentlichkeitswirksam aufzudecken, wie dies unter 

dem Stichwort „Kostenwahrheit“ bereits offensiv für den Güterverkehr diskutiert wird (vgl. ÖIR, AK Wien 

2007; Greil, AK Wien 2009, 2012). Die Gewerkschaften sind in diesem Zusammenhang auch dazu heraus-

gefordert, sich möglichst zeitnah und intensiv mit den neuen privatisierten Formen digitaler Verkehrslösun-

gen zu beschäftigen, die zunehmend den Markt erobern. Es gilt rasch zum Thema digitalisierte Mobilität 

einen eigenen Standpunkt im ArbeitnehmerInneninteresse zu entwickeln. Dabei geht es darum, den Ausbau 

öffentlicher digitalisierter Verkehrssysteme sowie den Ausbau und die Vernetzung nichtmotorisierter Mobilität 

in ganz neuen Dimensionen zu denken und verkehrspolitisch zu stärken. Andernfalls wird dieser Trend durch 

die ökonomischen Prämissen des ungehinderten Marktes und des Gewinnwachstums dominiert. 

 

Aus ökologischer Perspektive ergibt sich Dringlichkeit von Veränderungen im Lebensbereich Mobilität dar-

aus, dass verkehrsbedingt – insbesondere durch den Straßenverkehr – nach wie vor ein erheblicher Teil der 

Treibhausgase erzeugt wird. Im Verkehr wurden in Österreich 2013 28 % der Treibhausemissionen erzeugt. 

Nach Berechnungen des Umweltbundesamtes (Umweltbundesamt 2015, 11) wies der Verkehr in diesem 

Zeitraum Treibhausgasemissionen von ca. 22,3 Mio. Tonnen CO2-Äquivalent auf. Damit sind die verkehrs-

bedingten Emissionen 2013 im Vergleich zu 2012 um 4,7 % oder 1 Mio. Tonnen gestiegen. Die Stickoxid-

Emissionen liegen dabei um 26 % über dem zulässigen Höchstwert. Hauptverantwortlich für diese Über-

schreitung sind die hohen Emissionen der dieselbetriebenen Fahrzeuge im Straßenverkehr. 

                                                      
6 Von Verrechtlichungstendenzen und der damit verbundenen Limitierung gewerkschaftlicher Handlungsspielräume berichten 

auch die GewerkschafterInnen auch bezogen auf die europäische Ebene (siehe Abschnitt 6). 



Die verkehrsbedingten Treibhausemissionen werden in Österreich zu 54 % vom Personenverkehr verur-

sacht, sie umfassen 15 % der gesamten Emissionen. Für den Güterverkehr betragen diese Anteile 45 % 

bzw. 13 %. 1 % der gesamten Emissionen des Verkehrssektors verteilen sich auf den Bahn-, Schiffs- und 

nationalen Flugverkehr sowie auf mobile militärische Geräte (Umweltbundesamt 2015, 97). 

 

Abbildung 3-6: Anteil des Verkehrssektors an den Emissionen in Österreich 2013 (Quelle: Umwelt-

bundesamt 2015) 

Abbildung 3-6 zeigt die deutliche Steigerung an Emissionen, die seit 1990 verkehrsbedingt zu verzeichnen 

ist. Zwar wurde der Ausstoß seit 2005 aufgrund verschiedener Förderprogramme um 9,6 % verringert (vgl. 

BMVIT 2013, 2014, BMLFUW 2016). Um aber auf einen Emissionspfad einzuschwenken, der mit dem 2°C-

Ziel kompatibel ist und der die ambitionierten umweltpolitischen Ziele bis 2050 erreicht, sind weitreichende 

neue Maßnahmen notwendig. Im neuen Klimaschutzbericht heißt es dazu: „Dies betrifft insbesondere den 

Bereich des fossilen Kraftstoffverbrauchs im Verkehr sowie maßgebliche Technologieumstellungen in der 

Industrie. Für Österreich besteht jedenfalls Handlungsbedarf zur Entwicklung einer nationalen Klima- und 

Energiestrategie bis 2030, idealerweise bis 2050.“ (Umweltbundesamt 2015, 9). 

Der große Handlungsbedarf im Bereich Mobilität wird nicht zuletzt anhand der wachsenden Zahl an Fahr-

zeugen plastisch (siehe Abbildung 3-7), die nicht nur klimaschädliche Emissionen erzeugen, sondern auch 

zeitraubenden Stau und Parkplatzsuche sowie Lärmbelastungen und Unfälle verursachen. Zwar sind die 

Emissionen von Autos in den vergangenen Jahren durch technologische Fortschritte zurückgegangen, aber 

ein nachhaltiger Rückgang der Fahrzeuge auf den österreichischen Straßen wurde bisher nicht erreicht. 

An diesen Daten wird deutlich, dass eine nachhaltige klimaverträgliche Transformation gerade im Verkehr 

nicht ohne Veränderungen der Mobilität von Millionen Menschen möglich ist. Diese wiederum kann nicht 

einfach per Gesetz, moralischem Appell oder mittels einzelner technischer Innovationen verändert werden. 

Der Mobilitätswandel so vieler Menschen bedarf vielmehr eines multiplen Wandels, der Änderungen von 

alltäglichen Praktiken aller sozialen Gruppen ebenso einschließt wie der Änderung von institutionellen Rege-

lungen, von Akteurskonstellationen, Verkehrsinfrastrukturen, von Verkehrsdienstleistungen und Verkehrsmit-

teln u.a.m. (Dangschat/Segert 2011, Urry 2012, Littig 2012, Högelsberger 2015). 



 

Abbildung 3- 7: KfZ-Neuzulassungen 1990-2015 (Quelle: Statistik Austria ) 

Zieht man all diese Herausforderungen in Betracht, so geht es um einen grundlegenden Wandel des gesam-

ten Systems der Mobilität und nicht nur um Veränderungen innerhalb des vorhandenen Verkehrssystems. 

Dies hat Konsequenzen für die Ausarbeitung von Konzepten für einen sozial-ökologischen Wandel von Mo-

bilität, die auch für die Gewerkschaften bedeutsam sind. Es wird deutlich, dass eine sozial-ökologische 

Transformation räumlicher Mobilität und der dazu notwendigen Verkehrsangebote nicht an externe Akteure 

ausgelagert werden kann. Vielmehr ist es für die Gewerkschaften notwendig, Veränderungen der eigenen 

Mobilitätspraktiken der ArbeitnehmerInnen selbst zu thematisieren. Dies kann den Gewerkschaften, als den 

VertreterInnen der Interessen der ArbeitnehmerInnen nur gelingen, wenn sie an deren Mobilitätsprobleme 

direkt anknüpfen und ihre arbeitsbezogenen Mobilitätsbedürfnisse systematisch konzeptualisieren. Es kann 

hingegen nicht gelingen aus einer moralisierenden Position, die Probleme von Natur, Umwelt oder ähnli-

chem ohne Bezug zu den Interessen der ArbeitnehmerInnen thematisiert. 



 

 

Die österreichischen Gewerkschaften haben in den vergangenen zwei Jahrzehnten in ihrer Verkehrspolitik 

eine grundlegende Themenöffnung vollzogen: Weg von einer sozialen Verkehrspolitik mit dem Ziel „Autos für 

alle“ hin zur Förderung des öffentlichen Verkehrs „Öffis für alle“ und der Befürwortung einer Ökologisierung 

in diesem Feld (vgl. VIDA o.J., VIDA 2010, VIDA 2012a, c, VIDA 2015b, VIDA o.J.). Dieser Wandel gewerk-

schaftlicher Grundsatzpositionen wird von vielen der interviewten GewerkschafterInnen als eine Leistung mit 

historischer Dimension wahrgenommen. Dafür stehen die nachfolgenden Einschätzungen aus der GÖD, der 

GBH und der Arbeiterkammer: 

IP5: „Zur Einschätzung der vollzogenen Veränderungen muss man sagen, dass in den letzten zehn Jahren, 

wenn man die Prozentsätze nimmt, eine enorme Umschichtung von der Straße zum öffentlichen Verkehr hin 

stattgefunden hat. Also das kann man nicht abstreiten. Das war auch ein Sachzwang. Es hat ja nicht so wei-

tergehen können, dass man sich um den öffentlichen Verkehr überhaupt nicht mehr kümmert. Das war ja 20, 

30 oder mehr Jahre so, dass da in Österreich nicht ein einziger Schienenkilometer gebaut wurde. (…) Die 

Westbahn von Wien bis zum Ende war völlig veraltet, desolat. Also das ist nicht so, dass da nichts passiert ist. 

Nur das war Nachholbedarf! In den 1950er, 190er und 1970er Jahren war das Verhältnis praktisch 95% zu 5%. 

Die Umschichtungen der letzten 20 Jahre waren gewaltig, aber die sind ja alle in Projekten verschwunden, die 

seit zehn, 20 oder noch mehr Jahren überfällig waren.“ (5, 367-378) 

IP13: „Es hat vor einiger Zeit Diskussionen gegeben mit so manchen Spitzenfunktionären und Betriebsräten, 

die Umweltbewusstsein nur mit ‚Grün-Denken‘ verbunden haben und die Schwierigkeiten gesagt haben: ‚Wie 

passt denn das zusammen: Auf der einen Seite bauen wir, betonieren wir, zementieren wir und auf der ande-

ren Seite sollen wir jetzt so ein ‚Grün-Denken‘ auch noch mitreinbringen. Sind wir jetzt eine Baugewerkschaft 

oder sind wir eine Umweltgewerkschaft?‘ Diese Diskussionen hat es schon gegeben, sind aber mittlerweile 

auch ausgeräumt, weil man einfach da wirklich Zusammenhänge diskutiert hat, warum das alles wichtig ist und 

auch miteinander verbunden ist und zusammenhängt: Wie gebaut wird, wie zukunftsorientiert gebaut wird, wie 

wirtschaftlich gebaut wird, wie Sanierung Auswirkungen hat auf Heizkosten, auf Emissionsausstoß und, und, 

und.“ (13, 535-544) 

IP4: „Man muss berücksichtigen, wie wir angefangen haben, das Auto sollte kein Luxusgut sein, sondern für al-

le erreichbar. Damit wurde nicht nur der Arbeitsweg leichter, sondern damit sollte ein gutes Leben für alle mög-

lich sein. Das Auto war ein Symbol für Fortschritt und Lebensqualität.“ (4, 22-27) 

Einige GewerkschafterInnen und MitarbeiterInnen der Arbeiterkammer sprechen in diesem Zusammenhang 

von einer doppelten institutionellen Öffnung der Gewerkschaften: Thematisch sowie personell. Innerhalb der 

Gewerkschaften wurde in den vergangenen 10 bis 15 Jahren nicht nur das Thema „Umstieg auf ökologische 

Mobilitätsformen“ auf die Tagesordnung gesetzt, sondern gleichzeitig gewannen ökologisch aktive Gewerk-

schafterInnen an Einfluss in den Organisationen und wurden mit wichtigen Positionen betraut. Das betrifft 

nicht nur VIDA, sondern auch andere Einzelgewerkschaften wie PRO-GE oder GBH. Mehrere der interview-



ten ExpertInnen berichten darüber, dass sie persönlich vor ihrer aktiven Gewerkschaftsarbeit in ihrer Ge-

meinde oder in NGOs u.a. auch umweltpolitisch aktiv waren und diese Orientierungen in die Gewerkschaften 

eingebracht haben. So berichtet ein PRO-GE-Mitglied: 

IP3: „Vor 20 Jahren war das schlicht kein Thema, da hat sich in der Metallgewerkschaft kein Mensch um öko-

logische Fragen gekümmert, und wenn, dann in einem negativen Sinn. Damals haben viele Betriebsräte ge-

meinsam mit den Unternehmen gegen die Grünen agiert, gegen die Umweltschutzbewegung. Heute ist das 

anders, da findet man schon Verbündete. (…) Ich gehöre zu den Leuten, die zwar brave Sozialdemokraten 

sind, aber in ökologischen Fragen eine andere Linie haben. Ich war gegen Zwentendorf, habe die Hainburger 

Au auch mitbesetzt und all diese Geschichten. Das heißt, ich komme aus einem anderen Lager, wenn man so 

will, in dieser Frage. Aber das hat für meinen Beruf eigentlich keine Rolle gespielt, bis ich dann diese Funktion 

übernommen habe, eben all diese Themen abzudecken. Und dann habe ich halt vorsichtig begonnen, dieses 

Thema in der heutigen Produktionsgewerkschaft zu thematisieren und zu sagen: ‚Wo gibt es denn da gewerk-

schaftliche Interessen?‘ Ich hätte das aber kompetenzmäßig gar nicht allein bewältigen können. Da hat sich 

zufällig die Möglichkeit ergeben, dieser Allianz ‚Wege aus der Krise‘ beizutreten, die ja auch vielen ökologi-

schen Organisationen getragen wird und da habe ich mir gedacht: ‚Das ist eine gute Chance!‘ Habe das vor-

geschlagen und auch ohne großen Widerstand durchgesetzt. (…) Ich bin der Meinung, (…) dass eben auch 

Themen wie Mobilität einfach auf der Tagesordnung stehen und für mein Dafürhalten ganz massiv die Interes-

sen unserer Mitglieder berühren. Dann war der zweite Schritt, dieses Thema innerhalb der Produktionsge-

werkschaft wirklich zu bearbeiten und da hat der Bundesvorstand eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die ein eige-

nes Ökosteuerkonzept der Produktionsgewerkschaft erarbeitet hat. Das ist ein Jahr lang gegangen und da 

konnte ich natürlich viel auf die Erfahrungen und Konzepte bereits zurückgreifen, die ich aus dieser Diskussion 

hatte, aber sie jetzt mit den führenden Funktionären in der Gewerkschaft, die ja auch Betriebsräte sind, disku-

tieren.“ (3, 49-76) 

In der praktischen Gewerkschaftsarbeit hat sich vor allem VIDA den oben beschriebenen Herausforderungen 

im Verkehrssektor gestellt. Dabei kann die Gewerkschaft mit den gut organisierten Mitgliedern der ehemali-

gen Gewerkschaft der Eisenbahner (GdE) rechnen. Diese haben sich bereits 2000 mit den Konsequenzen 

der Umstrukturierung der ÖBB für ArbeitnehmerInnen und KundInnen auseinandergesetzt und diese The-

men in die neue Gewerkschaft VIDA eingebracht. 2006 initiierte die Gewerkschaft eine Kampagne gegen 

den Abbau des öffentlichen Nahverkehrs mit dem Titel: „Österreich steht auf der Straße – ohne Bus und 

Bahn“. 

 

Abbildung 3-8: ÖGB/Gewerkschaft der Eisenbahner-Kampagne „Österreich steht auf der Straße“ 

(Quelle FSG) 



In der Kampagne wurden nicht nur die vom Arbeitsplatzabbau betroffenen eigenen Mitglieder, sondern auch 

die Öffentlichkeit angesprochen. Für Beteiligte und Beobachtende wurde so erfahrbar gemacht, welche Kraft 

im Interesse der Sicherung arbeitnehmerInnenfreundlicher Verkehrsangebote mobilisierbar ist. 

Seit dem Inkrafttreten der PSO-Verordnung der EU 2009, wurde dann zunehmend auf internationaler Ebene 

in Zusammenarbeit mit der ETF sowie auf nationaler Ebene gemeinsam mit der Arbeiterkammer und ande-

ren Gewerkschaften wie der Younion aktiv um soziale Qualitätskriterien bei der Auftragsvergabe des öffentli-

chen Verkehrs gerungen (vgl. VIDA/AK 2009, VIDA 2011). Die Aktionen für soziale Vergabekriterien wurden 

mit der Abwehr einer ungehinderten Marktöffnung des europäischen Eisenbahnverkehrs und den damit ein-

hergehenden Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen sowie der regionalen Angebote des ÖPNV, etwa 

der Nebenbahnen, verbunden. (vgl. VIDA 2010a, VIDA 2012a, c 2015d). 

2011 wurde von VIDA gemeinsam mit Greenpeace und EVN das Konzept „Energie [R]evolution Österreich 

2050“ entwickelt, in dem auch ökologisch verträgliche Ziele für die Verkehrsentwicklung enthalten sind. Ge-

fordert wurden der Ausbau und die Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs sowie der Schnittstellen zwi-

schen verschiedenen Verkehrsmitteln, die Erhöhung der Leistungsfähigkeit des öffentlichen Verkehrs, die 

Intensivierung des kombinierten Verkehrs und weitere Maßnahmen zugunsten eines Umstiegs in Richtung 

nachhaltiger Mobilität (vgl. Bliem et al. 2011). 

Von aktueller Bedeutung ist die vom ÖGB und der Arbeiterkammer unterstützte „Europäische Bürgerinitiative 

für faire Arbeit im Transport“ (vgl. AK 2016). Sie versucht europaweit die Bürger für gerechte Arbeitsbedin-

gungen im Transportwesen zu mobilisieren, da die Europäische Union zwar den grenzüberschreitenden 

Marktzugang der Anbieter fördert, nicht aber die von der damit verbundenen Verschlechterung der sozialen 

und ökologischen Standards betroffenen ArbeitnehmerInnen und KundInnen schützt. 

 

 

Abbildung 3- 9: Europäische Bürgerinitiative für faire Arbeit im Transport (Quelle: VIDA, ETF) 

Neben VIDA reagieren aber auch andere im Verkehrssektor aktive Gewerkschaften wie die Younion – die 

Daseinsgewerkschaft oder PRO-GE sowie der ÖGB auf den Liberalisierungs- und Privatisierungsdruck der 

EU auf Mobilitätsdienstleistungen und die damit einhergehenden Belastungen wie Sozialdumping und Ar-

beitsplatzabbau für die Beschäftigten im Verkehrssektor. Häufig tragen die Aktivitäten keinen solchen weit-

reichenden und gewerkschaftsübergreifenden Charakter wie bei der Europäischen Bürgerinitiative für faire 

Arbeit im Transport. Noch fehlt es an einem konsistenten und mobilisierungsstarken Konzept. Ungeachtet 

dessen wird die Öffnung der österreichischen Gewerkschaften für ökologische Probleme bei einem Teil der 

Mitakteure wahrgenommen. 



Der Wandel gewerkschaftlicher Positionen bezogen auf nachhaltige Mobilität wird von VertreterInnen der 

interviewten NGOs sehr unterschiedlich wahrgenommen. Das Spektrum reicht von einer grundsätzlichen 

Kritik an allen Sozialpartnern, ohne dass eine Differenzierung zwischen Gewerkschaften, Arbeiterkammer 

und Wirtschaftskammer vorgenommen wird, über eine resignierte Feststellung gewerkschaftlicher Inaktivität 

bis hin zur Wahrnehmung von Veränderungen gewerkschaftlicher Positionen sowie der Anerkennung sozial-

ökologischer Leistungen der österreichischen Gewerkschaften. Diese polaren Perspektiven werden exemp-

larisch in den folgenden drei Zitaten von VertreterInnen ökologisch engagierter NGOs sichtbar: 

IP33: „Immer dieses Jammern um Arbeitsplätze. Reden wir nicht um den heißen Brei herum. Die Sozialpart-

ner, Arbeiterkammer, Gewerkschaften, Wirtschaftskammer sind gegen die Abschaffung der Pendlerpauschale, 

sie sind gegen die Besteuerung des Flugbenzins, gegen Grundsteuer in Flughäfen usw. Wann geraten die 

endlich in Bewegung?“ (33, 12-15) 

IP21: „Die Gewerkschaften sichern teilweise erworbene Rechte ab, die berechtigt waren vor 200 Jahren so-

wieso und in den 1950er/60er/70er Jahren im Rahmen des Wiederaufbaus. Da war es wichtig, dass nicht nur 

Kapitalisten was verdienen, sondern auch die Arbeiter was davon haben und diese damals errungenen Rechte 

passen zum Teil nicht mehr in die jetzige Welt. Solche Dinge wie die Pendelpauschale. Da ist die Position der 

Gewerkschaft schwach, sie vertreten ein Gießkannenprinzip. Das ist gut für reiche Ärzte, die von Wien ins Um-

land gezogen sind und die jetzt finanziert werden, dass sie hereinpendeln mit ihrem Zweit- und Drittauto. Und 

dafür setzen sich eine Arbeiterkammer und eine Gewerkschaft ein? Die haben im Kopf den armen Waldviert-

ler, dem der Arbeitsplatz aus Gmünd in den Ballungsraum abgezogen wurde und jetzt der Arbeit nachpendeln 

muss. Das sind aber ganze 5 % der Pendler. Es ist richtig, dass es diesen sozialen Ausgleich braucht, aber 

der sollte als sozialer Ausgleich und nicht als eine generelle Finanzierung aller, die in Bewegung geraten sind 

durch Mobilität. (…) Also Pendelpauschale ist eines, aber es gibt natürlich auch den generellen Widerstand 

von Gewerkschaften und Arbeiterkammer gegen eine kosten-wahre Treibstoffbesteuerung, den generellen Wi-

derstand gegen eine völlig unausgewogene Wohnbauförderung, was auch immer Raumordnungspolitik und so 

Siedlungspolitik betrifft da ziehen die einfach nicht mit. (…) Das ist meine Grundkritik generell an den Sozial-

partnern, das betrifft die Wirtschaftskammer genauso: Die hängen an errungenen Rechten und es gibt gute 

Untersuchungen darüber, dass die Beschäftigten oder die Einzelunternehmen deutlich fortschrittlicher sind als 

die Funktionäre der Standesvertretungen. (…)“ 

I: „Das war jetzt eine Einschätzung zu den Sozialpartnern insgesamt. Können Sie noch etwas genauer auf Ihre 

Erfahrungen mit den Gewerkschaften eingehen?“ 

IP21: „Also, wo wir wirklich gut zusammengearbeitet haben mit den Gewerkschaften, das war im Rahmen der 

EU-Politik, wenn es um Fragen ging wie Gigaliner, internationale Standards im Eisenbahnwesen, Grenzüber-

schreitungsfragen. Da waren wir immer auf einer Linie, das war, das ist nach wie vor eine gute Arbeitsteilung 

im Sinne: Wir als VCÖ [bringen ein] mehr so diese verkehrspolitischen Fragen und die Gewerkschaft mehr die 

sozialpolitischen Fragen: Wie schaut es aus mit der Kostenwahrheit, das heißt, wie geht es einem LKW- Fah-

rer? Werden da ausreichend Ruhezeiten usw. eingehalten. Dasselbe hat man natürlich bei den Bahnbediens-

teten, wo man sagt: ‚Was passiert da in einem grenzübergreifenden Verkehr? Da hören wir natürlich immer auf 

der Gewerkschaft.“ (21, 46-64, 138-148) 

IP35: „Also wir haben uns 2000 gegründet und haben von Anfang an mit den Gewerkschaften zusammenge-

arbeitet. Meiner Meinung nach hat es, als ‚Schwarz/Blau‘ passiert ist, schlagartig eine Öffnung der Gewerk-

schaften gegenüber Akteuren wie attac bedeutet. (…) Das erste große Event, das wir gemacht haben, war 

2001 ein Gegengipfel, 7 den haben wir in der Arbeiterkammer in Salzburg gemacht und da waren auch Ge-

werkschafter. Der ÖGB hat uns damals schon unterstützt und auch die Eisenbahnergewerkschaft hat uns mit 

Räumen unterstützt. (…) Es gibt auch viele Kontakte, die ich in die Gewerkschaften habe, weil das teilweise 

auch Leute sind, mit denen ich studiert habe, wie der [X] in der GPA oder der [Y]. ÖGB, GPA, Eisenbahnerge-

                                                      
7 Vgl. attac 2001. 



werkschaft – diese Unterstützung war wichtig schon für unsere Kampagnen. (...) Die Kontakte zur Produkti-

onsgenossenschaft sind für mich erst später gekommen, da war der Kontakt zu [Z] wichtig. (…) Also ich habe 

das als relativ unkompliziert in Erinnerung, z.B. der Kontakt mit dem Willi ist auf dieser Konferenz entstanden, 

wir sind uns über den Weg gelaufen. (…) Ich habe das relativ unkompliziert in Erinnerung. Wir hatten vom An-

fang an als Zugang, die Gewerkschaften nicht als unseren Gegner zu sehen, sondern eher zu sagen: ‚Okay, 

da gibt es Dinge, die einfach viele derzeit anders sehen und wir haben da einen anderen Blick drauf und wir 

möchten sozusagen den Blick mit möglichst vielen teilen und diskutieren.‘ Das ist auch so eine spezielle Rolle, 

die wir ausführen nicht nur in Österreich, auch in anderen Ländern, dass wir es geschafft haben, sehr unter-

schiedliche Akteure, die bis dahin vielleicht nicht miteinander wirklich geredet haben, zusammenzubringen. 

(35, 203-222)  

Bei eingehender Analyse der Positionen von Organisationen, für die die Gewerkschaften Partner nachhalti-

ger Mobilität sein können oder bereits sind, zeigt sich folgendes Bild: NGOs, VerkehrsexpertInnen, Gemein-

devertreterInnen u.a. Organisationen, die in konkreten Arbeitszusammenhängen bzw. Diskussionsplattfor-

men an konkreten Mobilitätsfragen mit GewerkschaftsvertreterInnen zusammenarbeiten, bewerten deren 

Positionswandel sowie einzelne Kampagnen tendenziell positiv. Dies gilt auch für NachhaltigkeitsakteurIn-

nen, die das Tempo gewerkschaftlicher Veränderungen durchaus kritisch begleiten, etwa bezogen auf das 

Pendlerpauschale oder eine ökologische Steuerreform u.a.m. 

Von Seiten dieser ökologischen NGOs und anderer Nachhaltigkeitsakteure gibt es daher zahlreiche Wün-

sche, wie die gemeinsame Strategieentwicklung und Kampagnenarbeit weiterentwickelt werden kann. Dies 

gilt gerade dann, wenn sich die Zusammenarbeit zwischen beiden Seiten in den vergangenen Jahren wei-

terentwickelt hat. Hier zwei Beispiele: 

IP21: „Ein zusammenfassender Punkt wäre: „Liebe Gewerkschaft und liebe Arbeiterkammer, schaut bitte nicht 

immer nur auf den Preis, weil die Kosten, die auf anderen Ebenen entstehen, z.B. durch Zeitaufwand sind viel 

größer, weil die Wege dadurch [z.B. durch Schließung von Verkaufsstellen aufgrund von Preiskampf] länger 

werden. Und dann habe ich auch wieder die Ungleichbehandlung zwischen Frauen und Männern, weil halt die 

Teilzeitbeschäftigten eher gezwungen sind, dann das noch unterzubringen in ihren Verkehrswegen. Das wis-

sen wir ja, dass die Mobilitätsketten von Frauen doppelt zu differenziert sind als die von Männern. (…) Wo 

müsste das höhere Interesse einer Arbeiterkammer oder einer Gewerkschaft sein? Doch darin: ‚Geht es den 

Leuten gut? Und es ist eben genau nicht der Preis, was das gute Leben ausmacht. (…) Was gehört zu hoher 

Lebensqualität? Da spielen natürlich niedrige Lebenshaltungskosten eine Rolle. Das ist aber nur ein Faktor. 

Ein zweiter wesentlicher ist: Alles tun zu können: Also, kurze selbstbestimmte Wege. (…) Und kein Lärm: Ich 

kann das Fenster aufmachen und mich erschlägt nicht Lärm. (…) Ein zweiter Wunsch wäre: Bereits im Rah-

men der Positionsentwicklung stärker in die Kommunikation zu gehen, das ist jetzt nichts gewerkschaftsspezi-

fisches, das tut der ganzen Gesellschaft gut.“ (21, 573-581, 595-608, 617-618) 

IP35: Die große Herausforderung, würde ich sagen, ist, noch viel stärker Strategien gemeinsam zu entwickeln, 

Strategien, wie man Alternativen vorantreiben kann. Und da würde ich mir von den Gewerkschaften auch mehr 

Konfliktbereitschaft wünschen und mehr Umsetzungsorientierung im Sinne von: Dafür kämpfen. (…) Was auch 

noch super wäre: Eine strukturiertere Form noch zu finden, wie man die vielen GewerkschafterInnen mit 

neuen Perspektiven erreichen kann. (35, 344-352) 

Im Unterschied zu diesen konkreten Wünschen an die Entwicklung sozio-ökologischer Positionen der Ge-

werkschaften äußern sich NachhaltigkeitsaktivistInnen, die nicht in solchen neuen systematischen Arbeits-

zusammenhängen mit GewerkschafterInnen arbeiten, zu deren Aktivitäten eher negativ. Sie konstatieren, 

dass die Gewerkschaften bezogen auf ihre jeweiligen Positionen und Arbeitsgegenstände nicht als Partner 

zur Verfügung stehen oder dass sie dabei nicht-nachhaltige Positionen vertreten. Das Spektrum negativer 

Einschätzung ist breit. Nicht selten ist es emotionalisiert, von Ungeduld getragen. Von beiden Seiten werden 

in diesem Zusammenhang auch Fremdheiten zwischen den jeweiligen Kommunikationskulturen und An-



spruchshaltungen konstatiert. Hier eine Reflexion einer ökologischen AktivistIn, die selbst mit Gewerkschaf-

terInnen zusammenarbeitet, um diese Fremdheiten in der gemeinsamen Arbeit zu überwinden. 

IP34: Ja, es gibt diese Entfremdung. Im Kern geht es um die politische Auseinandersetzung mit der enteralen 

Lebensweise, wo die Rechten den Standpunkt vertreten: ‚Wir müssen uns nicht ändern.‘ Und ich erlebe quasi 

den gleichen Mob [wie gegenüber Flüchtlingen], wenn es um Parkpickerl geht, (…) wenn die obere Mittel-

schicht vollkommen irrrational etwas verteidigt. Gerade auch das Konzept der enteralen Lebensweise verleitet 

dazu, dass auch die Arbeiterschaft im gegnerischen Lager ist, weil sie aus nachvollziehbaren Gründen das 

Bestehende verteidigt. Man muss im Stande sein, deren Probleme wahrzunehmen und dann sagen: ‚Das Be-

stehende kann aber nur durch Veränderung verteidigt werden‘. Das muss ja der Diskurs sein. Mit dem Stand-

punkt: ‚Neben uns die Sintflut‘ bist du einfach nicht anschluss-fähig [bei Arbeitern], Wenn du wirklich das Wort 

‚Profiteure‘ für jeden Menschen in Österreich verwendest, dann fühlen sich diese Leute zu Recht so, dass 

ihnen was weggenommen wird. (…) Und da bist du im Kern des Problems, dass die Gewerkschaft natürlich 

über die Jahrzehnte kulturell konservativ geworden ist und dass das bei den Grünen, die ja nur mehr kulturell 

progressiv sind, ganz massive Entfremdungsprozesse auslöst, (34, 180-200) 

In den Interviews wird bei der Formulierung solcher Fremdheiten immer wieder deutlich, dass es hier nicht 

nur um unterschiedliche Kulturen des Umgangs, divergierende habituelle Ausdrucksformen und Vorlieben 

geht. In der Regel geht es auch darum, inwieweit die Bedeutsamkeit der Kernpositionen des Gegenübers als 

relevant akzeptiert und mitgetragen wird. Es geht also auf beiden Seiten um die Frage, welche Schwerpunk-

te für nachhaltige Mobilität gesetzt werden, d.h. welche Positionen aktuell in diesem Feld bezogen werden. 

 

Wie positioniert sich der ÖGB im beschriebenen Kontext in seinem aktuellen „Grundsatzprogramm“ zu sozi-

al-ökologischen Veränderungen räumlicher Mobilität? 

Basis des Grundsatzprogramms des ÖGB ist das Bekenntnis zu Solidarität, Gerechtigkeit und Demokratie 

(vgl. ÖGB 2013). Unter Berücksichtigung der aktuellen ökonomischen Entwicklungen in Europa werden die 

Sicherung des Sozialstaates, die Stärkung des Binnenmarktes und die Regulierung der Märkte als grundle-

gende Aufgaben formuliert. Ausgehend davon werden vielfältige spezifische Aspekte der Beschäftigtensitua-

tion und daraus folgender gewerkschaftlicher Ziele programmatisch formuliert. Das Programm beschreibt 

konkrete Problemlagen und leitet dann politische Forderungen im Beschäftigteninteresse ab. 

In diesem Problemkreis des aktuellen Grundsatzprogramms des ÖGB werden nachhaltig gestaltete Mobilität 

und entsprechende Verkehrssysteme nicht als eigenständiges Interessens- und Handlungsfeld in Form ei-

nes eigenen Schwerpunktthemas (Kapitels) formuliert. Dies ist insofern erklärungsbedürftig, als das Grund-

satzprogramm mit einem breiten Begriff von Beschäftigteninteressen arbeitet. Diese umfassen nicht nur 

Interessen, die den unmittelbaren Arbeitsprozess im Unternehmen betreffen, sondern vielfältige weitere Inte-

ressen wie Gesundheit, Pflege, Pensionen, Mindestsicherung, Familienpolitik und Bildung. Diese breit ge-

fassten Beschäftigteninteressen erklären sich einerseits als Voraussetzungen für die Sicherung der Arbeits- 

und Leistungsfähigkeit von Beschäftigten, andererseits sind sie unabkömmliche Bestandteile für ein „Guten 

Lebens und Gutes Arbeiten“, für das der ÖGB im Interesse seiner Mitglieder eintritt. Deshalb wird im ÖGB-

Programm allen diesen Lebensbereichen ein eigenständiges Kapitel gewidmet. Aber arbeitsbezogene 

„nachhaltige Mobilität“ hat diesen Rang im Programm bisher nicht erhalten, obwohl sie eine grundlegende 

Voraussetzung für „Gute Arbeit“ und ein „Gutes Leben für alle“ darstellt. 

Die gewerkschaftlichen Grundsatzpositionen zu Mobilität und Verkehr werden im aktuellen Grundsatzpro-

gramm des ÖGB vorrangig in den Schwerpunktthemen „Österreichische Wirtschaft“ sowie „Europa“ und 

„Ökologisierung“ thematisiert: 



Im Schwerpunkt „Europa“ werden beschäftigtenbezogene Mobilitätsinteressen in das grundlegende soziale 

Interesse nach solidarisch gestalteter und ökologisch orientierter Daseinsvorsorge eingebettet. Dort heißt es: 

„Die Entwicklung und der Erhalt qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienstleistungen (u.a. … Verkehr …) sind 

von essentieller Bedeutung für eine solidarische Gesellschaftsordnung (ÖGB 2013, 83). Leistungen der Da-

seinsvorsorge müssen weiterhin von der öffentlichen Hand erbracht werden.“ (ÖGB 2013, 75).  

Zugleich wird gefordert, dem Druck der Europäischen Union in Richtung Liberalisierung und grenzüber-

schreitender Ausschreibung öffentlicher Dienstleistungen Einhalt zu gebieten (ÖGB 2013, 82). Ausgehend 

vom Grundinteresse solidarischer Daseinsvorsorge werden dann auch ökologische Maßnahmen vom ÖGB 

gefordert: „Verbindliche Anwendung und Berücksichtigung sozialer Kriterien, einschließlich Kollektivverein-

barungen sowie ökologischer Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Aufträge.“ (ebenda, 83). Die dafür not-

wendigen Aufwendungen sind durch solidarische Finanzierungssysteme aufrecht zu erhalten und als „Inves-

titionen“ statt als „Kostenfaktor“ zu bewerten (ÖGB 2013, 83). Der ÖGB setzt sich für eine gerechte Vertei-

lung dieser Mittel auch im ländlichen Raum ein. Der hier unterstrichene europäische Bezugsrahmen ist für 

eine arbeitnehmerInnengerechte Mobilitätsentwicklung essentiell, ebenso seine Verankerung im sozialen 

Grundprinzip der Daseinsvorsorge. 

Allerdings ist die Daseinsvorsorge eine gesellschaftspolitische Aufgabe im Interesse aller Bürger, sie thema-

tisiert nicht die besonderen Interessen von Beschäftigten. Es fehlt also ein konzeptioneller Link zur institutio-

nellen Besonderheit gewerkschaftlicher Interessenvertretung sowie zur Metaebene arbeitsbezogener Mobili-

tätsinteressen. Da dieser konzeptionelle Link fehlt, bleibt im ÖGB-Grundsatzprogramm auch die Sicherung 

und Entwicklung von „Nachhaltiger Mobilität der Beschäftigten“ im Unterschied zu eigenständigen Themen-

bereichen wie „Pflege“ oder „Bildung“ auf den ersten Blick verborgen. Da es diesen Link zur Besonderheit 

erwerbsbezogener Mobilitätsinteressen nicht gibt, bleibt die Chance ungenutzt, „Mobilität“ thematisch mit 

den erwerbsbezogenen Kapiteln „Arbeitszeit“ oder „Gesundheit“ zu verbinden, und so eine mit diesen The-

men vergleichbar wichtige gewerkschaftliche Aufgabe und damit eine aktive gewerkschaftliche Mobilitätspoli-

tik zu begründen. 

Im Schwerpunkt „Österreichs Wirtschaft“ wird das Thema Mobilität ebenfalls aufgegriffen. Es wird dort zu-

nächst aus der Perspektive gerechter Steuern und Lastenverteilung beleuchtet. Gefordert wird die „Erhö-

hung und Ökologisierung des Pendlerpauschales“ (ÖGB 2013, 95) sowie eine „soziale Systemumstellung 

von Freibeträgen auf Absetzbeträge“ und dass PendlerInnen, die den öffentlichen Verkehr nutzen, das gro-

ße Pauschale erhalten sollen. Weiters wird gefordert: „Die Industrie-entwicklung in den Zukunftsbereichen 

(insbesondere Umweltschutztechnik, Energieeffizienz, Ökologisierung der Produktion, moderne Verkehrsmit-

tel und -logistik) ist gezielt voranzutreiben.“ (ÖGB 2013, 96). Hier stehen „Ökologisierung der Produktion“ 

und „moderne Verkehrsmittel“ noch nebeneinander, daher bleibt offen, ob sich die „Ökologisierung der Pro-

duktion“ ebenfalls auf „moderne Verkehrsmittel und -logistik“ bezieht oder ob Modernität von Verkehrsmitteln 

relativ unabhängig der Ökologisierung der Produktion gedacht werden kann. Bezüge zur kritischen Moderni-

sierungsdebatte, die erste und zweite Moderne bzw. fossile und postfossile Moderne unterscheiden, finden 

sich nicht. Damit wird eine technikkritische Sicht auf Verkehrsmittelinnovationen, die an fossilen Brennstoffen 

festhalten, nicht genutzt. Ein gewerkschaftlicher Konversionsansatz zugunsten postfossil angetriebener Ver-

kehrsmittel findet sich bisher im ÖGB-Grundsatzprogramm nicht. 

Konzeptuell bedeutsam ist aber, dass im Kapitel „Österreichs Wirtschaft“ dem Thema „Verkehrspolitik“ ein 

eigenständiger Abschnitt gewidmet wird. Die Situationsanalyse des ÖGB fällt dabei sehr kritisch aus. Es wird 

diagnostiziert, dass das gegenwärtige EU-Konzept des möglichst billigen Transportes, der Liberalisierung 

und des Wachstums internationaler Güterströme den Beschäftigteninteressen nach Verbesserung der Ar-

beits- und Lebensbedingungen (einschließlich Mobilität) diametral entgegengesetzt ist. Die gegenwärtig 

dominierende Verkehrspolitik führt stattdessen zu Sozialdumping und Umweltschäden, geht auf Kosten der 

flächendeckenden Versorgung, der Sicherheit, eines hohen Ausbildungsniveaus sowie auf Kosten des er-

reichten Lebensstandards und des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Kritisiert werden aus gewerkschaftli-



cher Perspektive intransparente zwischenstaatliche Regelungen, die zur Umgehung nationaler und europäi-

scher Standards einladen. Der ÖGB fordert daher umfassende Gesetzesänderungen im Verkehrssektor 

sowie Kostenwahrheit zwischen den Verkehrsträgern, da der Schienenverkehr durch die gegenwärtigen 

Lösungen benachteiligt wird. Die Forderungen konzentrieren sich zum einen auf juristische Veränderungen 

auf verschiedenen Ebenen zugunsten der Beschäftigten sowie der KundInnen des Öffentlichen Verkehrs. 

Sie konzentrieren sich zum anderen auf die Sicherung leistbarer flächendeckender Versorgung mit öffentli-

chen Verkehrsmitteln und die Sicherung öffentlicher Eigentumsstrukturen. 

Aus dieser wirtschaftspolitischen Perspektive wird die Sicherung der Interessen der Beschäftigten im Ver-

kehrssektor gegen neoliberale Angriffe als eine wichtige wirtschaftspolitische Aufgabe definiert, die zudem 

im gesamtgesellschaftlichen Interesse der Daseinsvorsorge liegt. Hier wird eine kämpferische Position zu-

gunsten zukunftsfähiger öffentlicher Verkehrsdienstleistungen vertreten, allerdings wird sie eher als Re-

Aktion auf Angriffe gegen öffentliche Dienstleistungen und auf Arbeitsplätze im Verkehrssektor formuliert. 

Der Kampf um zukunftsfähige Verkehrsdienstleistungen ist prinzipiell anschlussfähig an Konzepte zur Kon-

versation fossil betriebener Verkehrsmittel, diese werden aber im ÖGB-Grundsatzprogramm nicht direkt als 

eine gewerkschaftliche Grundsatzaufgabe dargestellt. Zudem erscheint der sozial-ökologische Wandel der 

Mobilität als eine abgeleitete Folge wirtschaftspolitischer Maßnahmen, nicht als ein aktiver Gegenstand der 

Gewerkschaftsarbeit. 

Eine bedeutsame Entwicklung des ÖGB-Grundsatzprogramms stellt die Aufnahme eines Kapitels zur „Öko-

logisierung“ dar. Damit beziehen die österreichischen Gewerkschaften Position für die Ökologisierung aller 

Lebensbereiche. Vergleicht man das Kapitel mit den vorherigen, zeigt sich, dass es einer anderen Logik folgt 

als die zuvor dargestellten wirtschafts- und sozialpolitisch eingebetteten Themen, die die gewerkschaftlichen 

Kernaufgaben begründen. Ausgangspunkt der in diesem Kapitel dargestellten Forderung des ÖGB nach 

„Ökologisierung aller Lebensbereiche“ ist die sich verändernde Umwelt- und Ressourcensituation in Gestalt 

des Klimawandels und der Endlichkeit fossiler Energieträger. Hier greift der ÖGB direkt die Argumentation 

ökologischer Akteure auf. Im Programmtext wird implizit vorausgesetzt, dass damit die allgemeinen Grund-

lagen der Sicherung von Beschäftigteninteressen untergraben werden und dass daher der sozial-

ökologische Wandel der Produktions- und Lebensweise im Beschäftigteninteresse liegt. Konkretere Zusam-

menhänge zwischen positiv formulierten Beschäftigteninteressen und notwendiger Ökologisierung werden 

hingegen auch hier nicht ausgeführt und als eigenständiger gewerkschaftlicher Grund für sozial-ökologische 

Forderungen benannt. Die besondere Perspektive des ÖGB in Bezug auf den sozial-ökologischen Wandel 

richtet sich darauf, dass die „Kosten der Ökologisierung sozial gerecht verteilt“ werden, dass folglich der als 

notwendig akzeptierte ökologische Umbau der Gesellschaft nicht nur ökologisch, sondern auch sozial gestal-

tet wird. So heißt es: 

„Das Klima wandelt sich, das Erdöl geht langsam aus. Wir stehen vor der Herausforderung, die Art und Weise 

zu verändern, wie wir wirtschaften und leben (…) Die ökologische Umgestaltung muss aber so vor sich gehen, 

dass sozial Schwache keine finanziellen Einbußen haben.“ (ÖGB 2013, 103) 

Ausgehend von dieser Position zeigt sich, dass die ersten vier Forderungen, die der ÖGB im Zusammen-

hang mit der Ökologisierung von Wirtschaft und Gesellschaft aufstellt, sich alle auf den Wandel der Ver-

kehrspolitik beziehen: 

 „Vorrang für Bahnausbau vor Straßenausbau; 

 Ausbau und Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs; 

 Ausbau der Radwege, bessere Vernetzung mit öffentlichen Verkehrsmitteln; 

 Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Straßen.“ (ÖGB 2013, 103) 

Diese hervorgehobene Reihung mobilitätsbezogener Forderungen unterstreicht die große Bedeutung, die 

die österreichischen Gewerkschaften aktuell dem sozial-ökologischen Wandel im Verkehrssektor im Ver-



gleich zu Aktivitäten in anderen Sektoren wie „Energie“ oder „Bauen“ zumessen. Die oben konstatierte re-

aktive Position des ÖGB-Grundsatzprogramms für sozial-ökologisch verträgliche Mobilität und Verkehr wird 

allerdings auch durch die Aufnahme direkter ökologischer Forderungen nicht wirklich überwunden. Reagiert 

wird hier speziell auf die Auswirkungen der ökologischen Krise auf die Beschäftigten. Umweltfreundliche 

Mobilität und Verkehr stellen als solche kein Primärziel des ÖGB dar. Zudem ist die ökologische Krise für die 

österreichischen Gewerkschaften eine Rahmenbedingung neben anderen, wie die Liberalisierung und Priva-

tisierung von öffentlichen Diensten. Vor diesem Hintergrund erscheint die Arbeit an umweltfreundlicher Mobi-

lität als ein Zusatz zu seinen sozialen Kernaufgaben. Oder sie kann zumindest so verstanden werden. In der 

Folge sind umweltschonende Aktivitäten von zusätzlichen Ressourcen abhängig, wenn andere Aufgaben 

drängen, werden sie nicht realisiert. Diese Problemsicht findet sich auch in vielen Interviews mit gewerk-

schaftlichen AktivistInnen. Das folgende Zitat eines Gewerkschafters der Vida steht dafür stellvertretend: 

IP2: „Ökologische Aufgaben erledige ich neben vielen anderen, aber andere haben eben mehr Gewicht. Ich 

könnte viel mehr machen, aber die Zeit reicht einfach nicht.“ (2, 108-109) 

Insgesamt belegt die Analyse des ÖGB-Grundsatzprogramms, dass die flächendeckende Versorgung mit 

leistbaren und hochwertigen öffentlichen Verkehrsdiensten als grundlegendes gewerkschaftliches Ziel gese-

hen wird. Dieses Ziel wird zweifach sozial begründet: 

  als gesellschaftspolitisches Problem der solidarischen Sicherung flächendeckender und sozial gerech-

ter ÖV-Versorgung als Teil der Daseinsvorsorge für alle Bürger 

  als branchenspezifisches Problem der Sicherung qualifizierter, sicherer Arbeitsplätze für die Beschäftig-

ten im Verkehrssektor. 

Ökologische Forderungen werden bezogen auf Mobilität und Verkehr zwar ausdrücklich aufgestellt, aber sie 

stehen neben, oder besser gesagt, nach den gewerkschaftlichen Hauptzielen oder sie erscheinen als be-

sondere Aufgabe eines speziellen ökonomischen Sektors: des Verkehrssektors, dessen Beschäftigten und 

der dort aktiven Gewerkschaften – allen voran der Gewerkschaft VIDA. 

Aus diesem Grund werden nachfolgend zum Vergleich auch die „Verkehrspolitische Forderungen der Ge-

werkschaft VIDA“ analysiert. Sie formulieren den gesellschaftspolitischen Ansatz ausführlicher, der im ÖGB-

Grundsatzprogramm nur punktuell ausgeführt ist. Nicht nur in den Dokumenten, auch in den geführten Inter-

views zeigte sich, dass GewerkschafterInnen von VIDA in besonderer Weise für den Themenbereich „Nach-

haltige Mobilität“ sensibilisiert sind. Dies zeigt auch das folgende Zitat aus einem Interview mit einem VIDA-

Mitglied: 

IP9: „Ich bin der Meinung, dass das Thema Verkehr und Mobilität eines der zentralsten politischen Themen 

überhaupt ist, um Gesellschaft zu gestalten, Wirtschaft zu florieren, Menschen und Güter zu bewegen, mobil 

zu machen, Chancengleichheit zu schaffen, Bildungsausgleich zu schaffen, gegen Diskriminierung zu wirken, 

da gibt es überall Beispiele dazu (…) Da geht es darum, Menschen mobil zu machen, das heißt auch bis zu 

einem gewissen Grad ihnen Freiheit zu geben, ihnen Wahlmöglichkeiten zu geben. Dieses Bewusstsein gibt 

es nicht. Das gibt es im ÖGB nicht und das gibt es auch in den politischen Parteien nur bedingt. Es sagt ein-

fach etwas aus, dass Macht- und Entscheidungsträger der Meinung sind, das [Verkehr und Mobilität] ist nicht 

das zentrale Thema, sondern es ist was, was wir den Grünen und Blauen überlassen.“ (9, 109-119) 

Ausgangspunkt der verkehrspolitischen Forderungen von VIDA ist die Gewährleistung der Mobilität der Be-

völkerung und der Wirtschaft „möglichst ohne Unterscheidung nach Einkommen, Alter, Gesundheit usw., (...) 

also die Möglichkeit bzw. Notwendigkeit der Bedürfnisbefriedigung auf anderen Standorten – zu ermögli-

chen.“ (VIDA 2010a, 5). Die Verkehrspolitik wird dabei als Mittel gesehen, dieses Ziel zu erreichen. Ver-

kehrspolitik hat daher neben infrastrukturellen Aufgaben auch übergreifende wirtschaftliche, sozialpolitische 

und ökologische Aspekte. Im Kern werden diese in den VIDA-Prinzipien zusammengefasst: 

„Vermeiden – Verlagern – Verbessern“ (VIDA 2010, 43). 



In diesem Dreiklang wird ein grundsätzlich offensiver transformationsorientierter Ansatz ausgedrückt, der 

nicht bei der Verbesserung bestehender Mobilitätsregime und Verkehrssysteme stehen bleibt. Hier geht es 

gleichberechtigt mit Verkehrs- „Verlagerung“ auch um Verkehrs- „Vermeidung“, also um ein Kernziel von 

Verkehrskonzepten mit starker ökologischer Ausrichtung. 

Allerdings werden auch durch dieses VIDA-Konzept einige programmatische Inkonsistenzen des ÖGB-

Grundsatzprogramms nicht völlig behoben. Eine Inkonsistenz ergibt sich daraus, dass die „Verkehrspoliti-

schen Forderungen“ aus der Perspektive einer Einzelgewerkschaft formuliert sind. Zwar bildet eine grundle-

gende gesellschaftspolitische Position den Ausgangspunkt: Im Konzept werden die Interessen aller „Men-

schen“, der „Bevölkerung“, nach gerechter und umweltverträglicher Mobilität grundsätzlich formuliert. Auf 

branchenpolitischer Ebene werden dann die Interessen der Verkehrsbeschäftigten formuliert. Aber die Inte-

ressenebene zwischen Bevölkerung und Verkehrsbeschäftigten, also die besonderen Mobilitätsinteressen 

aller Erwerbstätigen, bezogen auf eine sozial-ökologische Gestaltung ihrer Arbeitswege, werden auch hier 

nicht explizit konzeptualisiert. Da die arbeitsbezogenen Mobilitätsinteressen aller Beschäftigten aller Bran-

chen auch im ÖGB-Grundsatzprogramm bisher nicht expliziert werden, bleibt eine Frage offen: Wie werden 

die Interessen aller Mitglieder aller Einzelgewerkschaften an sozial-ökologisch gestalteten Arbeitswegen als 

gemeinsames Bindeglied aufgegriffen, diskutiert und angemessen in die österreichische Gewerkschaftspro-

grammatik aufgenommen? 

Ein gewerkschaftsübergreifender Diskussionsprozess darüber, wie die österreichischen Gewerkschaften 

zukunftsfähige, sozial-ökologisch verträgliche berufliche Mobilität definieren, könnte daher ein wichtiger An-

satzpunkt für die Ausarbeitung einer offensiven branchenübergreifenden sozial-ökologischen Programmatik 

der österreichischen Gewerkschaften sein. Dies ist keine einzelgewerkschaftliche Aufgabe und kann daher 

auch nicht durch VIDA allein konzeptualisiert werden. 

Eine weitere Inkonsistenz hat weniger grundlegenden Charakter, ihre Überwindung könnte aber ebenfalls 

zur sozial-ökologischen Profilierung der Gewerkschaften beitragen. VIDA versteht ihre umwelt-schonende 

Verkehrspolitik als aktiven Beitrag zur Sozialpolitik. Dieses Verständnis ist von weitreichender Bedeutung, da 

damit tatsächlich gesamtgesellschaftspolitische Effekte für die Lebensbedingungen aller Bürger, nicht nur 

der eigenen Mitglieder, erzielt werden. Die einzelgewerkschaftlichen Aktivitäten zugunsten des öffentlichen 

Verkehrs haben allgemeine gesellschaftliche Effekte. Sie kommen nicht nur den Verkehrsbeschäftigten, 

sondern allen Bürgern zugute. Gleichzeitig gilt aber auch: Die Erfolge bei der Sicherung des öffentlichen 

Verkehrs haben auch ökologische Effekte. Die ökologischen Effekte gewerkschaftlicher Arbeit werden aber 

nicht in gleich offensiver Weise als wichtiger Beitrag zur Umweltpolitik definiert. Die Tatsache, dass die eige-

ne soziale Fokussierung in der Verkehrspolitik zugunsten eines flächendeckenden öffentlichen Verkehrs 

sowie der Sicherung hochwertiger Arbeitsplätze im Verkehrssektor auch die Emission von Treibhausgasen, 

Lärm und anderen Belastungen vermindert, Raum einspart und den Verbrauch fossiler Rohstoffe reduziert, 

wird weder durch VIDA noch durch den ÖGB in der Öffentlichkeit hinreichend offensiv als sozial-ökologische 

Leistung der Gewerkschaften vertreten. Auch deshalb gibt es unter den Gewerkschaftsmitgliedern kaum ein 

Bewusstsein über diesen Doppeleffekt ihrer zukunftsorientierten Verkehrspolitik. 

Die mangelnde öffentliche Darstellung ökologischer Effekte insbesondere gewerkschaftlicher Aktionen ge-

gen die Privatisierung des öffentlichen Verkehrs und für dessen sozialverträglichen Ausbau wird auch durch 

die geführten Interviews unterstrichen. Mit wenigen Ausnahmen 8 werden keine gewerkschaftlichen Res-

sourcen verwendet, um ökologische Effekte gewerkschaftlicher Aktivitäten zu quantifizieren, allgemeinver-

ständlich darzustellen und so in der gesellschaftlichen Öffentlichkeit den Zusammenhang von sozialer Soli-

                                                      
8  Eine Ausnahme bildet die Berechnung der wahren Kosten bei Einführung eines Taktverkehrs nach Schweizer Vorbild für 

ganz Österreich. Aber auch hier gilt, dass die erhobenen Daten und Prognosen nicht offensiv in die aktuelle öffentliche Kli-

maschutzdebatte eingebracht werden. Die ökologische Bedeutung der verkehrspolitischen Aktivitäten von VIDA, anderen 

Einzelgewerkschaften und des ÖGB bleiben so weitgehend verborgen. 

 



darität und ökologischer Nachhaltigkeit beispielhaft zu verbreiten. Aufgrund des fehlenden Bewusstseins 

über ökologische Effekte sozialer Kämpfe und verstärkt durch die oben skizzierte Fragmentierung der öffent-

lichen Mobilitätsdiskurse wird der bereits vorhandene praktisch-politische Beitrag der österreichischen Ge-

werkschaften für einen sozial-ökologischen Wandel nicht hinreichend öffentlich sichtbar. In den geführten 

Interviews zeigte sich, dass nur wenige GewerkschaftsaktivistInnen sich des Problems bereits bewusst sind. 

Dies zeigt das folgende Zitat eines VIDA-Mitgliedes: 

IP11: „Ja, das ist unser Auftrag: Das, was wir tun, auch zu inszenieren, öffentlich. Und da sind Gewerkschaften 

schlecht, grottenschlecht, in Österreich sowieso, weil wir ein bisschen auch in der Funktionärslandschaft die 

Kultur haben, wenn das jemand tut, dann ist er mediengeil oder will was werden (…) Aber an unserem Bild in 

der Öffentlichkeit müssen wir viel mehr arbeiten, auch professioneller werden, nur so können wir mobilisieren.“ 

(11, 286-306) 

Auf der anderen Seite werden öffentliche sozial-ökologische Statements von GewerkschafterInnen und ge-

meinsam abgestimmte Auftritte mit ökologischen Partnerorganisationen von diesen als bedeutsam empfun-

den, wie das folgende Zitat zeigt: 

IP35: „Ich denke, dass da Dinge auch möglich geworden sind, die vor einigen Jahren noch gar nicht möglich 

gewesen wären. Z.B. letztes Jahr haben wir vor dem Klimagipfel in Paris eine Fotoaktion gemacht, vor dem 

Parlament. Da war der Generalsekretär vom ÖGB dabei, dann zwei Vertreter von Umweltorganisationen und 

ich. Wir haben gemeinsam Fotos gemacht. (…) Also man könnte ja auch irgendwo mal ein Papier nur unter-

schreiben und wenn es dann drauf ankommt, Gesicht zu zeigen, dann ist man weg! Und da würde ich schon 

sagen, dass sich da was getan hat.“ (35, 307-315). 

Die Zitate verweisen darauf, dass die Art der öffentlichen Selbstdarstellung der österreichischen Gewerk-

schaften als sozial-ökologischer Akteur auf ihre Handlungsfähigkeit zurückwirkt. Dies gilt in doppeltem Sinne, 

gewerkschaftsintern und extern. Die offensive öffentliche Darstellung von ökologischen Aktivitäten und Effek-

ten der sozialen Arbeit stärkt zum einen die interne Sensibilität für die Erweiterung gewerkschaftlicher Leis-

tungen und Kernaufgaben. Sie erweitert zudem extern die Attraktivität für Allianzen mit ökologischen Part-

nern. Beides wiederum erhöht die Chancen, die konzeptionelle gewerkschaftliche Arbeit beispielsweise für 

eine nachhaltige Mobilitätspolitik im Interesse aller ArbeitnehmerInnen voranzutreiben. 

Die hier dargestellten Befunde zur strategischen Positionierung der Gewerkschaften im Handlungs-feld 

„Nachhaltige Mobilität und Verkehr“ lässt sich im Kern mit dem Ansatz von Ken Conca (1993) als eine spezi-

fische Art der „impliziten Umweltpolitik“ charakterisieren. Conca hatte diesen Begriff entwickelt, um die Tat-

sache aufzudecken, dass Umweltpolitik auch ohne das Label „Umweltpolitik“ und dessen organisatorischen 

Rahmen gemacht wird. Er zeigt, dass Umweltpolitik gewissermaßen implizit in der Politik zu jedem einzelnen 

Politikfeld steckt. Damit besteht die Möglichkeit, dass konkrete Feldpolitiken, die im Interesse von Partikula-

rinteressen stehen, wie in der autozentrierten Verkehrspolitik, in der gewinnfreundlichen Steuerpolitik oder 

Investitionspolitik, die erklärten umweltpolitischen Ziele konterkarieren können, ohne dass sie dort themati-

siert werden. In spezifischen Politik-feldern werden so ökologische Kosten erzeugt, die einer nachhaltigen 

Klima- und Umweltpolitik faktisch entgegenwirken und die der Allgemeinheit aufgebürdet werden. Mehr 

noch, sie treffen soziale Gruppen, die sie nicht verursacht haben in überproportionalem Maße. Diese negati-

ven impliziten Effekte der feldspezifischen Durchsetzung von Partikularinteressen müssen demzufolge auf-

gedeckt und alternative Politiken im Detail entwickelt werden. 

Auf der anderen Seite gibt es aber auch implizite positive Umwelteffekte spezifischer Feldpolitiken, die so 

möglicherwiese nicht bewusst verfolgt wurden, aber dennoch entstanden sind. Dies gilt beispielsweise für 

die Förderung öffentlicher Verkehrsinfrastrukturen, die im Interesse gerechter Mobilitätschancen verfolgt 

wird. Wenn sie im nötigen Umfang realisiert wird, so hat sie erhebliche positive implizite Umwelteffekte. 

In diesem Sinn kann man Concas Begriff der „impliziten Umweltpolitik“ aber auch als einen Baustein zum 

Verständnis der Übergänge von nicht-nachhaltigen zu nachhaltigen Positionen sowie von Gegnerschaften 



oder wechselseitiger Ignoranz hin zu Allianzen zwischen sozial und ökologisch orientierten Akteuren. Ange-

wandt auf die Mobilitätspolitik der Gewerkschaften heißt dies, dass sich bei ihnen anders als bei den von 

Conca kritisierten Akteuren, diverse Ansatzpunkte für Übergange von einer impliziten zu einer „engagierten 

sozial-ökologischen Mobilitätspolitik“ finden. Solche Ansätze finden sich teilweise in den untersuchten Do-

kumenten. In den folgenden Abschnitten werden weitere Ansätze der praktischen Arbeit dargestellt. 

Wie oben gezeigt, werden in der Tradition des eigenen Institutionenverständnisses die gewerkschaftsspezifi-

schen Kernaufgaben als sozial definiert, nachhaltige Mobilität gehört nicht dazu. Einer der zentralen Ansatz-

punkte für eine gewerkschaftliche sozial-ökologische Mobilitätspolitik ist jedoch in der Aufnahme des The-

mas „Ökologisierung“ in das ÖGB-Grundsatzprogramm zu sehen. Allerdings wird dieses Thema noch neben 

die Kernaufgaben gestellt. Es geht bisher um „soziale und ökologische“ Aufgaben, also um einen summari-

schen Ansatz. Die konkreten Wirkungszusammen-hänge von ökologischen Schutzmaßnahmen auf den 

Wohlfahrtsgewinn aller ArbeitnehmerInnen und umgekehrt von sozialem Wohlfahrtsgewinn und dessen Ein-

fluss auf Umwelt- bzw. Klimaschutz werden bisher kaum konzeptualisiert. Hier liegt ein zentraler konzeptio-

neller Entwicklungsbedarf einer zukunftsfähigen gewerkschaftlichen Mobilitätspolitik. Analog zu summari-

schen Sicht der Gewerkschaften auf sozial-ökologische Probleme folgt ein nicht geringer Teil ökologischer 

Akteure ebenfalls einer summarischen Sichtweise, aber spiegelverkehrt mit dem Primat des Ökologischen. 

Aus dieser Perspektive erwächst zwar eine hohe Sensibilität für implizite ökologische Kosten nicht-

nachhaltiger Gewerkschaftspositionen, aber die Wahrnehmung des impliziten ökologischen Gewinns ge-

werkschaftlicher Aktivitäten ist nur schwer wahrnehmbar. Eine weitere, wechselseitige konzeptionelle Öff-

nung würde auch die gegenseitige Wahrnehmung und Wertschätzung als bedeutsame gesellschaftliche 

Akteure fördern. 

Aus der bewussten programmatischen Verknüpfung eines breiter definierten Wohlfahrtsansatzes mit ökolo-

gischen Beschäftigteninteressen könnte den österreichischen Gewerkschaften ein Bedeutungsgewinn unter 

den Akteuren sozial-ökologischer Transformation erwachsen. Wie nachfolgend gezeigt wird, ergaben die 

durchgeführten Interviews eine Fülle an Ansatzpunkten in der praktischen Arbeit der GewerkschafterInnen, 

die für die programmatische Weiterentwicklung gewerkschaftlicher Positionen für eine sozial-ökologische 

Transformation räumlicher Mobilität genutzt werden könnten. 

 

Stellt man die Ergebnisse aus dem Grundsatzprogramm des ÖGB und der Analyse der durchgeführten In-

terviews gegenüber, so zeigt sich, dass es auch in der Alltagspraxis engagierter GewerkschaftterInnen häu-

fig an einem gemeinsamen Vokabular fehlt, das klar die strategische Richtung einer sozial-ökologischen 

Transformation der Mobilität ausdrückt. Die Interviews zeigen, dass der Begriff der „sozial-ökologischen 

Transformation“ ausgenommen einzelne Ausnahmen gar keine Rolle spielt. Aus der Sicht der Gewerkschaf-

terInnen ist er viel zu sperrig und könnte keine mobilisierende Wirkung entfalten. Dies gilt für die gewerk-

schaftliche Arbeit im Allgemeinen und für Mobilitätsthemen im Besonderen. 

Bei den Interviews mit GewerkschafterInnen wurden einige regionale Unterschiede im Sprachgebrauch 

sichtbar. So zeigte sich beispielsweise bei Interviews mit GewerkschafterInnen in Oberösterreich, dass dort 

von den für nachhaltige Mobilität engagierten AkterurInnen ganz unterschiedliche Begriffe genutzt werden, 

um die eigene Position gegenüber sozial und ökologisch zerstörerischen Mobilitätskonzepten abzugrenzen. 

Um die Ziele der eigenen Arbeit oder Aktivitäten zu beschreiben, werden häufiger folgende Formulierungen 

benutzt: „bessere Erreichbarkeit“, „bessere Versorgung“ „öffentlicher Verkehr“ „umweltverträglicher Verkehr“, 

„weniger CO2“, „ökologische Aspekte des Verkehrs“. In den Interviews wird deutlich, dass der soziale Aspekt 

alternativer Mobilität betont wird, aber auch ökologische Effekte erreicht werden sollen. 



Zudem fällt in den geführten Interviews auf, dass die Beschreibung der zu bearbeitenden Probleme nicht 

selten die Beschreibung von Einzelerscheinungen nicht verlässt. Gesprochen wird über: „Pendlerprobleme“, 

„Parkplatzprobleme,“ über Probleme besonders betroffener Personen oder Verschlechterungen für die Be-

legschaften bestimmter Betriebe. 

Wird die Ebene konkreter Beispiele verlassen, so bleibt das Gesagt nicht selten sprachlich im Unbestimm-

ten. Angesprochen wird: „die Ökologie“ „das Ökologische“. Verbreitet fehlt es an einem situationsübergrei-

fenden handlungsrelevanten Begriff für dieses gewerkschaftliche Handlungsfeld, der sich nicht als zu sperrig 

bei der Verbindung mit Formulierungen zu gewerkschaftlichen Kernaufgaben erweist, der also nicht von 

außen in ein gut gefügtes gewerkschaftliches Vokabular gezwängt oder am Ende der Kernaufgaben quasi 

angehängt wird. Daher ist es nicht verwunderlich, dass selbst ökologisch engagierte GewerkschafterInnen 

manchmal um geeignete Worte ringen, wenn sie ihre grundsätzlichen Positionen im Feld „Nachhaltige Mobi-

lität“ benennen (wollen). Manche Formulierung bleibt vage: „das Ökologische sollte mehr beachtet werden“. 

Auffällig ist in diesem Zusammenhang, dass AkteurInnen der Arbeiterkammer häufiger als Gewerkschafte-

rInnen in den Unternehmen den Begriff „nachhaltige Mobilität“ benutzen. Dies gilt umso mehr, je länger und 

je engagierter diese GewerkschafterInnen in diesem Feld arbeiten. Gleichwohl fällt es auf, dass diese Be-

grifflichkeit auf betrieblicher Ebene noch zu keiner Selbstverständlichkeit geworden ist. 

In ökologisch engagierten Betrieben und Organisationen, vor allem in der Region Vorarlberg, wird interes-

santerweise der Begriff „sanfte Mobilität“ genutzt. Hier liegt möglicherweise ein großes Potenzial für die ge-

werkschaftliche Diskussion. Der Begriff „sanfte Mobilität“ ist auf leicht verständliche Weise sowohl an soziale 

Mobilitätsinteressen von Erwerbstätigen und BürgerInnen als auch an ökologischen Interessen, wie Umwelt- 

und Klimaschutz anschlussfähig. 

„Sanfte Mobilität“ ist ein Sorgebegriff, der das „Ich“ ebenso „alle“ anderen einschließt. „Sanfte Mobilität“ lässt 

wie von selbst Bilder eines schonenden und sorgsamen Umgangs mit der Umwelt aufscheinen. Im Stau 

stehen oder Raserei, rastlose Parkplatzsuche oder rücksichtsloses Fahrverhalten, Luftverschmutzung oder 

Lärm passen dazu ebenso wenig wie das Stehen in überfüllten Zügen, schmutzige Toiletten oder an dunklen 

und zugigen Haltestellen im Regen. 

„Sanfte Mobilität“ lädt ein, den Zwang zu unerwünschter Mobilität zu überwinden, sich gemäß menschlichen 

Bedürfnissen angemessen fortzubewegen. „Sanfte Mobilität“ lädt ein, Mobilität leicht zu realisieren, aber 

auch die Mobilität anderer zu berücksichtigen. 

„Sanfte Mobilität“ erzeugt eine gewisse Ruhe statt Hektik, lädt ein, Dinge allmählich und nicht überstürzt zu 

tun, sie hinterlässt das Gefühl guter Laune und des gegenseitigen Entgegenkommens, der Behutsamkeit, 

der Aufmerksamkeit für andere, aber eben auch für Umwelt, Klima und Natur. 

„Sanfte Mobilität“ ist kein Begriff des Zwangs oder der reinen Vernunft, die mit moralischem Druck einher-

geht. Er ist kein Anti-Auto-Begriff. „Sanfte Mobilität“ ist sympathisch und attraktiv, wie geschaffen, um viele 

Menschen anzusprechen, so wie dies die Aufgabe der Gewerkschaften und anderer sozialer Organisationen 

ist. Mit ihm kann die soziale Frage mit der ökologischen direkt verbunden werden und erhält gleichzeitig ein 

positives emotionales Gewandt. 

„Sanfte Mobilität“ ist ein Begriff, der einen durchaus verbindlichen Handlungsrahmen schafft, in dem eine 

Vielfalt an Handlungsmöglichkeiten mitschwingt, ohne sich auf ein ganz bestimmtes Programm festzulegen. 

Er kann sehr verschiedene Akteure verbinden, denn er betont die Aufmerksamkeit füreinander. 

„Sanfte Mobilität“ ist ein Begriff, der einen einnimmt und dem man kaum widersprechen kann, auch nicht als 

leidenschaftlicher Autofahrer – ein Begriff, wie geschaffen, um durch die Gewerkschaften aufgegriffen zu 

werden, um der eigenen Arbeit Richtung und Partner aufzuzeigen. 

Eine gewerkschaftsübergreifende Diskussion über die Ausarbeitung einer sozial-ökologischen Position im 

Handlungsfeld Mobilität kann diesen Begriff für arbeitsbezogene Mobilität ebenso aufgreifen wie im gesamt-



gesellschaftlichen Diskurs, um die Daseinsvorsorge einer sozial-ökologischen Alltagsmobilität für alle zu 

gewährleisten. Es ist auch möglich, andere Begriffe für die Profilierung des gewerkschaftsübergreifenden 

Konzeptes nachhaltiger Mobilität zu nutzen. In jedem Fall sollte er an die Sprache engagierter Gewerkschaf-

terInnen anknüpfen und anschlussfähig für die sozial-ökologische gesellschaftspolitische Debatten sein.



 

Wie bereits erwähnt, sind GewerkschafterInnen bei der Umsetzung sozial-ökologischer Konzepte für nach-

haltige Mobilität und Verkehr mit vielfältigen Problemen und Barrieren konfrontiert. Diese erwachsen zum 

einen aus einem schwierigen Umfeld, aus starken externen Gegenkräften und aus begrenzten Ressourcen. 

Sie erwachsen zum anderen aus Schwierigkeiten bei der Überwindung traditioneller gewerkschaftlicher 

Problemsichten und Handlungsstrategien, die den aktuellen Herausforderungen nicht mehr entsprechen. Sie 

wurzeln zum dritten in kulturellen Gepflogenheiten und Bindungen der Mitglieder an sozial-ökologisch prob-

lematische Lebens- und Mobilitätsmuster, die nicht nur ihre Aktivitäten als Erwerbstätige in und zur Arbeit 

betreffen, sondern mit ihrem gesamten Alltagsleben verwoben sind. Es lassen sich vielfältige Probleme be-

schreiben, nachfolgend werden drei davon exemplarisch dargestellt. 

 

Ein erstes Problemfeld entsteht durch unbewältigte gewerkschaftsinterne Interessenkonflikte zwischen der 

Sicherung von Arbeitsplätzen, gerechten Löhnen und Arbeitsbedingungen auf der einen Seite und dem Inte-

resse an Umwelt- und Klimaschutz auf der anderen. Dieser Interessenwiderspruch treibt fast alle interview-

ten GewerkschafterInnen um. Er wird mehrheitlich als Dilemma erlebt: Man möchte ökologisch stärker aktiv 

werden, aber der Primat der Arbeitsplatzsicherung steht dem nicht selten entgegen und eine Lösung ist nicht 

in Sicht. Dieses Dilemma wird umso deutlicher erlebt, je stärker von der Unternehmensseite durch Rationali-

sierung bzw. Arbeitsplatzverlagerung oder deren Androhung Druck auf bestehende Arbeitsplätze ausgeübt 

wird. So formuliert ein Mitglied von PRO-GE: 

IP6: „Der Druck der Unternehmensseite ist in den letzten Jahren so stark geworden, dass wir nur wenig Spiel-

räume haben. Das muss man beachten, wenn man nach ökologischen Maßnahmen fragt.“ (6, 210-212) 

Widersprüche zwischen sozialen und ökologischen Handlungsprämissen erscheinen den Beteiligten insbe-

sondere dann als Dilemma, wenn vom Anspruch ausgegangen wird, diese zu „lösen“. Da dies nicht möglich 

ist, bleibt oft ein Gefühl der Ratlosigkeit. Der Widerspruch zwischen Arbeitsplatzsicherung und Umweltschutz 

kann aber nicht gelöst, sondern nur gestaltet werden. Der ökologische Strukturwandel kostet unausweichlich 

Arbeitsplätze in bestimmten Branchen und Betrieben. Dies kann in der Gesamtzahl nur durch ökologisch 

verträgliche Produkt-, Organisations- und Dienstleistungsinnovationen sowie eine gewerkschaftsübergrei-

fende sozial-ökologische Arbeitszeit- und Qualifikationspolitik sozial ausgeglichen werden. Wie bei jedem 

Strukturwandel, wird dieser Ausgleich nicht immer in einem Betrieb oder eine Branche sowie nicht ohne 

Weiterqualifizierung möglich sein. 

Vor diesem Hintergrund haben aus einzelbetrieblicher und einzelgewerkschaftlicher Perspektive strukturkon-

servative Interessen an der Sicherung vorhandener Arbeitsplätze eine gewisse soziale Logik und Mobilisie-

rungskraft. Spätestens aber wenn sich die Märkte für bestimmte ökologische Produktionsprozesse und Pro-

dukte öffnen, sind Umstrukturierungen unvermeidlich. Daran sind die Branchen unterschiedlich beteiligt. Die 

Auseinandersetzung um zukunftsfähige gewerkschaftliche Positionen zu diesem Strukturwandel muss daher 

sach- und prozessbezogen in jenen Einzelgewerkschaften ansetzen, bei deren Mitgliedern diese Umstruktu-

rierungen unmittelbar wirksam werden. Die darauf aufbauenden Grundsatzpositionen zum Umgang aller 

Gewerkschaften mit ökologisch bzw. ökonomisch bedingtem Strukturwandel bedürfen dann der Abstimmung 



für eine gewerkschafts-übergreifende Positionierung. Diese bedarf sowohl der Mobilisierung für branchen-

übergreifende Solidarität zugunsten der vom Strukturumbruch betroffenen ArbeitnehmerInnen aller ver-

kehrsbezogenen Branchen als auch der Mobilisierung für den Ausbau sozial-ökologischer öffentlicher Ver-

kehrsangebote, die allen Beschäftigten aller Branchen zugutekommen. 

Gegenwärtig sind durch den begonnenen Strukturwandel in den Verkehrsdienstleistungen vor allem die Ge-

werkschaften VIDA und Younion – die Daseinsgewerkschaft und teils auch die GÖD und die GPF herausge-

fordert. Von den Veränderungen im Fahrzeugbau ist insbesondere die PRO-GE betroffen und im Schienen- 

und Straßenbau betrifft es die GBH. Von allen diesen Einzelgewerkschaften können bzw. könnten für nach-

haltige Mobilität jeweils spezifische Entwicklungsimpulse für sozi-al-ökologische gewerkschaftliche Zukunfts-

strategien ausgehen. Weder die sozial-ökologische Entwicklung des öffentlichen Verkehrs und der öffentli-

chen Verkehrsinfrastrukturen und schon gar nicht der grundlegende Wandel der arbeitsbezogenen Mobili-

tätspraktiken sind von einer Einzelgewerkschaft allein, etwa der Vida, zu bewältigen. Der eigentliche Erfolg 

ist aber davon abhängig, dass unter dem Dach des ÖGB eine „Gewerkschaftliche Gesamtstrategie für nach-

haltige Mobilität“ entwickelt wird, die die Entwicklung einer sozial-ökologisch verträglichen Mobilität mit der 

dafür notwendigen Entwicklung aller öffentlichen Verkehrssysteme verbindet (vgl. Barth et al. 2016). 

Diese „Gewerkschaftliche Gesamtstrategie für nachhaltige Mobilität“ im ArbeitnehmerInneninteresse müsste 

folgende Aspekte beinhalten: 

  Die gesetzliche Sicherung und den hinreichenden sozial-ökologischen Ausbau der öffentlichen Ver-

kehrsdienstleistungen für alle. 

  Die gesetzliche Sicherung und den sozial-ökologischen Ausbau der dazu notwendigen öffentlichen 

Verkehrsinfrastrukturen. 

  Die Entwicklung zukunftsfähiger Mobilitätssysteme für den ländlichen Raum (statt fortgeschriebene 

Privatisierung der Risiken ländlicher Mobilität). 

  Die Forcierung zukunftsfähige Arbeitszeitregelungen, die den Mobilitätsdruck auf ArbeitnehmerInnen 

verringern. 

  Die Sicherung beruflicher Weiterqualifizierung und Soziallösungen für von strukturbedingten Arbeits-

platzverlust betroffene ArbeitnehmerInnen. 

  Die breite Förderung des persönlichen Umstiegs von ArbeitnehmerInnen auf ökologische Mobilitätsfor-

men. 

  Die Sicherung der für all das notwendigen sozial-ökologischen Forschung und Entwicklung (statt vor-

rangig technologischer Förderung). 

Um den notwendigen großen Wurf für eine solche „Gewerkschaftliche Gesamtstrategie für nachhaltige Mobi-

lität“ zu erreichen, sollte sie mit anderen sozialen und ökologischen Akteuren abgestimmt und verzahnt wer-

den. Wie in den Abschnitten 5 und 6 gezeigt wird, gibt es dazu in der praktischen Arbeit vielfältige Ansätze. 

Umgekehrt kann die Vernachlässigung von wachsenden Mobilitätsbelastungen bestimmter ArbeitnehmerIn-

nengruppen, etwa am Land oder von Frauen, in einer Zeit sich verstärkender politischer Polarisierungen 

aber auch dazu führen, dass der Einfluss der Gewerk-schafen deutlich dezimiert wird. In diesem Kontext 

gewinnt die gewerkschaftliche Sensibilität für ungleiche Belastungen der ArbeitnehmerInnen durch Mobili-

tätszwänge und/oder durch den Strukturwandel eine wachsende Bedeutung, da strukturkonservative Arbeit-

nehmerInneninteressen auch in politische Distanzierung umschlagen können. 

Die Auseinandersetzung mit strukturkonservativen Gewerkschaftsinteressen und die konzeptionelle Begrün-

dung sozial-ökologischer Alternativen, bei der die Beschäftigten nicht zu den VerliererInnen gehören, könnte 

allerdings gerade bezogen auf nachhaltige Mobilität erfolgreich gelingen. Denn im Transport- und Fahr-

zeugsektor kann eine Vielzahl neuer hochwertiger Arbeitsplätze durch Initiativen für die Entwicklung und 



Verbreitung von zukunftweisenden öffentlichen Verkehrsdienstleistungen und Infrastrukturen geschaffen 

werden. Und nicht zuletzt gibt es insbesondere im vergangenen Jahrzehnt bereits vielfältige Aktivitäten zur 

Mobilisierung der ArbeitnehmerInnen für sozial-ökologisch gestaltete Arbeitsplätze durch gemeinwohlorien-

tierte Verkehrslösungen. Das betrifft gewerkschaftliche Initiativen im Rahmen des Kampfes gegen das 4. 

Eisenbahnpaket der Europäischen Union ebenso wie für die Durchsetzung des Bestbieterprinzips. In beiden 

Fällen haben die Gewerkschaften die ArbeitnehmerInneninteressen nicht vollständig durchsetzen können, 

es wurden aber wichtige Haltelinien eingezogen und es wurden positive Erfahrungen bei der Re-

Mobilisierung der Gewerkschaftsmitglieder gewonnen. 

Darüber hinaus könnten diverse „Nachhaltige Job-Initiativen“ im Transport- und Fahrzeugsektor gestartet 

werden, die im Unterschied zu Konzepten der „Green Jobs“ nicht nur ökonomischen und ökologischen, son-

dern vor allem auch den sozialen Kriterien für „Gute Arbeit“ standhalten (vgl. Leitner et al. 2012). Dazu kön-

nen folgende Initiativen beitragen: 

 Initiative für „Nachhaltige Verkehrs-Jobs“ mittels einer Investitionsoffensive „Öffis für alle“, die mit 

leistbaren, flexiblen, flächendeckenden, bequemen öffentlichen Angeboten (einschließlich Radleihver-

kehr) der Autonutzung attraktive Konkurrenz macht (vgl. Högelsberger 2010, VI-DA 2012a). Hier könn-

ten die Gewerkschaften Stellung dazu beziehen, wo selbstfahrende Systeme sinnvoll sind, wo der Ver-

lust an LenkerInnen einen Verlust an Sicherheit impliziert. Der Kampf um nachhaltige Verkehrsjobs wäre 

nicht nur Aufgabe der Gewerkschaft VIDA, sondern kann nur in Aktion aller Gewerkschaften und ihrer 

Partner gelingen. 

 Initiative für „Nachhaltige-Jobs im Fahrzeugbau“, die sich unter Führung von PRO-GE proaktiv für 

die Fokussierung auf neuartiger Antriebe für öffentliche Verkehrsträger einsetzt im Gegensatz zur För-

derung neuer Motoren insbesondere zur Rettung bzw. zum Ausbau des individuellen motorisierten Ver-

kehrs mit alten und neuen Umwelt- und sozialen Problemen. Dies würde angesichts des VW-Skandals 

sicher auch länderübergreifende Partner finden. Die Abschaffung des Autos zu vertreten, erscheint nicht 

sinnvoll, aber zusätzlich zur Förderung des nachhaltigen öffentlichen Verkehrs bringt seine intelligente 

Nutzung nicht nur neue Produktions-, sondern auch neue Servicejobs. 

 Mobilitätsbezogene Erweiterung der Nachhaltigkeitsinitiative „Umwelt und Bauen“ der Gewerk-

schaft GHB (siehe Abbildung 3-10) um eine ökologisch orientierte Bauinitiative zugunsten nicht-

motorisierter Mobilität. 

 

Abbildung 3-10: Logo der Nachhaltigkeitsinitiative „Umwelt und Bauen“ der Gewerkschaft Bau Holz 

(Quelle: GBH) 



Eine solche ökologisch orientierte Initiative könnte unter dem Motto „Bauinitiative Fahrrad- und Fußgänger-

Infrastrukturen“ thematisch erweitert werden (vgl. GBH 2010, 2016). Dabei könnte die GBH mit VIDA und 

PRO-GE sowie mit ökologischen Partnern zusammenarbeiten. In dieser Allianz kann praktisch gezeigt wer-

den, dass Arbeitsplätze im Baugewerbe durchaus mit neuen attraktiven Verkehrsinfrastrukturen vereinbar 

sind. 

 

Ein zweites Problemfeld ergibt sich aus der nach wie vor mangelnden Sensibilität und strategischen Thema-

tisierung genderspezifischer Mobilitätsanforderungen und entsprechender Verkehrsinfrastrukturen und -

dienstleistungen. Dies trifft zwar nicht nur auf die Gewerkschaften zu, aber auch in den Gewerkschaften 

findet die ungleich zwischen den Geschlechtern verteilten Mobilitätslasten und Mobilitätsbedürfnisse nach 

wie vor wenig Beachtung. Anforderungen aus Teilzeitarbeit sowie aus netzwerkartigen Mobilitätsmustern 

aufgrund von Betreuungs- und Familienpflichten neben der Erwerbs-arbeit oder aufgrund flexibler Arbeitszei-

ten sowie unterdurchschnittlicher Pkw-Verfügung usw. spielen nach wie vor eine untergeordnete Rolle, wenn 

Mobilitätsprobleme gewerkschaftlich thematisiert werden. 

In den durchgeführten Interviews wurde dieses Thema fast nie proaktiv angesprochen. Auf die Frage danach 

zeigt sich häufig, dass genderspezifische Mobilitätsprobleme nicht als dringlich wahrgenommen werden. Im 

Gespräch werden sie dann teilweise reflektiert, ohne dass widersprüchliche Wahrnehmungen letztlich aufge-

löst werden. So formuliert ein Mitglied von PRO-GE: 

IP6: „In der Mobilität, denke ich, ist da nicht viel Unterschied zwischen Frauen und Männern. Wobei, wir sind 

ein sehr männerdominierter Betrieb, eben auch durch die Schichtarbeit, weil Frauen früher keine Schichtarbeit 

gesetzlich machen durften. Wir haben jetzt schon ein paar Frauen in der Schicht seit es möglich wurde. (....) 

Ich meine, vielleicht ist da doch ein Unterschied. Es ist mit Sicherheit insofern ein bisschen ein Unterschied, 

dass die Frauen weniger den Werkszubringerdienst beanspruchen können, weil sie weniger in Schicht arbei-

ten, und weil vor allem im Angestelltenbereich, wo wir die meisten Frauen haben, praktisch überall Gleitzeit-

modelle umgesetzt sind. Was wiederum dazu führt, dass eher schon das Auto benutzt wird. (…) Denn wir ha-

ben Teilzeitmodelle, wo es fast gar nicht geht, dass der [Mitarbeiter] entweder öffentlich vielleicht noch [fährt], 

ist auch schwierig, aber der Werkszubringerdienst geht schon gar nicht (…). Wenn ich so in die Runde schaue, 

habe ich auch den Eindruck, dass die Rad fahrenden KollegInnen weniger sind als ihre männlichen Kollegen.“ 

(6, 855-867) 

In den Gesprächen mit BetriebsrätInnen zeigt sich weiters, dass es bestimmte Situationen in den Unterneh-

men gibt, bei denen sich die Mobilitätssituation für Frauen verschlechtert oder aus anderen Gründen zum 

Thema gemacht wird. Wenn sich dann aber keine einflussreichen Allianzen zur Lösung der Probleme finden, 

verschwindet das Thema wieder von der Tagesordnung und alle – Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen – „ge-

wöhnen sich daran“, dass es ungleiche Mobilitätschancen für die Geschlechter gibt. Dies unterstreicht das 

folgende Zitat aus einem Interview eines Betriebsrates und PRO-GE-Mitgliedes: 

IP14: „Wir haben diese Diskussionen erlebt, wo es um Frauennachtarbeit gegangen ist, also 20 Jahre zurück 

oder 15 Jahre. Da waren es Frauen vom ÖGB, die haben da massiv gefordert, dass man das verkehrsmäßig 

regeln muss. Davon ist überhaupt nichts hängen geblieben und trotzdem waren die Frauen bereit, in der Nacht 

zu arbeiten – die meisten Frauen, weil man halt in der Nacht mehr verdient oder weil es familiär nur so möglich 

war.“ (14, 189-193) 

Aus den Berichten der GewerkschafterInnen ergibt sich zudem, dass die Dimension gendergerechter Mobili-

tät aufgrund von Ressourcenmangel und auch aufgrund männerdominierter Unternehmen häufig ganz be-

wusst den VertreterInnen der Arbeiterkammer überlassen wird. Die Arbeiterkammer kümmert sich in beson-



derem Maße um Probleme von PendlerInnen und thematisiert dabei auch die besonderen Interessen von 

Frauen (vgl. Schier 2010, Bergmann 2014, Hader 2015). Durch diese Art der Arbeitsteilung ist in vielen Be-

trieben schleichend eine Lücke entstanden, die nun schwer zu schließen ist. 

Dort, wo BetriebsrätInnen aktiv auf Veranstaltungen und Studien der Arbeiterkammer zu genderpolitischen 

Pendlerproblemen zurückgreifen oder wo es Genderprogramme in den Unternehmen gibt oder wo Betriebs-

rätInnen persönlich für diese Themen besonders sensibel sind, werden die Mobilitätsanforderungen weibli-

cher Beschäftigter stärker als in anderen Betrieben thematisiert. Gender-spezifische Maßnahmen, die über 

Lösungen für Einzelpersonen hinausgehen, sind dennoch selten. Wenn sie vorhanden sind, betreffen sie 

insbesondere Mobilitätslösungen für Mitarbeiterinnen im Schichtdient, für schlecht beleuchtete Arbeitswege 

und Parkplätze oder Mobilitätslösungen für gesundheitlich mobilitätseingeschränkte Mitarbeiterinnen. Diese 

werden nicht selten durch den persönlichen Einsatz von BetriebsrätInnen gelöst. 

Grundlegendere Veränderungen müssten aus Perspektive der befragten BetriebsrätInnen aber stärker auf 

regionaler Ebene thematisiert sowie auf bundespolitischer Ebene gewerkschaftsstrategisch verankert wer-

den. Da dies gegenwärtig nicht in hinreichendem Maße geschieht, klafft nicht nur auf verschiedenen ge-

werkschaftlichen Ebenen eine Aufmerksamkeitslücke für arbeitsbezogene Mobilität von Frauen. Es mangelt 

zudem an der strategischen Besetzung der Schnittstelle zwischen beruflich bedingter Mobilität und Alltags-

mobilität und damit an der Verbindung von Erwerbsarbeit, Hausarbeit, Pflegearbeit und der Vielfalt gesell-

schaftlicher und sozialer Aktivitäten. Gewerkschaftsmitglieder – Frauen und Männer – sind eben nicht nur 

Erwerbstätige, sondern immer auch BürgerInnen, Familienmitglieder, StädterInnen usw. Wenn sie zur Arbeit 

fahren oder gehen, so legen sie diese Eigenschaften nicht ab, sondern bewegen sich davor oder danach zu 

vielfältigen anderen Orten. Diese Vielfalt der Alltagsaktivitäten und der Alltagsmobilität findet sich bei Frauen 

in besonderem Maße, wird aber auch bei Männern stärker als bisher wahrgenommen. Arbeitsbezogene 

Mobilität kann daher nicht isoliert vom Alltagsleben und den dafür notwendigen Wegen konzipiert werden. 

Sie muss die Vielfalt der Mobilitätsanforderungen und deren ökologische Kosten für alle Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer mit im Auge haben. Die Entwicklung einer entsprechenden gewerkschaftlichen Grund-

satzposition zu einer „Gendersensiblen Mobilitätspolitik“ steht aus. Sie könnte leichter gelingen in Kooperati-

on nicht nur mit der Arbeiterkammer, sondern auch mit öko-feministischen PartnerInnen, die diese Zusam-

menhänge bereits thematisieren. 

Die Unterrepräsentanz der spezifischen Mobilitätsanforderungen von Frauen korrespondiert auch mit der 

gewerkschaftlichen Unterrepräsentanz von atypisch und prekär Beschäftigten, an denen Frauen überpropor-

tional beteiligt sind. Ihre Probleme adäquat in der Gewerkschaftsarbeit widerzuspiegeln bleibt eine Heraus-

forderung. Die Interviews verweisen hier aber auch auf Anknüpfungspunkte. Möglicherweise wären Frauen 

für eine Gewerkschaftsmitgliedschaft eher zu gewinnen, wenn gerade die Brücken zwischen Arbeit und Fa-

milienleben durch die Gewerkschaften stärker thematisiert würden. Neben der Kinderbetreuung ist eine die-

ser Brücken das Thema „Effektiv gestaltete Arbeitswege“. „Effektiv“ heißt für viele Frauen hier aber Bewe-

gung mit öffentlichem Verkehr, zu Fuß oder mit dem Fahrrad – also auf nachhaltigem Wege zur Arbeit. 

Wenn die Gewerkschaften diese Interessen stärker aufgreifen, so stärken sie einen wichtigen Aspekt sozial-

ökologischer Transformation von Mobilität und Verkehr. 

 

Ein drittes Problemfeld, das von aktiven GewerkschafterInnen thematisiert wird, ist die immer noch herr-

schende Autokultur bei Beschäftigten, Gewerkschaftsmitgliedern, FunktionärInnen und Gewerkschaftsmitar-

beiterInnen. Unter „Autokultur“ ist die unfragliche Bevorzugung des privaten bzw. des Dienstautos zu verste-

hen, da es flexibel, bequem, vermeintlich kostengünstiger ist bzw. weil es soziales Prestige verspricht. Die 

sozial-ökologische Transformation der Mobilität ist im Kern darauf gerichtet, die historisch gewachsene Au-

tokultur durch die Förderung einer „Kultur multimodaler dekarbonisierter Mobilität“ zu überwinden. In ihr wird 



das Auto zwar nicht verschwinden, aber die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel sowie nichtmotorisierter 

Mobilitätsformen, wie Radfahren und zu Fuß gehen, gewinnen gleichwertige Bedeutung. 

Nicht jede Form der „Multimodalität“ wirkt aber per se sozial-ökologisch. Wenn der individuelle motorisierte 

Verkehr trotzdem weiter steigt, so kann diese auch mit einem Backlash zu Ungunsten von Umwelt und Klima 

verbunden sein. Sozial-ökologisch verträgliche multimodale Mobilität orientiert sich dagegen zwar an der 

durch den Autoverkehr historisch erreichten flexiblen individuellen Mobilität, aber gestaltet diese klima- und 

umweltschonend und sichert zudem den Zugang aller Bürger zu allen Mobilitätsmitteln sowie die gerechte 

Verteilung von Mobilitätskosten. 

Von einer solchen zukunftsfähigen Mobilitätskultur ist Österreich noch weit entfernt. Das spiegeln auch die 

Einschätzungen der interviewten GewerkschafterInnen wider. Sie verweisen auf tief verwurzelte Gewohnhei-

ten der Beschäftigten bei der Bewältigung ihrer Arbeitswege, ungeachtet der dabei zunehmenden Hindernis-

se und Probleme, wie täglicher Zeitverlust im Stau oder bei der Parkplatzsuche. Diese Sichtweise spiegelt 

sich in den Aussagen von zwei Betriebsräten (GPA, PRO-GE), von denen einer mit dem Auto und einer 

öffentlich den Arbeitsweg bewältigt: 

IP7: „Die Kollegen sagen: ‚Ich brauche das Auto, obwohl sie täglich im Stau stehen‘. (…) Dass ich mobil bin, ist 

für mich weit wichtiger, als dass ich sagen kann: ‚Es ist günstiger‘. Wie gesagt, es wäre sicher günstiger, mit 

dem Zug zu fahren und ich bin wirklich ein Fan vom Zug fahren, aber das Auto ist einfach besser.“ (7, 98-106) 

IP6: „Ich werde nicht schief angeschaut, weil ich öffentlich fahre, aber ich kenne sehr viele Kollegen, denen 

das Auto ein Statussymbol ist.“ (6, 944-946) 

Die Zitate verweisen auf das Kernbedürfnis der ArbeitnehmerInnen: Mobil sein zu können, keine Zeit zu 

verlieren am Arbeitsweg. Das wird zwar durch die täglichen Stauerfahrungen konterkariert, aber von den 

öffentlichen Verkehrsangeboten wird verbreitet keine Besserung dazu erwartet. Diese Probleme bei der Be-

wältigung der Arbeitswege werden verbreitet als unabänderlich, quasi als naturgegeben, angesehen. Mobili-

tätsprobleme werden kaum als vordringliche Aufgaben bewertet, deren Lösung gewerkschaftsübergreifend 

erkämpft werden sollte: „Das ist nicht unsere Aufgabe, da haben andere Probleme.“ Auch auf der betriebli-

chen Ebene werden sie nur in einem kleinen Teil der Unternehmen von GewerkschafterInnen und Mitarbei-

terInnen als ein gemeinsam mit der Unternehmensseite zu bewältigendes Problem der Sicherung betriebli-

cher Arbeitsfähigkeit gesehen. Eher werden Gewerkschaftsvertretungen von MitarbeiterInnen im Sinne einer 

Risikoteilung bei Unwettern oder Unfällen angesprochen, um zu verhindern, dass unfreiwillig versäumte 

Arbeitszeiten nicht bezahlt werden. Für diese Sichtweise stehen die nachfolgenden Aussagen von Gewerk-

schaftern: 

Die interviewten GewerkschafterInnen sehen ein wichtiges Problem darin, dass der hohen Wertigkeit des 

privaten Autos in der Gesellschaft zeitlich langwierige Veränderungen zugrunde liegen. Man hat sich an das 

Auto gewöhnt. Aufgrund dessen können unfraglich verinnerlichte Gewohnheiten und Werthaltungen nicht 

von heute auf morgen infrage gestellt werden. 

So formulieren die nachfolgend zitierten GewerkschafterInnen von VIDA und PRO-GE einige der über Jahr-

zehnte entstandenen Probleme, die es schwierig machen, die KollegInnen davon zu überzeugen, beim Ar-

beitsweg vom Auto auf öffentliche Verkehrsmittel oder auf das Fahrrad umzusteigen. 

IP9: „Zur Mobilität: Da hat sich sehr viel verändert. (…) Ich bin nicht nur Gewerkschafter, sondern auch im 

Wohnbau tätig in der Gemeinde. Ich sehe es tagtäglich. Jede Familie hat heute fast zwei Autos, daher brau-

chen wir Stellplätze. Ich habe [aber auch] eine Busverbindung und eine Bushaltestelle gleich bei einem der 

Wohnbaus. Dort werden gut 20, 25 Personen drinnen wohnen. Es wäre für sie praktisch, rüberzugehen [zur 

Bushaltestelle]. Was früher auch so war, aber (…) heute hat jeder ein Auto. Wenn ich mir heute [die Werkstätte 

X in der Stadt Y] anschaue, die ist mitten im Stadtteil. Rund um den Stadtteil sind keine freien Parkplätze mehr, 

das muss alles gezahlt werden. Der Raum um den Parkplatz in der Werkstatt selber ist enorm voll von den 



Mitarbeitern. Da möchte jeder einen Parkplatz haben. Eine Schlussfolgerung ist daraus: Wir haben einen eige-

nen Durchgang in diese Werkstätte [für Öffi-NutzerInnen]: Ich fahre mit dem Zug.“ (9, 283-295) 

IP7: „Ich nenne ein Beispiel: Ich bin früher mit dem Zug gefahren. Da war man Viertel nach Fünf daheim, dann 

hat der gepasst, so. Mittlerweile stehe ich eine halbe Stunde am Bahnhof. In der halben Stunde bin ich zwei-

mal mit dem Auto zuhause. (…) Es wäre sicher günstiger, mit dem Zug fahren und ich bin wirklich ein Fan vom 

Zug fahren, aber die ÖBB nimmt die Wünsche nicht mehr entgegen. (…) Es gibt keinen mehr bei der ÖBB, der 

für den Zentralraum [die Interessen koordiniert], früher war der Kollege [von der Arbeiterkammer] unsere An-

sprechperson. Da haben eben die Mitarbeiter gesagt: Du, mein Zug geht um die Zeit, das passt nicht, könnte 

man das so und so machen, und der hat das weitergetragen an die ÖBB, an die SG und dort ist das verarbei-

tet worden. Da hat es Zeiten gegeben, da ist sehr viel geschehen. Und in der letzten Zeit ist gar nichts mehr 

geschehen. Daher haben wir auch gesagt: ‚Dann hören wir auf, wenn wir nichts erreichen‘. (…) Wenn ich das 

nur reingebe und es ändert sich nichts, dann sagt jeder: ‚Für was soll ich dort hingehen?!‘ (…) Das heißt, die 

Kollegen, die im Linzer Raum sind, fahren entweder mit dem PKW und verstellen die Parkplätze oder fahren 

mit den Fahrrädern, aber gar keiner fährt mit dem Bus, weil es gar keinen gibt. (…) Beispiel: Ich habe 4 km von 

der Firma weg gewohnt damals, ich habe wirklich 4 km mit dem Bus eine Stunde benötigt. Wenn ich mit dem 

Fahrrad fahre, fahre ich eine viertel Stunde, (…) weil ich dreimal umsteigen muss und dort warten. (7, 111-148) 

IP5: Wenn die Leute vernünftig zur Arbeit und wieder nach Hause kommen und das zu einem halbwegs ver-

nünftig vertretbaren Preis, dann ist es ihnen meines Erachtens noch immer relativ egal, wie [sie hinkommen]. 

Wenn es leicht geht, dann fahren sie mit den Öffis und wenn es nicht leicht geht, dann halt mit dem Auto. Aber 

ein schlechtes Gewissen oder so was hat wegen dem keiner und was ökologisches Bewusstsein betrifft, da 

haben wir trotzdem noch sehr viel zu tun. Jetzt ist Autofahren eigentlich relativ billig, wenn man sich den Ben-

zinpreis anschaut. Es ist doch so, dass Lebensmittel mindestens die doppelte Preissteigerung haben über 50 

Jahre betrachtet, aber Benzin ist im Vergleich zu den 1950er Jahre heutzutage sehr billig, wenn man es inflati-

onsbereinigt sieht. Daher ist Autofahren noch immer sehr preisgünstig. Der öffentliche Verkehr ist zwar in Ös-

terreich nicht teuer, billig ist er aber auch nicht. Gut, jemand, der eine gute öffentliche Verkehrsverbindung hat 

und sich eine Jahreskarte leisten kann, der fährt billig, ja, aber es gibt halt sehr viele Leute, die sagen, bei mir 

zahlt sich eine Jahreskarte nicht aus, dann wird es wieder weniger billig und dann ist die Schwelle zum Um-

steigen schon wieder entsprechend höher. Das heißt, wir haben eine Situation, wo man insgesamt von einem 

Druck [zum Umsteigen auf Öffis] nicht reden kann. Wir haben keinen Druck. Wir haben entweder gute öffentli-

che Verkehrsverbindungen, dann werden sie genutzt und wenn nicht, dann haben wir als Alternative ein relativ 

billiges Auto. Und da sind wir wieder beim Dilemma.“ (5,388-405) 

Das erste Zitat verweist auf das Problem erlernter Gewohnheiten, die sich mit dem privaten Besitz eines 

Autos eingeschlichen haben. Eine nahe Haltestelle wird gar nicht als Alternativangebot wahrgenommen, 

obwohl sie „praktisch“ wäre, nicht nur beim Wohnhaus, sondern auch am Arbeitsort, wo die Beschäftigten 

ein zunehmender Parkplatzmangel belastet. Man behilft sich derzeit mit einem kleinen Anreiz, einem direk-

ten Zugang zum Arbeitsort. Dieser scheint aber noch zu gering zu sein, um einen Umstieg zumindest ver-

suchsweise zu erreichen. Dies zeigt, dass Anreize zum Mobilitäts-wandel systematisch durchdacht und aus-

probiert werden müssen. 

Das zweite Zitat betont die Verschlechterung von Angeboten des öffentlichen Verkehrs und die damit ein-

hergehende Verschlechterung der Mitsprache zu den Bedingungen von arbeitsbezogener Mobilität. Solche 

Negativerfahrungen verankern sich tief, sie wirken selbst dann noch fort, wenn längst wieder Angebotsver-

besserungen eingetreten sind. Besonders negativ wirkt der Mangel an Mitspracherechten, nur über ihre 

Wahrnehmung werden GewerkschafterInnen für neue Formen der Mobilität sensibilisiert. 

Das dritte Zitat verweist auf eine heikle Rahmenbedingung: Entgegen aller vorhersagen, wird der Benzin-

preis nicht höher, sondern ist sogar gefallen. Oberflächlich betrachtet, wenn man nicht die Langzeit-

Gesamtkosten in Betracht zieht, wirkt das Preisargument also eher in eine nicht-nachhaltige Richtung. Dies 



könnte nur über eine ökologische Steuerreform verändert werden, doch zeigte sich die Mehrheit der Ge-

werkschafterInnen skeptisch. 

Als eine wichtige Schlussfolgerung aus der verfestigten Bedeutung des privaten Autoverkehrs unter einem 

Großteil der MitarbeiterInnen wird von einigen GewerkschafterInnen die Notwendigkeit hervorgehoben, das 

Thema Mobilitätswandel ohne „ökologisch-moralischen“ Zeigefinger und weniger als Bewusstseinskampag-

ne zu organisieren, als vielmehr in Form von Anreizen und Schnupperangeboten. „Der Umstieg muss Spaß 

machen“, heißt es dazu beispielsweise mehrfach, andernfalls ist die Mehrzahl der KollegInnen nicht für al-

ternative Mobilitätsformen zu erreichen. Vor allem aber müssen die öffentlichen Angebote so attraktiv wer-

den, dass sie mit der Schnelligkeit, der Bequemlichkeit und der Flexibilität des privaten Autos konkurrieren 

können. Die KollegInnen wollen weder beim Umsteigen lange warten, noch „Rücken an Rücken in der Bahn 

stehen“, wenn sie zur Arbeit fahren, konstatieren mehrere GewerkschafterInnen. 

Ein weiterer Ansatzpunkt für die sozial-ökologische Bearbeitung von Mobilitätsproblemen wird in Gesund-

heitsinteressen der Beschäftigten gesehen. Diese nehmen an Bedeutung zu und sind in geringem Ausmaß 

auch schon in einigen Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen bereits als Pflichtaufgaben verankert. 

Die Verbindung von Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge und von aktiver Mobilität von und zur Arbeit ist 

ein noch wenig bearbeitetes Feld, das aber gemeinsam mit der Idee, praktisch unkonventioneller und emoti-

onal ansprechender Angebote durchaus den Umstieg zu sozial-ökologischen Mobilitätsformen fördern kann. 

Die genannten Probleme der Autokultur betreffen nicht nur die Wege von und zur Arbeit, sondern auch 

Dienstfahrten. Dies ist nach Einschätzung der interviewten GewerkschafterInnen aber bisher ein Ni-

schenthema, das nur in wenigen Unternehmen und in wenigen öffentlichen Einrichtungen bearbeitet wird. 

Beispiele dafür sind: Die Organisation eines ökologischen Fuhrparkmanagements oder Anreize für die Nut-

zung der Bahn oder von Dienstfahrrädern. 

Die Thematisierung solcher Maßnahmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements durch engagierte Be-

triebsrätInnen und GewerkschafterInnen wird jedoch dadurch erschwert, dass selbst innerhalb der Gewerk-

schaftsorganisationen, also bei FunktionärInnen und bei hauptamtlichen MitarbeiterInnen, das Thema be-

triebliches Mobilitätsmanagement von Dienstfahrten wenig populär ist. Zwar gibt es aktive Gewerkschafte-

rInnen, die ein organisationsinternes Mobilitätsmanagement immer wieder ansprechen, aber gleichzeitig sind 

sie der Meinung, dass möglichst große Dienstwägen auch innerhalb der Gewerkschaftsorganisationen nach 

wie vor verbreitet als Statussymbole angesehen werden. Möglicherweise ist die dafür nötige Diskussion 

innerhalb der Gewerkschaftsapparate nur über das Thema „Kosteneinsparung“ im Interesse der Mitglieder 

führbar und natürlich über Vorreitergewerkschaften, die eingesparten Kosten berechnen und öffentlich aus-

weisen, und die so das Thema erfolgreich für sich nutzen. 



 

Die interviewten GewerkschaftsaktivistInnen sind sich in einem Punkt weitgehend einig: Die gewerkschaftli-

che Programmatik ist das eine, die praktische Arbeit ist noch etwas Anderes. Das meint bezogen auf das 

Handlungsfeld „Nachhaltige Mobilität“ vor allem, dass mehr im Gang ist, als gewerkschaftliche Programmdo-

kumente aufzeigen. Diese Position wird in den Interviews anhand vielfältiger Aktivitäten belegt. Dabei wird in 

Bezug auf ökologische Themen und Akteure ein Shift deutlich. Man könnte sagen: Die österreichischen Ge-

werkschaften sind auf dem Weg von einem tradierten „instrumentellen Ansatz“ hin zu neuen Kooperations-

formen, deren Kern als „Vernetzungsansatz“ gekennzeichnet werden kann. Aus dem Gewinn neuer Koope-

rationspartner und neuer Formen der Zusammenarbeit können wiederum auch programmatische Neuaus-

richtungen erwachsen. Das heißt, der gemeinsame Weg kann die Ziele der beteiligten Akteure verändern. 

Der „instrumentelle Ansatz“ geht traditionell von den sozialen gewerkschaftlichen Kernaufgaben aus, ist aber 

auch für ökologische Krisenerscheinungen je nach den konkreten Akteuren unterschiedlich stark sensibili-

siert. Die aus der ökologischen Krise erwachsenden Belastungen werden als zusätzliches Argument für die 

sozialen Kernziele der Gewerkschaftsarbeit genutzt. Beispielsweise werden Widersprüche zwischen den 

durch die österreichische Regierung unterzeichneten Klimazielen und der realen Verkehrspolitik aufgezeigt, 

die teilweise auch den Beschäftigteninteressen entgegenstehen. Die so gewonnenen ökologischen Argu-

mente sowie die damit einhergehende Kooperation mit Partnern aus dem Umweltbereich werden als ein 

Werkzeug für die Erreichung der eigenen sozialen Ziele gesehen. In der Kooperation mit Umweltakteuren 

erleben die GewerkschafterInnen, dass durch die Zusammenarbeit und das Aufgreifen klimakritischer Argu-

mente mehr Druck erzeugt werden kann, um gewerkschaftliche Kernziele zu erreichen. Allerdings erschei-

nen bei diesem Ansatz ökologische Argumente und Aktivitäten als ein Zusatz, der bei Ressourcenmangel 

weggelassen werden kann und sogar muss. Dieses Herangehen wird von kritischen GewerkschafterInnen 

daher als „Schönwetterpolitik“ bewertet. 

Der „Vernetzungsansatz“ geht über die instrumentelle Nutzung ökologischer Argumente und Partner für die 

Durchsetzung sozialer Ziele hinaus. Dieser entwickelt sich erfahrungsgeleitet in der Auseinandersetzung mit 

multiplen Problemstellungen gemeinsam mit ökologischen Partnern und globalisierungskritischen Institutio-

nen. In der Konsequenz werden externe Partner nicht mehr nur als Verstärker sozialer gewerkschaftlicher 

Interessen genutzt, sondern je nach Akteur mehr oder weniger bewusst auch als Ideengeber für die gewerk-

schaftliche Perspektivenerweiterung wahrgenommen. Angesichts hybrider Probleme, in denen sich soziale, 

ökonomische und ökologische Belastungen verbinden, werden dann auch bewusst Partner gesucht, die aus 

einer nicht-gewerkschaftlichen Perspektive Lösungsvorschläge einbringen, die es den GewerkschafterInnen 

erlaubt, neue eigene Themen zu definieren und die eigene Positionierung im Handlungsfeld weiterzuentwi-

ckeln und auf diese Weise zu stärken. 

Die Vernetzungsaktivitäten der österreichischen Gewerkschaften zu hybriden Problemstellungen nachhalti-

ger Mobilität lassen sich anhand der durchgeführten Interviews dreifach differenzieren: 

 nach der Aktionsebene 



 nach den aufgegriffenen mobilitätsrelevanten Themen und Maßnahmen 

 nach den einbezogenen Kooperationspartnern und der Qualität der Kooperation. 

Bezogen auf die Aktionsebene finden sich neuartige Vernetzungen zu Nachhaltiger Mobilität und entspre-

chenden Verkehrsangeboten auf drei Ebenen, sie werden je nach den aufgegriffenen Themen, mehr oder 

weniger aufeinander abgestimmt: 

 Auf europäischer Ebene agieren insbesondere die Gewerkschaften VIDA und Younion – die Da-

seinsgewerkschaft mit dem ÖGB und vernetzen sich dabei problemorientiert mit dem VÖWG, dem 

Verband kommunaler Unternehmen, mit diversen NGOs und Gemeindevertretungen und teils mit 

europäischen Dachgewerkschaften. Den Thematischen Schwerpunkt bildet hier die Abwehr von 

Liberalisierungs- und Privatisierungstendenzen öffentlicher Verkehrsdienst-leistungen. 

 Auf nationaler Ebene agieren mehrere Einzelgewerkschaften anlassbezogen gemeinsam mit NGOs 

und anderen Organisationen insbesondere zu den Schwerpunkten Vergaberecht sowie zivilgesell-

schaftliches Budget. 

 Auf regionaler bzw. betrieblicher Ebene agiert ein Teil der BetriebsrätInnen in Abstimmung mit der 

Unternehmensseite und teilweise in Kooperation mit Gemeinden, regionalen Verkehrsverbünden 

und anderen regionalen Partnern insbesondere zu den Schwerpunkten Förderung des öffentlichen 

Verkehrs oder betriebliches Mobilitätsmanagement. 

Die in diese Aktivitäten einbezogenen GewerkschafterInnen berichten, dass die Vernetzung auf allen diesen 

Aktionsebenen mit einer starken „Europäisierung“ der politischen Rahmenbedingungen sowie von der „Juri-

disierung“ des Procedere verkehrspolitischer Entscheidungen konfrontiert ist. Dadurch wird zunehmend die 

Arbeit der österreichischen Einzelgewerkschaften und nicht nur des ÖBG beeinflusst. Diese Verlagerung von 

Entscheidungsebenen sowie die Veränderung der Entscheidungs-praktiken vollziehen sich nach Einschät-

zung der davon betroffenen GewerkschafterInnen in einem historisch nicht gekannten Tempo. Sie stellen 

nicht nur ÖGB-FunktionärInnen, sondern zunehmend auch GewerkschafterInnen der Einzelgewerkschaften 

vor enorme Herausforderungen. 

Die veränderten Rahmenbedingungen erfordern zum einen eine gewerkschaftsinterne Profilierung politi-

scher, organisatorischer und juristischer Kompetenzen von FunktionärInnen und Gewerkschaftsmitarbeite-

rInnen. Aus der Sicht der Beteiligten muss daher der Weiterbildung von FunktionärInnen und MitarbeiterIn-

nen aller Einzelgewerkschaften in solchen juristischen Fragen sowie zur Arbeitsweise der Europäischen 

Union dringlich profiliert werden. Strukturell sollte gesichert sein, dass die entsprechende Arbeit in allen Ein-

zelgewerkschaften durch verantwortliche FunktionärInnen geführt wird, um der Bedeutung dieser Entschei-

dungsebene gerecht zu werden. 

Die veränderten Rahmenbedingungen erfordern zum anderen die Entwicklung von Fähigkeiten zur Bildung 

neuer einflussreicher Allianzen, die die Kraft haben, gemeinsame alternative Standpunkte für die Sicherung 

des öffentlichen Verkehrs und alternativer Mobilität zu entwickeln. Diese neuen Allianzen sollen gleichzeitig 

ermöglichen, unter Einbeziehung vielfältiger europäischer Partner länderübergreifende Maßnahmen für die 

Umsetzung dieser neuen Standpunkte zu organisieren. Von den Beteiligten wird hier auch der Profilierung 

der Zusammenarbeit mit diversen europäischen Dachorganisationen eine wichtige Rolle beigemessen. Und 

einschließlich wird es als notwendig angesehen, sich auch mit jenen Unternehmensvertretern zu vernetzen, 

die an nachhaltigen Mobilitätsformen und an der Stärkung innovativer Formen des öffentlichen Verkehrs auf 

europäischer Ebene interessiert sind. 

Die veränderten Rahmenbedingungen, die durch die Europäisierung verkehrspolitischer Entscheidungen 

bestimmt sind, erfordern nicht zuletzt die Entwicklung einer neuen Qualität gewerkschaftlicher Mitgliedermo-

bilisierung. Ohne die erfolgreiche Mobilisierung der ArbeitnehmerInnen in den verschiedenen europäischen 

Ländern werden die Gewerkschaften weder in Brüssel noch in ihren jeweiligen Ländern viel ausrichten kön-



nen. Diese komplexen Zusammenhänge und der Wandel der gewerkschaftlichen Arbeit werden in der fol-

genden Aussage eines Gewerkschafters der Younion – die Daseinsgewerkschaft besonders klar und ein-

drücklich formuliert: 

IP15: „Für mich ist das eine Selbstverständlichkeit [mit anderen Organisationen zu kooperieren]. Wenn Du jetzt 

vielleicht jemand anderen in unserer Gewerkschaft interviewen würdest, wäre es vielleicht nicht so klar. Aber, 

das ist ganz entscheidend: Unsere Gewerkschaft ist so offen, dass sie sich auch gegenüber anderen Organi-

sationsthemen öffnet. Vor 20 Jahren war das wahrscheinlich unmöglich, unvorstellbar, mit NGOs oder mit wem 

auch immer zusammenzuarbeiten. Heute ist es, glaube ich, aber auch notwendig und wichtig. Und vor allem, 

wir haben ja nicht unbedingt das Monopol der Weisheit und Wahrheit gepachtet. Es gibt andere Organisatio-

nen, die auch Expertise haben. Wenn ich zum Beispiel den ‚Verband öffentlicher Wirtschaft und Gemeinwirt-

schaft‘ hernehme, was die Finanzmarktliberalisierung und all diese Zusammenhänge anbelangt, haben die ei-

ne derartige Expertise, die beeindruckend ist und die uns in Wahrheit genauso weitergeholfen hat. Das heißt, 

man kann sich gegenseitig austauschen und gegenseitig auch befruchten. (…) Früher wäre das nicht möglich 

gewesen, weil da hat die Gewerkschaft auf den Tisch gehaut. Das ist immer noch in den Köpfen drinnen und 

wenn man ganz genau schaut, ist es dann natürlich auch eine Frage der Generation, weil heute ist Politik we-

sentlich komplizierter als vor 30 oder 40 Jahren. Wie auch immer, die Problematik ist, dass man heute wesent-

lich veränderte Rahmenbedingungen als vor 25, 30, 40 Jahren hat, unter denen man Gewerkschaftspolitik be-

treibt, wo auch die Marktöffnung noch nicht so groß war, wo die Beziehungen zwischen den Staaten innerhalb 

der EU nicht so eng verflochten waren. Wir stehen heute mittlerweile ja weltweit im Konkurrenzdruck, selbst als 

öffentliche Unternehmen und das hinterlässt grundsätzlich natürlich Spuren. (…) 2004 haben wir ganz eindeu-

tig auch deshalb einen Kurswechsel vollzogen. Bis zu diesem Zeitpunkt hat man eher auf bilateraler Ebene im 

Gewerkschaftsbereich zusammengearbeitet, hat da Expertise ausgetauscht, aber hat sich eigentlich weniger 

um die Europapolitik als solches gekümmert. Das hat man der ÖGB-Zentrale überlassen. Man hat die Interes-

sensvertreter auf europäischer Ebene nicht so sehr im Fokus [der Einzelgewerkschaften] gehabt. (…) Das war 

ein langwieriger Prozess, Zielsetzungen für unsere internationale Arbeit zu finden. (…) In diesem Prozess war 

für mich ganz wichtig, zu sagen, wir brauchen auf europäischer Ebene eine entsprechende Interessenvertre-

tung, wir brauchen natürlich entsprechende Expertise dann, die wir einbringen in die Dachverbände.“ (15, 356-

390) 

Bezogen auf mobilitätsrelevante Themen und Maßnahmen, die von den österreichischen Gewerkschaften 

aufgegriffenen wurden, lassen sich einige Beispiele nennen, bei denen sie sich mit mobilitätsrelevanten 

NGOs oder anderen Akteuren zu vernetzen beginnen. Die Stärkung des öffentlichen Verkehrs sowie der 

dafür notwendigen öffentlichen Infrastrukturen stellt dabei das zentrale mobilitätsrelevante Themenfeld dar, 

bei dem Gewerkschaften im ArbeitnehmerInneninteresse mit anderen Organisationen kooperieren. Hier 

spielt seit Jahrzehnten die Zusammenarbeit mit der Arbeiterkammer die wichtigste Rolle. In letzter Zeit ge-

winnt daneben der VCÖ eine wachsende Bedeutung als Partner gewerkschaftlicher Arbeit für nachhaltige 

Mobilität. So übernehmen die Gewerkschaften vielfach Argumentationen nicht nur aus Studien der Arbeiter-

kammer, sondern auch des VCÖ oder verbreiten die Expertise beider Organisationen unter ihren Mitglie-

dern. 

Darüber hinaus stellt die Sicherung guter Arbeitsbedingungen für alle Verkehrsbeschäftigten ein wichtiges 

Thema dar, in dessen Zusammenhang die Gewerkschaften vor allem bei speziellen Aktionen zunehmend 

kooperieren. Dies gilt für alle Verkehrsformen, vom Luftverkehr über den Bahn- bis zum Straßenverkehr. Wie 

bereits erwähnt, besetzen die Gewerkschaften hier ein eigenes Thema: „Bestbieterprinzip“ statt „Billigstbie-

terprinzip“, um gleichermaßen hochwertige Arbeitsplätze im Verkehrssektor wie eine hochwertige Versor-

gung für die Bevölkerung in ganz Österreich zu sichern (vgl. Kaske/Hebenstreit 2015). Bei den damit ver-

bundenen Auseinandersetzungen wird das Prinzip der Bildung neuer Allianzen auf allen Ebenen, also auf 

EU-Ebene, in Österreich und in den Regionen besonders gut deutlich. So wurde beispielsweise gegen die 

Liberalisierung der Flughafen-Bodenabfertigungsdienste an europäischen Flughäfen nicht nur erfolgreich mit 

der ETF zusammengearbeitet, sondern 200 österreichische Wiener Beschäftigte demonstrierten gemeinsam 



mit ihren europäischen KollegInnen in Brüssel (s. VIDA 2012d). Auch gegen das 4. Eisenbahnpaket koope-

rierten die Gewerkschaften mit Organisationen wie dem VÖGW und dem ETF. Zwar gelang es nicht, dieses 

vollständig zu stoppen, aber die Einschränkung des Streikrechts und die vollständige Trennung von Netz 

und Betrieb konnte verhindert werden (s. VIDA et. al 2013, VIDA 2014). Auch bei der Verhinderung des öko-

logisch schädlichen und sozial problematischen grenzüberschreitenden Verkehrs von Gigalinern kooperier-

ten die Gewerkschaften mit anderen Organisationen (s. VIDA 2012b, VIDA 2015c). 

In der Zusammenschau zeigt sich, dass sich insbesondere VIDA, die GPA und die Younion – die Daseins-

gewerkschaft und teils die GBH für die Entwicklung konzeptioneller Positionen und Kampagnen gegenüber 

NGOs und anderen Organisationen öffnen, die zwar ihre eigenen Interessen vertreten, die aber mit Gewerk-

schaftsinteressen wichtige Schnittstellen haben. Aus der Sicht von VIDA heißt es dazu: 

IP2: „Das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und NGO’s hat sich in den vergangenen Jahren schon verän-

dert. Das Klima ist offener geworden. Wir arbeiten heute schon ganz anders zusammen als noch vor 10 Jah-

ren.“ (2, 210-212) 

Gleichzeitig wird die Suche nach neuen Allianzen mit einer stärkeren Mobilisierung der eigenen Mitglieder 

sowie der Bevölkerung verbunden. Dabei wird deutlich, dass die Mobilisierungskraft der Gewerkschaften 

nicht nur organisationsintern zunehmend an Bedeutung gewinnt, sondern auch von wichtigen Kooperations-

partnern geschätzt wird. Dies wird in den folgenden zwei Zitaten von VIDA-GewerkschafterInnen deutlich 

sowie im anschließenden Zitat aus der Sicht einer Partnerorganisation: 

IP11: „Also, die Eisenbahner sind ja nicht Streik unerfahren bei der Mobilisierung. Ein Streik ist hundertprozen-

tig das, was einen Menschen am meisten prägt in so einer [Gewerkschafts-]Funktion. Ich habe schon einige 

Beinahe-Streiks und einen echten miterlebt und mitorganisiert und ich kann sagen: ‚Um die Erfahrung darf ei-

nen jeder Mensch beneiden, der politisch denkt. (…) Einmal in einer Halle stehen mit 1.000 Menschen und So-

lidarität zu spüren, das ist was Wunderschönes und Unbeschreibliches. Das motiviert dich auf ein Leben. (…) 

Die Streikbewegungen, die haben mein Leben verändert, das ist so und es ist auch jetzt noch so. Wenn wir 

heuer um eine Nettolohnforderung z.B. gekämpft haben und in Salzburg den Eisenbahnverkehr schwer beein-

trächtigt bis lahmgelegt haben, dann war das schon so was wie ein kleiner Streik. Da hat es viele Erlebnisse 

gegeben. Da sind Menschen mit Kündigung bedroht worden. Da ist Druck ausgeübt worden. Da ist alles da, 

was im normalen Leben dir sonst nicht unterkommt und das sind genau diese Referenzerfahrungen, von de-

nen man lebt, weil unsere Funktionäre erzählen heute noch, wie wild das war und was sie ausgehalten haben, 

mit wem sie telefoniert haben und was sie organisiert haben, um die [kämpfenden GewerkschafterInnen] zu 

schützen und wie die Medienberichterstattung war, wie wir versucht haben, das irgendwie zu beeinflussen in 

unserem Sinn. Das sind Erfahrungen, die brauchst du: Weil, jetzt wissen sie, dass es geht! Es kommt die 

nächste und die übernächste Auseinandersetzung, dann hat man auch die Erfahrung gemacht, dass es sich 

auszahlt, um was zu kämpfen. (11, 375-382) 

IP12: „Wir haben keine Streikkultur in Österreich. Aber es verändert sich langsam etwas. Wir müssen die Kol-

legen mobilisieren. (…) Wir haben jetzt schon zweimal die Dinge ein bisschen runtergefahren bei der Gehalts-

verhandlung, wo wir halt dann gesagt haben: ‚So und jetzt haben wir Betriebsversammlung und jetzt steht halt 

alles.‘ Wenn bei uns Betriebsversammlung bei den Fahrdienstleitern ist, ja, dann steht halt eine Stunde oder 

eineinhalb der Betrieb. Das ist natürlich gravierend für das ganze Netz, weil, wenn der Zug in Salzburg nicht 

wegkommt, der fehlt natürlich in ganz Österreich. Aber das [die Mitglieder zu mobilisieren] ist notwendig, das 

müssen wir wieder lernen, wenn wir unter diesen Bedingungen etwas durchsetzen wollen.“ (12, 76-83) 

IP23: „Ich denke, von den großen Strukturen her, was die Gewerkschaften können, was wir nicht können, das 

ist ‚mobilisieren‘. Die Gewerkschaften können ein paar hundert, tausend Leute nach Brüssel bringen, die sauer 

auf die angekündigten Verordnungen sind. (...) Wir verstehen uns [bezogen auf solche Protestaktionen] auch 

als Multiplikator. Das heißt, wir reden dann auch mit unseren [Verbands-]Mitgliedern und sagen: ‚Lasst eure 

Leute doch fahren. Das ist gut für uns alle‘.“ (IP23, 263-267) 



Bezogen auf die in neue Allianzen involvierten Akteure und die Art und Weise ihrer Zusammenarbeit lassen 

sich aus den geführten Interviews drei Tendenzen extrahieren: 

 Zum einen wird die gewerkschaftliche Zusammenarbeit mit der Arbeiterkammer als essentiell für 

die Gewerkschaftsarbeit angesehen und in vielfältigen Formen umgesetzt. 

 Zum anderen lässt sich eine Tendenz zur Diversifizierung von aktionsbezogenen Partnerschaften 

feststellen, die vor allem ökologische und globalisierungskritische NGOs aber auch Verbände der 

Gemeinden und der öffentlichen Unternehmen zunehmend anspricht. 

 Und schließlich wurden mit der Mitarbeit bei „Wege aus der Krise“ sowie in den Konferenzen „Gute 

Arbeit für alle“ Formen institutioneller Zusammenarbeit zwischen diversen sozialen und ökologi-

schen Akteuren begonnen, die als Plattformen dauerhaften strategischer Diskussion genutzt wer-

den können. Sie werden von allen daran Beteiligten als perspektivenerweiternde Institution bewer-

tet. Zwar kann hier noch nicht von einer gesicherten Tendenz gesprochen werden, aber es lässt 

sich eine verallgemeinerungswürdige zukunftsweisende Form der Allianz erkennen, in der grundle-

gende hybride sozial-ökologische Problemstellungen erfolgreich unter aktiver Beteiligung der Ge-

werkschaften bearbeitet werden können. 

Unter den Kooperationspartnern der Gewerkschaften ist die Arbeiterkammer nach Einschätzung der meisten 

befragten GewerkschafterInnen einer der wichtigsten Partner, oft sogar der wichtigste Partner für nachhalti-

ge Mobilität. Sie bringt mit Studien, Tagungen und Workshops wichtige Expertise ein (vgl. u.a. AK et al. 

2009, VIDA/AK 2009 und 2013, Hader 2010, Schaupp 2012, AK Steiermark 2013, Herry/Sedlacek 2014, 

Brezina et al. 2015, Leodolter 2016). Die Arbeiterkammer ist zudem Bündnispartner bei der Organisation von 

Tagungen, Kampagnen und Gesetzesinitiativen bzw. -kritiken und sie unterstützt die BetriebsrätInnen bei der 

Lösung konkreter Probleme. Die große Bedeutung der AK für die gewerkschaftliche Arbeit erschließt sich 

nicht nur über den weitaus größeren Personalbestand als in den Gewerkschaftsorganisationen, der sich mit 

Fragen von Umwelt und Verkehr beschäftigen kann. Sie ergibt sich vor allem aus der jahrzehntelangen Be-

schäftigung mit mobilitätsrelevanten Problemen aus der ArbeitnehmerInnen-Perspektive sowie aus einem 

wechselseitigen Vertrauensverhältnis. In den Interviews wird deutlich, dass die Zusammenarbeit zwischen 

GewerkschafterInnen, BetriebsrätInnen und Arbeiterkammer dann gut funktioniert, wenn sich die AkteurIn-

nen über lange Zeit persönlich kennen, wenn in der jeweiligen Arbeiterkammer eine hohe Kompetenz zum 

Thema „Nachhaltige Mobilität“ erarbeitet wurde und wenn der Verkehrsausschuss bzw. andere Formen der 

Zusammenarbeit aktiv genutzt werden. Gute Erfahrungen in diesem Sinn spiegeln sich in den folgenden 

Zitaten aus Sicht der GPA und der Arbeiterkammer wider: 

I: „Jetzt hast Du verschiedene Dinge genannt, wie Park & Ride, Erhalt der Nebenstrecken und anderes. Das 

sind alles Punkte, wo es was zu tun gäbe, um die Mobilität der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu verbessern. 

Aber das sind keine Punkte, wo Ihr als Gewerkschaft aktiv thematisch dran seid oder?“ 

IP17: „Nicht pro aktiv. Klarerweise: indirekt (…) Durch die schon geschilderten Funktionärinnen und Funktionä-

re, Gemeindevertreter, Gemeindevorstand, Mitglieder, Stadträte, wo wir klarerweise auch, und da mag ich 

ganz konkret für Oberösterreich sprechen, haben wir eine gute Kooperation mit der Arbeiterkammer. Da gibt 

es ja Verkehrsexpertinnen und -experten, eh der schon namentlich genannte Mag. [X].“ (17, 300-308) 

IP1: „Die Aktivitäten der Gewerkschaften und der AK sind viel stärker abgestimmt, als das auf dem Papier 

steht. (…) Man muss bedenken, wofür im ÖGB einer zuständig ist, gibt es in der AK viele, viele Mitarbeiter. 

Umgekehrt braucht die AK die Gewerkschaften, weil die die Interessen der Mitarbeiter in den Betrieben ken-

nen, z.B. was die Lenker zur Fahrtenkontrolle sagen und viele andere Fragen.“ (1,21-43) 

Weitere wichtige mobilitätsbezogene Partnerschaften wurden in den vergangenen Jahren zum VÖWG und 

Verband Kommunaler Unternehmen Österreichs (VKÖ) aufgebaut. Sie betreffen insbesondere die Abstim-

mung von Positionen und Aktivitäten in Richtlinien und Gesetzgebungsverfahren auf europäischer und nati-

onaler Ebene. Hier gibt es auch eine Zusammenarbeit mit dem Städte- und dem Gemeindebund. Die betei-



ligten GewerkschafterInnen schätzen diese Kooperationen, da viele Lösungen für arbeitnehmerInnenfreund-

liche Mobilität nur in Zusammenarbeit mit regionalen Akteuren realisierbar sind. 

Umgekehrt werden die österreichischen Gewerkschaften (v.a. VIDA und Younion – die Daseinsgewerk-

schaft) auf der Basis erfolgreicher gemeinsamer Arbeit von ihren Kooperationspartnern durchaus als respek-

table Partner wahrgenommen und geschätzt. Dies belegen die nachfolgenden Einschätzungen von Seiten 

des VÖWG: 

IP23: „Wir machen unsere Arbeit schon studienbasiert. Und weil wir [jeder einzelne Partner] nicht so ein riesen 

Budget haben, sind diese Studien dann immer gemeinsam finanziert, von Gewerkschaften, Arbeiterkammer, 

Städtebund, Gemeindebund, VÖGW, weil du musst die Sachen auch nicht immer einfach und alleine machen. 

Ich habe grundsätzlich sehr, sehr viel mit der Younion – die Daseinsgewerkschaft zu tun, das ist klar, aufgrund 

dieser lokalen Geschichte, dann natürlich mit der VIDA. Alles, was Eisenbahn betrifft, besprechen wir mit de-

nen. (…) [Wenn sich in den Ministerien oder in Brüssel etwas tut, dann werden wir aktiv und wenden uns an 

unsere Partner] und da gehört natürlich die Gewerkschaft genauso dazu und wir reden uns dann aus, na 

schauen wir einmal, wie weit können wir zusammengehen. Bei der Arbeitszeit sind wir nicht überall deckungs-

gleich, aber was uns da, glaube ich, schon sehr hilft, ist die große sozialpartnerschaftliche Tradition in Öster-

reich. Und den ‚anderen gewinnen‘ heißt schlicht und einfach, dass es schlussendlich nicht ein Sieg [einer der 

beteiligten Seiten] sein darf, nicht ein Sieg der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer sein darf. Wird es auch nicht 

sein, denn wenn man sich gegenseitig ausspielen lässt, dann hat man eh verloren. Sondern man muss ge-

meinsam Dinge voranbringen.“ (23, 92-334) 

Wie bereits erwähnt ist auf nationaler Ebene der VCÖ ein weiterer wichtiger Partner für nachhaltige Mobilität, 

der ähnlich wie die Arbeiterkammer wichtige Daten und Studien zur Verfügung stellt (s. 

http://www.vcoe.at/publikationen). Im Gegensatz dazu ist die Vernetzung mit den sehr aktiven NGOs in den 

Feldern Radverkehr und Fußverkehr bisher kaum entwickelt. Einige wenige Beispiele gibt es auf regionaler 

Ebene. Das hat Auswirkungen auf die von den Gewerkschaften aufgegriffenen Themen. Aktivitäten zur För-

derung des Radfahrens oder von sicheren Fußwegen zur Arbeit sind unter den interviewten Gewerkschafte-

rInnen so gut wie kein Thema, während sie von anderen Organisationen in den vergangen fünf Jahren zu-

nehmend aufgegriffen wurden. Hier haben die österreichischen Gewerkschaften einen großen Nachholbe-

darf. Ausnahmen bilden hier einige BetriebsrätInnen, die ihrerseits allerdings meist keinen Bezug ihrer Aktio-

nen zur Gewerkschaftsarbeit herstellen. Konsequenterweise werden die österreichischen Gewerkschaften 

gerade von NGOs, die fuß- und radverkehrsaktiv sind, nicht als Akteur wahrgenommen. So formuliert ein 

Aktiver aus diesem Bereich: 

IP19: „Also, in unserm Bereich gibt es keinen Kontakt zur Gewerkschaft. Es gibt sozusagen Kontakte über 

mehrere Ecken: Wenn sich eine Gewerkschaftsäußerung oder eine Betriebsratsäußerung bei den [öffentlichen 

Verkehrsbetrieben] dahingehend manifestiert, dass das ein Hindernis für den Radverkehr ist. Das kann vor-

kommen, aber sonst gibt es wirklich keine Anknüpfungspunkte. (…) Wir arbeiten mit der Arbeiterkammer zu-

sammen. (…) bei der Kampagne ‚Österreich radelt zur Arbeit‘. (…) Das heißt, da gibt es eine Überschneidung 

und da fühlt sich die Arbeiterkammer zuständig, weil sie sagt: ‚Wir wollen was tun für Gesundheit am Arbeits-

weg und für Sicherheit am Arbeitsweg.‘ Beides ist da ein Thema und zusätzlich war hilfreich, dass der Zustän-

dige in der Arbeiterkammer für Kommunalpolitik schon damals [zu Beginn der Kampagne] ein sehr begeisterter 

Radfahrer war und der ohnehin schon radverkehrspolitisch tätig war. (…) Die Arbeiterkammer hat ja auch ei-

nen Sitz in der Fachkommission Verkehr. Die Zusammenarbeit funktioniert gut, sehr guter Partner.“ (19, 8-27) 

Für die Vernetzung bei verkehrspolitischen Themen und Aktionen sind unter den österreichischen Einzelge-

werkschaften insbesondere VIDA sowie die Younion – die Daseinsgewerkschaft auf allen Ebenen aktiv. Bei 

spezifischen Aktionen kommen auch GewerkschafterInnen von PRO-GE, GBH und GPA hinzu, während 

GewerkschafterInnen der anderen Einzelgewerkschaften lediglich in spezielle regionale Aktivitäten einbezo-

gen sind. Der aktive Standpunkt von VIDA in Bezug auf eine stärkere Vernetzung mit externen Partnern 

kommt im folgenden Zitat zum Ausdruck: 



IP9: „Man braucht ja auch Bündnispartner, so ist es ja nicht, und wir sind auch die Gewerkschaft, die schon re-

lativ früh mit NGOs aktiv gearbeitet hat und dass im Umweltsektor einige sehr schlagkräftige NGOs unterwegs 

sind, ist bekannt. Das heißt, wir arbeiten nicht nur mit denen, die sich auf die Sozialkritik konzentrieren, wie „at-

tac“, sondern wir haben auch mit anderen NGOs wie „Global 2000“ und anderen immer wieder zusammenge-

arbeitet. Ich muss auch dazu sagen, dass auch zwei/drei von unseren Experten in der Gewerkschaft genau 

aus dem Umfeld kommen. Sie kommen genau aus dieser ökologischen Bewegung heraus, haben auch ihre 

Geschichte da drinnen und bringen die Aspekte natürlich mit ein. Das ist sehr wertvoll, aber wir sehen das eher 

im Sinne einer Stakeholder Analyse, sie mit hereinzunehmen als zusätzlichen Aspekt. Das tun wir übrigens in 

allen Feldern, nicht nur in ökologischen. Auch in den Landeskonferenzen z.B. versuchen wie irgendwie breiter 

zu werden, weil, das hat schon einen Doppeleffekt. (…) Das ist zwar schwer, aber wenn du es schaffst, eine 

breitere Diskussion zustande zu bringen über ein breiteres Feld und du kriegst mehr Aspekte eines Themas 

auf die Tagesordnung. Das bringt natürlich einen klasse Effekt. Zum Beispiel, wenn zum Thema Gigaliner die 

Umweltverbände genauso reden wie die Autofahrer-lobby, quasi der Verkehrsclub spricht zum Thema Sicher-

heit oder der VCÖ oder eine Kinderorganisation spricht zu ihren Themen oder wie auch immer, dann hast du 

natürlich das Thema länger da und du hast mehr Druck darauf. Und natürlich funktioniert das System so, dass 

dort, wo der große Druck herkommt, Bewegung entsteht, sonst entsteht sie ja nicht. (…) Man kann dabei nicht 

sagen, dass einer [der externen Partner] dabei der Wichtigste für uns wäre. Das kommt immer auf das Thema 

darauf an. Wir haben z.B. in den letzten Jahren mit den Autofahrerclubs relativ wenig gemacht, weil die so ir-

gendwie nicht auf der ökologischen Schiene waren. Autofahrerclubs sind traditionell die, wo man eher anneh-

men müsste, dass die anderen Interessen verfolgen, aber wenn es jetzt um das Thema ASFINAG geht und um 

das Thema Sicherheit im Straßenverkehr und um das Thema Ausbau im Sinne von lärmschutzmaßnahmen 

und Co, dann sind die unsere Partner. Das kommt immer darauf an.“ (9, 688-720) 

Eine Vernetzungsinitiative der österreichischen Gewerkschaften lässt mehr als alle anderen eine neue Quali-

tät der Kooperation und der dabei entwickelten Positionen, u.a. auch zu nachhaltiger Mobilität erkennen. Die 

Beteiligung von vier Einzelgewerkschaften: Younion – die Daseinsgewerkschaft, GPA-djp, PRO-GE, VIDA 

an der zivilgesellschaftlichen Allianz „Wege aus der Krise“. Die Allianz wurde 2010 durch attac Österreich ins 

Leben gerufen. Daran sind ein breiter Kreis an zivilgesellschaftlichen Partnern, Armutskonferenz, GLOBAL 

2000, Greenpeace, Katholische ArbeitnehmerInnen Bewegung Österreich, ÖH, SOS Mitmensch (vgl. Wege 

aus der Krise). Ihre Zusammenarbeit erarbeitete bereits fünfmal das „Zivilgesellschaftliche Zukunftsbudget“. 

Darin werden alternative Wege aus der Krise vorgestellt, die solidarisch, ökologisch nachhaltig und demokra-

tisch sind. Dabei nimmt das Thema Mobilität, anders als im ÖGB-Grundsatzprogramm einen selbstverständ-

lichen Platz ein. 

Wie bedeutsam die Arbeit aus gewerkschaftlicher Sicht eingeschätzt wird, zeigt seine Erwähnung in der 

Festschrift „10 Jahre VIDA“, wo es heißt: 

„Um der Forderung nach sozial verantwortungsbewussten Rezepten zur Bewältigung der Krise noch mehr Ge-

hör zu verschaffen, schloss sich VIDA mit Nichtregierungsorganisationen (NGOs) zur Allianz ‚Wege aus der 

Krise‘ zusammen. Das Bündnis zeigt seit 2010, dass es Alternativen zu Kaputtsparen und Kürzen gibt, wenn 

alle einen fairen Anteil leisten.“ (VIDA 2016, 17) 

Beim Lesen der Dokumente der Allianz von „Wege aus der Krise“ fällt bezüglich nachhaltiger Mobilität auf, 

dass terminologisch konsequent das Ziel „leistbare, ökologisch nachhaltige Mobilität für alle“ im Zentrum 

steht. Es geht nicht vorrangig um „Verkehr“ oder um „verkehrspolitische Maßnahmen“, sondern es geht um 

sozial-ökologisch verträgliche Mobilität als Teil und Beitrag zu „Gutem Leben für alle“. Das heißt, es geht um 

leistbare, ökologisch nachhaltige Mobilität aller ÖsterreicherInnen, eine Art und Weise der räumlichen Fort-

bewegung, die einem guten Leben in Europa und in der Welt, heute und in Zukunft nicht im Wege steht. Da 

im Zukunftsbudget nicht einfach technologisch neue Verkehrsmittel und -systeme im Fokus stehen, sondern 

die Mobilität aller Menschen, geraten den Budget-AkteurInnen nicht-motorisierte Mobilitätsformen gleichbe-

rechtigt zu motorisierten Mobilitätsformen in den Blick. So wird die in der Verkehrspolitik nach wie vor domi-



nierende Fokussierung auf motorisierte Verkehrsmittel überwunden. Folgerichtig werden Investitionen in 

Fuß- und Radmobilität in die alternative Budgetierung einbezogen. 

Aus der Position dieser Allianz folgt konsequenterweise auch, dass Mobilität keine Privatsache ist, sondern 

gesellschaftliche Verantwortung beinhaltet, Verantwortung für die Mobilitätssicherung aller Menschen, Ver-

antwortung für den Erhalt der Umwelt und die Sicherung natürlicher Ressourcen für nachfolgende Generati-

onen. Konzeptionell bedeutsam ist weiters, dass Ausgaben für „leistbare und umweltschonend Mobilität für 

alle“ als Investitionen zu behandeln sind, deren sozial-ökonomische Effekte im Budgetentwurf 2015 mit 

10.000 Arbeitsplätzen quantifiziert wurden (Wege aus der Krise 2016, 35). Im zivilgesellschaftlichen Zu-

kunftsbudget 2015 heißt es in diesem Zusammenhang: 

„Mobilität ist keine private Angelegenheit, sondern bedeutet gesellschaftliche Verantwortung. Verantwortungs-

volle Mobilitätspolitik setzt auf umweltfreundliche, leistbare und komfortable Lösungen und berücksichtigt die 

unterschiedlichen Lebensrealitäten der Menschen in der Stadt und auf dem Land. Die Verringerung des Tran-

sits oder der Umstieg auf CO2-arme Mobilitätsformen ist nur möglich, wenn wir uns als Gesellschaft für Alter-

nativen entscheiden und entsprechende öffentliche Investitionen tätigen. Eine zukunftsfähige Mobilitätspolitik 

orientiert sich am Ziel einer umweltfreundlichen, attraktiven und leistbaren öffentlichen Mobilität für alle. Zu-

kunftsinvestitionen in beispielsweise den Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel, die Einführung eines flächende-

ckenden Taktverkehrs oder die Förderung von Car-Sharing Modellen sind dabei genauso wichtig wie die Ein-

richtung eines Zukunfts-fonds für Gehen und Radfahren.“ (Wege aus der Krise 2014, 17, Hervorhebung A.S.) 

Neben der Allianz „Wege aus der Krise“ hat sich in den letzten Jahren ein weiteres zukunftsfähiges Vernet-

zungsformat im Rahmen der Konferenz „Gutes Leben für alle“ herausgebildet. Die Konferenz wurde 2015 ins 

Leben gerufen und findet 2017 erneut statt. Sie ermöglicht einen Austausch zu Nachhaltigkeitsthemen im 

großen Rahmen, mit vielen Menschen (vgl. Gutes Leben für alle). „Gutes Leben für alle“ bildet eine Klammer 

für vielfältige solidarisch ausgerichtete Aktionen in vielfältigen Lebensbereichen. Auch hier gehört „Nachhal-

tige Mobilität“ ganz selbstverständlich zum Themenkanon. Es ist von großer Bedeutung, dass Gewerkschaf-

terInnen verschiedener Gewerkschaften, an der konzeptionellen Vorbereitung und Durchführung der Konfe-

renzen beteiligt sind. Zudem ist es nicht nur von großem symbolischen Wert, dass der ÖGB-Vorsitzende sich 

dort der öffentlichen Diskussion mit NGOs und WissenschaftlerInnen zu Zukunftsthemen stellt. Auch bei 

dieser Kommunikationsform im Großformat, mit mehr als 700 TeilnehmerInnen, findet der Austausch zwi-

schen höchst unterschiedlichen Positionen statt, werden gemeinsame Lernprozesse initiiert und Projektideen 

ausgetauscht. 

Für die österreichischen Gewerkschaften stellt die Konferenz eine gute Plattform dar, um in das Thema „Gu-

tes Leben für alle“ ihr Thema „Gute Arbeit für alle“ einzubringen. Gemeinsam mit anderen Akteuren können 

sie programmatisch daran arbeiten, was „zukunftsfähiges gutes Arbeiten für alle“ bedeuten kann und welche 

Arten von Arbeiten dazugehören sollen. Das Thema „nachhaltige Mobilität für alle“ kann zur Verbindung von 

gutem Leben und guter Arbeit beitragen. 

Beide Kooperationsformen verbinden sehr unterschiedliche sozial-ökologische Akteure zu jeweils mehreren 

Themen, unter denen auch „Nachhaltige Mobilität“ zu finden ist. Beide bieten vielfältige Denkanstöße zur 

Profilierung gewerkschaftlicher Positionen. So können beispielsweise die allgemeinen zivilgesellschaftlichen 

Mobilitätspositionen, wie sie durch die Allianz „Wege aus der Krise“ entwickelt wurden, als Ausgangspunkt 

gewerkschaftlicher Überlegungen genommen werden, um sie in gewerkschaftsspezifische Programmatik 

nachhaltiger Mobilität zu übersetzen. Gewerkschaftsspezifische Programmatik, das heißt hier, eine auf Be-

schäftigteninteressen hin fokussierte Programmatik nachhaltiger Mobilität. Die Übersetzung der in den neuen 

Vernetzungsformen entstehenden allgemeinen Nachhaltigkeitspositionen in gewerkschaftsspezifische Pro-

grammatik kann aber nicht vorrangig in diesen neuen Vernetzungsformen geschehen. 

In den Interviews mit den daran beteiligten GewerkschafterInnen wird in diesem Zusammenhang neben der 

Verstetigung der externen Vernetzung auch der internen Organisationsentwicklung besondere Bedeutung 

beigemessen. Es wird eingeschätzt, dass ein nicht geringer Teil der dort aufgenommenen thematischen 



Anregungen sowie der eigenen Ideen für die Weiterentwicklung der gewerkschaftlichen sozial-ökologischen 

Positionen innerhalb der Gewerkschaftsorganisationen verloren geht, weil es bisher (noch) an institutionali-

sierten Formen der Weiterleitung und Diskussion in den gewerkschaftlichen Entscheidungsgremien fehlt. Die 

im Austausch mit ökologischen und anderen sozialen Partnern gewonnenen neuen Standpunkte werden 

aber als so bedeutsam eingeschätzt, dass sie regelmäßig auf der Vorstandsebene der beteiligten Gewerk-

schaften dargestellt, diskutiert und zu eigenen Beschlüssen verdichtet werden sollten. Die Weiterentwicklung 

sozial-ökologischer Positionen der österreichischen Gewerkschaften bedarf offensichtlich auch einer inner-

organisatorischen Weiterentwicklung, um der Heterogenität der aktuellen Krisenerscheinungen und der Her-

ausforderungen der daher notwendigen thematischen Hybridität ihrer Konzepte gerecht zu werden. 

Die Erfahrungen aus den neuen Formen der Vernetzungsarbeit erfordern somit die Bewältigung zweier 

gleichwertiger gewerkschaftlicher Entwicklungsaufgaben: 

 Zum einen gilt es den innergewerkschaftlichen programmatischen Diskurs in Bezug auf die Begründung 

und Zielformulierung einer zukunftsorientierten sozial-ökologisch verträglichen Mobilitätspolitik zu forcie-

ren. Er müsste eine Antwort auf die Frage geben: Was macht arbeitnehmerInnenfreundliche Mobilität 

zukunftsfähig und damit für alle attraktiv für alle Arbeitenden, ob Erwerbsarbeitende oder unbezahlt Ar-

beitende, für alle hier und in der Welt, für alle heute und übermorgen, für Menschen, Tiere Umwelt? At-

traktive Mobilität für alle braucht einen gemeinsamen mobilisierenden Begriff, diesen gilt es im Rahmen 

solcher Zukunftsdiskussionen zu bestimmen und zu verbreiten. 

 Zum anderen könnte eine Ideenwerkstatt zur innergewerkschaftlichen Organisationsentwicklung organi-

siert werden, durch die die Gewerkschaften beim Thema zukunftsorientierte Mobilität eine kooperative 

Themenführerschaft gemeinsam mit NGOs und anderen interessierten Partnern gewinnen können. Eine 

Reihe GewerkschafterInnen engagiert sich seit Jahren für nachhaltige Mobilität, entwickelt Ideen und 

Projekte. Zu ihrer intensiven Integration in die Kernprogrammatik braucht es aber eine Institutionalisie-

rung dieser Themen in allen Gewerkschaften. 

Beide Entwicklungsaufgaben: der innergewerkschaftliche programmatische Diskurs und die Organisations-

strukturentwicklung sollten als mehrstufige Prozesse unter Einbeziehung der betrieblichen, regionalen und 

der internationalen Ebene konzipiert werden. Dies bedeutet, dass sich die Gewerkschaften sozial-

ökologische Ideen für ihre ureigenen gesellschaftspolitischen Ziele nachhaltiger Mobilität nicht einfach ge-

werkschaftsintern gewinnen können, sondern dazu den verstetigten Austausch mit anderen Akteuren brau-

chen.



 

Der „experimentelle Ansatz“ lässt sich vorrangig auf regionaler und betrieblicher Ebene identifizieren. Wie 

BetriebsrätInnen und regionale Gewerkschaftsakteure, aber auch diverse ökologische Aktivisten ohne Ge-

werkschaftsbezug berichten, spielt er insbesondere bei der Entwicklung von Ideen für betriebliches bzw. 

regionales Mobilitätsmanagements eine Rolle. Die Analyse der durchgeführten Interviews belegt zudem 

anhand von Aktivitäten in Oberösterreich und Vorarlberg regionale Unterschiede bei der Rolle der Gewerk-

schaften dabei. 

Der „experimentelle Ansatz“ stellt sich wie der „Vernetzungsansatz“ als erfahrungsgeleitetes Ergebnis der 

praktischen Gewerkschaftsarbeit dar, In seinem Rahmen werden sozial-ökologische Mobilitäts-lösungen 

praktisch ausgearbeitet, erprobt und im günstigen Fall zu umfassenden betrieblichen Konzepten des Mobili-

tätsmanagements fortentwickelt. Sein Ausgangspunkt liegt in jeweils konkreten betrieblichen bzw. regionalen 

Mobilitätsproblemen von und zur Arbeit bzw. im Verlaufe der Arbeit. Solche arbeitsbezogenen Mobilitäts-

probleme betreffen beispielsweise: Das Fehlen von Angeboten des öffentlichen Verkehrs an bestimmten 

Standorten oder zu bestimmten Arbeitszeiten, Probleme bei der Abwicklung von Dienstreisen, Parkplatz-

mangel am Arbeitsort durch Betriebserweiterungen oder neue Standorte, fehlende Infrastrukturen für aktive 

Mobilität zum Arbeitsplatz usw. 

In einer ersten Entwicklungsphase betrieblicher Beschäftigung mit Mobilitätsproblemen stehen derartige 

akute Einzelprobleme im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. In dieser Phase wird von einbezogenen Betriebs-

rätInnen häufig die Unterstützung der jeweiligen Arbeiterkammer eingeholt, wie ein Betriebsrat eines oberös-

terreichischen Betriebes exemplarisch formuliert. 

IP10: „Mit der Arbeiterkammer arbeiten wir gut zusammen, besonders im Verkehrsaus-schuss. Man kann sich 

immer an [Kollegen X] dort wenden. Er kümmert sich dann.“ (10, 425-426) 

Wenn notwendig, werden auch Kontakte zu regionalen Verkehrsbetrieben oder zu Gemeindevertretungen 

aufgenommen. Bei Einzelfällen betrieblicher Mobilitätsprobleme sind die BetriebsrätInnen oft die treibende 

Kraft für eine beschäftigtenfreundliche Lösung. Nicht selten gibt es eine Kooperation mit dem betrieblichen 

Management. Die regionalen Gewerkschaftsvertretungen spielen hingegen auf der betrieblichen Ebene eine 

untergeordnete Rolle. Dies belegt die Aussage aus dem Gespräch mit einem Vorarlberger Betriebsrat. Ähn-

liche Aussagen finden sich aber auch in Betrieben anderer Regionen. 

IP14: „Unterstützung durch die Gewerkschaft in dieser Frage [des betrieblichen Mobilitäts-managements]? 

Nein, da erwarte ich mir nichts.“ (14, 315-316) 

In einer zweiten Phase münden die unter akutem Problemdruck entwickelten betrieblichen Einzellösungen 

für arbeitsbezogene Mobilitätsprobleme in einigen Betrieben in der Entwicklung von umfassenden Konzep-

ten für „betriebliches Mobilitätsmanagement“. In dieser Phase werden bereits vorher vorhandene Kontakte 

zu regionalen Partnern stärker ausgebaut und vertieft. Es entstehen unterschiedlich komplexe Konzepte für 

betriebliches Mobilitätsmanagement. Solche Konzepte haben aufgrund ihres Bezuges zu den jeweiligen 



betrieblichen Besonderheiten sehr verschieden Schwerpunkte, aber sie sind systematisiert und auf komple-

xe Nachhaltigkeitsziele ausgerichtet. 

Das heißt, sie sind darauf ausgerichtet, effiziente, bedarfsgerechte und kostengünstige Lösungen für ar-

beitsbezogene Mobilität der betrieblichen Mitarbeiter (und teils der betrieblichen Ressourcen und Güter) zu 

schaffen, die gleichzeitig expliziten ökologischen Ziele, wie Umweltschutz, Klimaschutz, bzw. Ressourcen-

schonung implizieren. Unter „betrieblichem Mobilitätsmanagement“ wird hier also nicht eine einfache An-

sammlung von Erleichterungen erwerbsbezogener Mobilität verstanden, sondern eine zielgerichtete Gestal-

tung betrieblicher Personenflüsse (und teils von Güterflüssen), die dem Nachhaltigkeitsparadigma folgen. 

Aus der Vielzahl der betrieblichen Maßnahmen zur Verbesserung der Mobilität der MitarbeiterInnen lassen 

sich hervorheben: Verbesserung der Anbindung an den öffentlichen Verkehr, Organisation von Betriebsbus-

sen, betriebliche Förderung des JobTickets, Koordinierung von Schichtzeiten und Fahrplänen, Fuhrparkma-

nagement, Dienstreisemanagement, Parkraumbewirtschaftung, Radverkehrsförderung, Förderung von Car 

Sharing sowie von E-Mobilität oder von Fahrgemeinschaften. Durch diese vielfältigen Maßnahmen wird nicht 

nur die Mobilität der betroffenen MitarbeiterInnen verbessert. Gleichzeitig werden durch die Umsetzung al-

ternativer Verkehrsangebote in den Belegschaften auch praktische Erfahrungen über die Tragfähigkeit von 

sozialen oder umweltpolitischen Argumenten für die Nutzung des öffentlichen Verkehrs oder nicht-

motorisierter Fortbewegung gesammelt. Durch das Experimentieren mit alternativen Mobilitätsmöglichkeiten 

werden zugleich negative Erfahrungen und Vorurteile gegenüber öffentlichen Verkehrsmitteln oder nicht-

motorisierte Mobilität infrage gestellt und positive Erlebnisse ermöglicht. Die interviewten BetriebsrätInnen 

waren sich einig darin, dass MitarbeiterInnen und GewerkschafterInnen weniger durch gute Argumente als 

durch positive praktische Erfahrungen zu gewinnen sind, da der private Pkw immer noch die wichtigste Rolle 

für die täglichen Arbeitswege spielt (siehe unten). Dies verdeutlichen die Aussagen einer Betriebsrätin sowie 

eines Mobilitätsbeauftragten. Beide engagieren sich mit konkreten Aktionen sehr stark für den Umstieg der 

Beschäftigten vom Auto auf nachhaltige Verkehrsmittel: 

IP30: „Die Mobilitätswoche ist schon wichtig. Wir bieten dann Informationen zum ÖV und Schnupperangebote, 

das bringt was. Nicht so viel reden, einfach machen. Dann merken sie schon, dass es Vorteile bringt. Das ist 

das wichtigste.“ (30, 325-328) 

IP24: „Motivationsarbeit, das unterschätzt man oft, braucht sehr viel Kraft. (...) Das Feed-back haben wir uns 

dann wirklich geholt, weil die Aktionen gut angekommen sind. (…) Was man halt in der Phase [der Einführung 

neuer Mobilitätsangebote] nicht darf, ist: Mit dem Zeigefinger agieren. Sondern man muss wirklich motivieren, 

man muss Aktionen machen, aber das braucht Kraft und Zeit.“ (24, 235-241) 

An der Umsetzung betrieblicher Mobilitätsmanagement-Konzepte sind in der Regel Unternehmensführung 

und BetriebsrätInnen gemeinsam beteiligt, aber auch hier spielen die Gewerkschaftsvertretungen kaum eine 

Rolle. Aus den Berichten aktiver BetriebsrätInnen lässt sich ableiten, dass aufgrund des Mangels an ge-

werkschaftlicher Unterstützung gute Mobilitätsideen und Konzepte weitgehend im Status von „Insellösungen“ 

verbleiben, d.h. sie haben in einzelnen Unternehmen Erfolg, finden aber kaum Verbreitung. Daher wünschen 

sich aktive BetriebsrätInnen eine aktivere Beteiligung ihrer Einzelgewerkschaften, aber auch der Regional-

vertreter des ÖGB, um die vorhandenen Good-Practice-Beispiele rascher zu verbreiten. 

Der Status von Insellösungen erklärt sich zum anderen auch daraus, dass nicht alle Betriebsräte (und Unter-

nehmensleitungen) an nachhaltigem Mobilitätsmanagement interessiert sind. Es gibt sehr aktive Betriebsrä-

tInnen, an nachhaltigen Mobilitätslösungen uninteressierte sowie dem gegenüber ambivalente BetriebsrätIn-

nen. Die Äußerungen dazu reichen von: „In den letzten Jahren haben wir schon viele Projekte umgesetzt“ 

über: „Das ist schon ein Thema, aber dafür haben wir nicht die Ressourcen“ bis zu: „Mobilität ist keine Auf-

gabe der Gewerkschaften“. 

Aufgrund der regionalen Besonderheiten der Verkehrsangebote, der betrieblichen Standorte und Gepflogen-

heiten, der Mobilitätserfahrungen der Beschäftigten sowie der regionalen Akteurskonstellationen im Mobili-



tätsbereich lassen sich regionale Besonderheiten in der Rolle der Gewerkschaften feststellen. Dies kann 

anhand der Beispiele Oberösterreich und Vorarlberg gezeigt werden. 

 

Am Beispiel Oberösterreich lässt sich ein Kooperationsmuster bezüglich betrieblicher Mobilität erkennen, in 

dem die Arbeiterkammer des Landes und insbesondere der „verkehrspolitische Ausschuss“ eine zentrale 

Rolle einnehmen. Über ihn treffen sich GewerkschafterInnen, er ist Ansprechpartner für BetriebsrätInnen bei 

akuten Mobilitätsproblemen. So berichtet eine MitarbeiterIn der Arbeiterkammer Oberösterreich: 

IP5: „Ökologische Fragen spielen eigentlich konstant immer die gleiche Rolle. Das ist schlicht und einfach so, 

dass wir als Arbeiterkammer eigentlich als die wichtigste Lobby zugunsten des öffentlichen Verkehrs verste-

hen. Das ist auch aus ökologischen Gründen so, zugegebenermaßen ist das in der Interessenspolitik nicht das 

erste Kriterium, aber es ist einfach ein wichtiges Thema. Das ist aus interessenspolitischen Gründen für Pend-

lerinnen und Pendler wichtig, dass sie eine ordentliche Mobilität für den Weg zur Arbeit zur Verfügung haben. 

Und der ökologische Aspekt spielt für die AK insgesamt sicher eine größere Rolle als vor zehn Jahren. Für 

mich persönlich hat er immer eine ganz zentrale Rolle eingenommen, aber das würde ich jetzt einmal z.B. für 

das Gremium Vollversammlung nicht so sehen. Da kommt zuerst der attraktive öffentliche Verkehr aus interes-

senspolitischen Gründen für die Pendler und dann kommt die Ökologie. Persönlich würde ich das als gleich-

wertig stellen.“ (5, 29-40) 

Dabei wird in den Gesprächen deutlich, dass die Arbeiterkammer Oberösterreich bei ihrer Öffnung für ökolo-

gische Problemstellungen sehr stark durch einige ökologisch engagierte MitarbeiterInnen und später auch 

durch interessierte Funktionäre beeinflusst worden ist. Durch deren Engagement ist die Arbeiterkammer 

Oberösterreich im Bereich öffentlicher Verkehr zeitweilig zu einem anerkannten regionalen „Themengeber“ 

für die verkehrspolitische Entwicklung in Oberösterreich geworden. Allerdings ist diese Bedeutung als ökolo-

gischer Themengeber für nachhaltige Mobilität nach Einschätzung der interviewten GewerkschafterInnen 

nach einem Wechsel in den Führungspositionen der AK Oberösterreich wieder geschwunden. Dies macht 

deutlich, dass die enge institutionelle Anbindung von sozialökologischen Fragestellungen bei den Führungs-

positionen der ArbeitnehmerInnenvertretungen von zentraler Bedeutung für eine stetige Themenführerschaft 

in der sozialökologischen Transformation ist. Fehlt diese Anbindung auf oberster Ebene oder geht sie verlo-

ren, so verlieren auch die Ideen von MitarbeiterInnen an Einfluss. 

Ein ebenfalls wichtiger Akteur für nachhaltige Mobilität ist die Landesvertretung Oberösterreich der Gewerk-

schaft VIDA. Es zeigt sich, dass diese Landesorganisation in enger Verbindung zum Bundesvorstand von 

VIDA steht und damit verkehrspolitische Themen intensiv diskutiert sowie Positionen und Maßnahmen mit 

entwickelt. Eine solche intensive Verbindung ist im zweiten Fallbeispiel nicht zu verzeichnen, obwohl auch 

dort gute regionale Ideen entwickelt werden. 

Eines der vielfältigen Beispiele der Aktivitäten der VIDA-Landesorganisation Oberösterreich, hier gemeinsam 

mit der Landesorganisation Salzburg, ist die aktive konzeptionelle Mitarbeit an der Ausarbeitung einer Initia-

tive für eine parlamentarische Bürgerinitiative (vgl. VIDA 2015a, Woisetschläger et al. 2015). Im Zentrum 

stand dabei die Forderung nach „bundesweit einheitlichen Ausschreibekriterien für Buslinien“. Gefordert 

wurde, dass das Bestbieterprinzip bei allen Verkehrsausschreibungen im Bundesvergabegesetz verankert 

werden soll, um Lohn- und Sozialdumping zu verhindern. Eine entsprechende Bundesregelung wurde be-

reits für den Straßenbau erreicht. Bundesländer, Gemeinden und Verkehrsverbünde sollten bei Verkehrs-

ausschreibungen dem besten Anbieter den Vorzug geben und nicht dem billigsten. In diesem Sinn hat sich 

VIDA mit einem offenen Brief an Landeshauptmann Pühringer gewandt, eine entsprechende Gesetzesnovel-

le zu unterstützen (vgl. VIDA Oberösterreich 2015). Es sollte zunächst auf Landesebene eine Regelung er-

reicht werden, an der sich eine bundesweit einheitliche Regelung orientiert, die die Einhaltung sozialer Stan-

dards sicherstellt (vgl. Woisetschläger et al. 2015). In den Interviews wurde gleichzeitig deutlich, dass die 



politischen Rahmenbedingungen derzeit so schwierig sind, dass Rückschläge auch ungeachtet solcher Akti-

vitäten nicht selten sind. So konnte diese umfangreiche Initiative letztendlich die Vergabepraxis selbst in 

Oberösterreich nicht grundlegend beeinflussen. Auch dort werden 90 % der Vergabekriterien durch den 

Preis bestimmt werden. An der Aktion beteiligte GewerkschafterInnen betonten jedoch, dass sie durch derar-

tige Niederlagen nicht abgeschreckt werden, neue Aktionen für faire Bedingungen im Verkehr zu organisie-

ren. 

In den Interviews wird weiters deutlich, dass eine gute Verankerung der verkehrspolitisch aktiven Gewerk-

schafterInnen in den Gemeinden und Regionalvertretungen eine sehr wichtige Ressource für ihre Aktivitäten 

ist. Das formuliert ein oberösterreichisches VIDA-Mitglied so: 

IP9: „Ich bin in einer Person in verschiedenen Bereichen tätig. Darum ist mein [Mobilitäts-konzept] ein VIDA-

Konzept und es ist ein politisches Konzept. Weil ich Politiker bin in meiner Heimatgemeinde und Gewerkschaft-

ler bin und früher Betriebsrat. (…) Unser Konzept als VIDA ist es, im öffentlichen Verkehr für Mobilität da zu 

sein. Der erste Schritt sind jetzt gerade die Qualitätsrichtlinien, die wir schaffen müssen. Wir verlieren Aus-

schreibungen um Kilometerleistungen um ein paar Cent. Wir haben jetzt wieder Kilometer als ÖBB verloren 

wegen drei Cent in etwa. Da müssen wir Qualitätsrichtlinien aufbauen. Auch muss man sich die Kollektivver-

träge anschauen. Jeder [private Anbieter] sagt natürlich, ich halte sie ein, aber wir wissen auch von den Kolle-

gen, dass sie es nicht einhalten. Bei der ÖBB kann ich mit ruhigem Gewissen sagen als Gewerkschaftler: ‚Wir 

halten alle diese Regeln ein. Wir zahlen KV-mäßig [nach Kollektivvertrag]: das, was sich gehört. Und im Rei-

sebussektor und im Linienbussektor geht es ja auch um Stehzeiten, um Wartezeiten der Lenker. Bei uns wird 

alles gezahlt.“ (9,145-157) 

Auch in anderen Gewerkschaften gibt es regionale Aktivitäten für nachhaltige Arbeitsmobilität. Dies betrifft 

insbesondere die Betriebsratsarbeit in großen und verschiedenen mittelständischen Betrieben der Region. 

Hier lässt sich ein Muster traditioneller umweltfreundlicher Mobilitätsorganisation erkennen, das zum einen 

durch Firmenbusse und Fahrgemeinschaften gekennzeichnet ist. Nach Einschätzung der BetriebsrätInnen 

werden diese Angebote zwar weniger als in vergangenen Jahrzehnten angenommen und teilweise vom 

individuellen Auto verdrängt. Gleichwohl spielen sie nach wie vor eine Rolle und werden als eine Art Ge-

wohnheitsrecht sowohl von den daran beteiligten Belegschaften als auch von der Unternehmensseite be-

trachtet. Hier zeigt sich, dass betrieblich organisierte und finanzierte Mobilitätslösungen durchaus im gegen-

seitigen Interesse möglich sind. Ähnliches wird auch im Baubereich berichtet, wo von den Firmen den Be-

schäftigten Kleinbusse zur Verfügung gestellt werden, damit sie flexibel zur und von Baustelle zu Baustelle 

kommen, um ihren Arbeitsaufgaben gerecht werden zu können. Auch hier zeigt sich ein historisch gewach-

senes Beispiel, wie die Verantwortung für die Arbeitsmobilität der Beschäftigten gemeinsam von Betriebssei-

te und Beschäftigtenseite getragen wird: Die eine Seite stellt die flexiblen Verkehrsmittel, die anderen fahren 

sie und sich. Dass solche traditionellen geteilten Verantwortungsmuster modernisierungsfähig sind, bei-

spielsweise in Bezug auf betriebliche Fahrradmobilität, zeigt der Bericht eines Betriebsrates und PRO-GE-

Mitgliedes: 

IP6: „Unsere Fabrik ist im ländlichen Gebiet, ungefähr 3 km vom Attersee entfernt, in einem Tourismusgebiet. 

Wir haben bis in die 1990er Jahre am Standort ungefähr 4.000 Mitarbeiter gehabt. Jetzt haben wir (…) gut 

2.500 Mitarbeiter und die können den Werkszubringer nutzen. Wir haben einen Werkszubringerdienst mit Bus-

sen organisiert, um die Mitarbeiter von den umliegenden Orten und Ortschaften zur Arbeit zu bringen. Das gibt 

es nicht nur in der Tagschicht, sondern wir sind ein sehr schichtintensiver Betrieb, sondern das gibt es für die 

einzelnen Schichten. Das ist ein Beispiel, was aber für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter inzwischen eine 

Selbstverständlichkeit ist, weil es das schon ewig gibt. Das andere, wo man sich in den letzten Jahren ausei-

nandergesetzt hat, war das Thema „Fahrrad“. Das heißt, da haben wir insofern Anreize geschaffen, dass die 

Mitarbeiter wirklich das Fahrrad benützen. Wir haben überdachte Fahrradabstellplätze geschaffen, (…) Und wir 

haben Anreize geschaffen, dass die Fahrradfahrer nicht draußen am Parkplatz stehen bleiben müssen, son-

dern in das Werksgelände reinfahren dürfen. Also das sind zwei konkrete Beispiele, was wir gemacht haben.“ 

(6, 262-278) 



Das hier geschilderte Beispiel zeigt wie eine Reihe anderer, dass betriebliches Mobilitätsmanagement ver-

schiedene Formen annehmen kann und dass dabei durchaus auf vorhandene Traditionen zurückgegriffen 

werden kann. In diesen Fällen gibt es die gemeinsame Erfahrung einer gelebten geteilten Verantwortung 

von Beschäftigten und Unternehmensleitung für die Gestaltung der Arbeits-wege. Große Unternehmen tun 

sich hier meist leichter, Ressourcen beizusteuern. Ohne eine flächendeckende Gewerkschaftsinitiative, die 

die Betriebsräte aller Unternehmen konzeptionell und maßnahmenorientiert unterstützt, werden sich diese 

Beispiele aber kaum verbreiten. 

 

Am Beispiel der recherchierten Aktivitäten in Vorarlberg lässt sich ein anderes Kooperationsmuster erken-

nen. Hier gingen nach einhelliger Einschätzung der interviewten AkteurInnen Initiativen für betriebliches Mo-

bilitätsmanagement meist von den Unternehmensleitungen einiger großer und mittlerer Betriebe aus. Diese 

UnternehmerInnen verfolgen Konzepte verantwortlicher Unternehmensführung, in denen betriebliches Mobi-

litätsmanagement in der Regel ein Aspekt neben anderen ökologisch relevanten Aktivitäten ist. In diesem 

Rahmen haben sich acht Pionierunternehmen des betrieblichen Mobilitätsmanagements seit 2013 im Netz-

werk „Wirtschaft MOBIL“ zusammengeschlossen (vgl. Wirtschaft Mobil). Sie tauschen Ideen aus, arbeiten 

gemeinsam an der Entwicklung neuer Instrumente zur Effektivierung von Konzepten und Maßnahmen „sanf-

ter Mobilität“ und initiieren Veranstaltungen zur Verbreitung erfolgreicher Aktivitäten. Zum Netzwerk gehören 

die Firmen: Julius Blum, Collini, Haberkorn, Hilti AG, Hirschmann, Illwerke-VKW, Omnicron und Zumtobel. 

Die mobilitätsaktiven Unternehmen der Region arbeiten alle nicht nur mit dem Begriff der „sanften Mobilität“, 

sie arbeiten auch auf der Basis von Konzepten für betriebliches Mobilitätsmanagement. Sie setzen jeweils 

eigene Schwerpunkte und arbeiten darüber hinaus in Zweijahresabschnitten an gemeinsamen Themen-

schwerpunkten. Im Zeitraum 2015/2016 standen folgende Schwerpunkte im Zentrum der Arbeit: 

 Förderung von Fahrgemeinschaften; 

 Optimierung von Poolfahrzeug-Fuhrparks; 

 Förderung der Kombination Fahrrad und Öffentlicher Verkehr (vgl. Wirtschaft MOBIL). 

Hier wird deutlich, dass es den Beteiligten um anspruchsvolle Managementprojekte in einem breit definierten 

Mobilitätsfeld geht, das vielfältige Aspekte arbeitsbezogener Mobilität berücksichtigt. Dafür liegt bereits gro-

ßes Know-how vor, das über die Region hinaus Verbreitung finden sollte. Es wird ebenso deutlich, dass 

anders als in anderen Unternehmen nicht nur der Umstieg von der automobilen Mobilität zum öffentlichen 

Verkehr Beachtung findet, sondern dass der Förderung des Radverkehrs und teils auch des zu Fuß Gehens 

von und zur Arbeit bzw. als Supplement zum öffentlichen Verkehr große Bedeutung beigemessen wird. 

Die Arbeitsorganisation des betrieblichen Mobilitätsmanagements der untersuchten Unternehmen ist be-

triebsintern unterschiedlich organisiert. Es gibt Betriebe, in denen entsprechende Aktivitäten durch Mobili-

täts- oder Umweltbeauftragte organisiert wird, es gibt Unternehmen, in denen der Betriebsrat beteiligt ist, 

und es gibt ein Unternehmen, in dem ökologische Aktivitäten rein informell über sozial-ökologisch engagierte 

MitarbeiterInnen und die Unterstützung des Managements getragen wird. 

Als Beispiel für die Organisation eines umfangreichen betrieblichen Mobilitätsmanagements auf Basis aus-

schließlich ehrenamtlicher Arbeit von Mobilitätsbeauftragten ohne Betriebsrats- oder anderer gewerkschaftli-

cher Beteiligung soll ein etwas umfangreicherer Auszug aus dem Interview über die Aktivitäten einer Firma 

im Bereich Energietechnik stehen: 

IP29: „Also bestrafen, verbieten funktioniert nicht bei uns. Das war vom Firmengründer vor 30 Jahren auch nie 

beabsichtigt. Was funktionieren soll, sind Anreize. Über Anreize kann man Verhalten verändern. Das ist unsere 

Philosophie und dementsprechend wenige Regeln gibt es bei uns. (…) Es wird nicht im Vorhinein alles gere-



gelt, weil dadurch jede Initiative verhindert wird. Deswegen ist es im Bereich Mobilität natürlich auch eine klare 

Sache, dass wir Anreize schaffen wollen, nicht mit dem Auto zu kommen. Es geht eigentlich darum. Es geht 

nicht darum, die Autofahrer in die Ecke zu stellen. Vielleicht werden dann automatisch die Autofahrer weniger. 

(…) Eine Voraussetzung ist natürlich Infrastruktur. Dieses Gebäude wurde hier an diesem Ort gebaut, weil es 

in der Nähe der Bahnhaltestelle ist. Das war ein Kriterium bei der Standortsuche. Es gibt auch keine Tiefgara-

ge für Autos. ‚Autos haben schon ein Dach‘ ist eines meiner Lieblingszitate. Die Fahrräder stehen im Keller, die 

haben kein Dach. (…) Auch jetzt, nachdem das neue Gebäude fertig ist, reicht der Platz schon wieder nicht. 

Da haben wir 50 Fahrräder zwischen unseren Standorten im Einsatz. Das sind so ein bis zwei Kilometer ma-

ximal zu fahren. Es gibt zwar einen Shuttle-Dienst, aber die 50 Fahrräder sind ständig im Einsatz, Firmenfahr-

räder. Die haben eine Firmenbeschriftung drauf: Die ganze Gegend sollte wissen, dass wir da unterwegs sind. 

Von der Fahrradtiefgarage geht man direkt in Dusch- und Umkleideräume, weil, sonst ist das natürlich nicht 

viel wert. Das gibt es auch im neuen Gebäude. Also das war ein gewisser Anreiz, die Räder zu nutzen. In Vor-

arlberg gibt es ja diesen Verkehrsverbund und wir haben acht übertragbare Netzkarten für die Firma ange-

schafft seit vielen Jahren. Die sind zunächst einmal zur beruflichen Nutzung gedacht und dann gibt es die 

[Firmen-] Regeln, die es praktisch für alle Arten von Betriebsmitteln gibt. Wenn die Netzkarten beruflich oder 

dienstlich nicht benötigt werden, können sie privat genützt werden. Das heißt, am Wochenende wird man diese 

Karten sehr selten finden. Die sind alle irgendwo unterwegs und meistens nicht dienstlich, aber das ist ja der 

Sinn des Ganzen. Wir haben auch seit zwei Jahren Jahreskarten, um ein Fahrrad im Zug mitzunehmen, weil 

das ist extra zu bezahlen. Das wird weniger angenommen, vielleicht ist es noch zu kurz. Was ich auch als An-

reiz sehe, kein eigenes Auto zu haben, ist, das sind die gut 20 Firmenautos. Wenn sie nicht im Einsatz sind, 

kann man die privat buchen. Am Wochenende werden Sie hier kein [Firmen]-Auto sehen, die sind alle unter-

wegs. (…) Und manche, wenn sie zum Beispiel in Dornbirn wohnen, sagen: ‚Ich fahre 15 Minuten mit dem Zug 

zur Arbeit, da brauche ich kein Auto.‘ Und am Wochenende, wenn ich wirklich eines brauche, kann ich mir ei-

nes ausleihen. Das verzögert zumindest den Autokauf. Ob es ihn verhindert, das kommt drauf an. Mit Familie, 

Kindern kann es anders sein. Aber zumindest wird das Bedürfnis nach einem eigenen Auto, wenn ich in Vor-

arlberg wohne, nicht so ausgeprägt und das hilft sicher mit. (…) Wir haben auch seit etwa vier Jahren ein Mit-

tagessen in der Firma. Wir haben das wieder auf unsere Weise gelöst. Also das heißt „Kitchen Team“. Hier 

kocht ein Koch mit den Mitarbeitern für alle, die halt mitmachen. Wenn man mitmacht, dann muss man unge-

fähr einmal im Monat zwei Stunden außerhalb der bezahlten Arbeitszeit helfen, dann darf man das ganze Mo-

nat kostenlos mitessen. Und damit fallen einige Fahrten weg, weil, wir liegen hier für Mittagessen nicht so 

günstig. Da ist nicht gleich immer ein Lokal in der Nähe. (…) Da sind bis zu 250 Mitarbeiter, die so Mittag mit-

essen. (…) Das hat natürlich auch ein bisschen den Bedarf an Autos zur Mittagszeit reduziert. Die Mitarbeiter 

merken: ‚Da kann ich mit dem Zug zur Arbeit fahren, dann brauche ich kein Auto‘. (…) Unser größter Anreiz, 

um den uns auch viele beneiden, ist der Eco Bonus. Das ist ein System, das wir 2008 eingeführt haben. Das 

ist ein Onlinesystem, an dem man freiwillig teilnimmt als Mitarbeiter. Man meldet sich da an und erfasst dann 

wochenweise sein Mobilitätsverhalten. Zum Beispiel: ‚am Montag mit dem Auto gekommen‘, ‚Dienstag öffentli-

chem Verkehr‘, ‚Mittwoch Fahrrad‘ usw. Die Distanz ist festgehalten oder man kann sie fest einstellen. Als 

Konsequenz hat man am Montag einen ganzen Tag den Parkplatz gebraucht und die anderen vier Tage nicht. 

Genau da setzt jetzt unser Bonussystem ein: Ein Parkplatz, den man nicht benützt und den man oft nicht be-

nützt, den muss man gar nicht bauen. Das ist also für die Firma ein nicht entstandener Kostenträger. Und der 

Aufwand des Mitarbeiters dafür ist größer, je weiter er weg wohnt. Das heißt, wir berücksichtigen, wie weit je-

mand anreist mit dem Verkehrsmittel oder mit dem Fahrrad und daraus ergibt sich dann ein Kilometerbonus 

Distanz, hin und zurück, also zweimal, plus eine Pauschale für das Freihalten des Parkplatzes, das sind in die-

sem Fall hier 20 km pro Tag. (…) Das heißt, das System ist auch einigermaßen fair für Kollegen, die einen un-

terschiedlich weiten Arbeitsweg haben. (…) Den gesammelten Bonus kann man dann eintauschen gegen Gut-

scheine. Das soll keine Geldverteilungsmaschine sein, sondern ein Anreizsystem für sanfte Mobilität. Die Gut-

scheine sind entsprechend gerichtet. Wir haben Gutscheine für Sportgeschäfte, für den Verkehrsverbund 

selbstverständlich. Man kann biologisches Gemüse und Obst bestellen und damit direkt bezahlen. Es gibt ge-

sunde Schuhe, Fahrradsatteln, also in diese Richtung, alles zum Thema ‚sanfte Mobilität‘. ‚Keine Benzingut-

scheine!‘, sage ich immer.“ (29, 7-99) 



Die betrieblichen Akteure für die Durchsetzung nachhaltiger Mobilitätsformen sind mit diversen regionalen 

Akteuren gut vernetzt, so mit der Koordinationsstelle Mobilitätsmanagement beim Amt der Vorarlberger Lan-

desregierung, der in vielfältiger Weise Ideen und Veranstaltungen unterstützt, mit dem Verkehrsverbund 

Vorarlberg, der aktiv an der Effektivierung des öffentlichen Verkehrs beteiligt ist, mit einem sozial-

ökologischen Betrieb, der viele Unternehmen in der Region bei der Radpflege unterstützt und damit gleich-

zeitig wichtige arbeitsmarktintegrative Leistungen erbringt sowie mit verschiedenen Gemeinden der Region. 

Das Netzwerk wird durch die Wirtschaftskammer Vorarlberg unterstützt und die Arbeiterkammer „nimmt spo-

radisch teil“. 

Eine Besonderheit der Zusammenarbeit dieser betrieblichen Mobilitätspioniere ist die enge Kooperation mit 

WissenschaftlerInnen eines regional ansässigen Energieinstituts. Sie inspirieren durch ihre ökologischen 

Forschungen nicht nur ihre PartnerInnen in den Betrieben, sondern sie greifen auch deren Ideen auf, beglei-

ten Aktionen und treiben die Analyse voran. So entstehen immer neue Projekte zur Förderung nachhaltiger 

Mobilität. 

Man könnte annehmen, dass die Gewerkschaften in diesen erfolgreichen Kooperationszusammen-hängen 

nicht notwendig wären, da alles gut läuft. Wie die Erfahrungen von Betrieben und Einrichtungen der Region 

aber zeigen, sind auch in Vorarlberg nicht alle Unternehmensleitungen an der Verbesserung arbeitsbezoge-

ner Mobilität ihrer MitarbeiterInnen interessiert. Es gibt auch in dieser Region zahlreiche Betriebe, die sich 

mit schlechter Anbindung an den öffentlichen Verkehr, mit mangelnder Unterstützung für RadfahrerInnen, 

mit Parkplatznot am Arbeitsort, mit Mobilitätsproblemen von Schichtdienstleistenden usw. auseinanderset-

zen müssen und deren Unternehmensleitungen diese Probleme ignorieren.  

So berichtet ein Betriebsrat aus einem mittleren Betrieb über langwierige Auseinandersetzungen um die 

Einrichtung eines nutzerInnenfreundlichen Fahrradabstellplatzes, die schließlich gelang. Er berichtet auch 

über nach wie vor nicht gelöste Probleme eines Spätabendbusses, der es MitarbeiterInnen der Spätschicht 

ermöglichen soll, auch ohne Auto zur Schicht und nach Hause zu kommen. Er berichtet weiter, wie andere 

BetriebsrätInnen der Region auch, dass er von der Regionalvertretung seiner Einzelgewerkschaft bzw. vom 

ÖGB keine oder kaum Unterstützung für die Verbesserung arbeitsbezogener Mobilität erhält und auch wenig 

Hoffnung auf sie setzt. Um einen Eindruck von den sehr unterschiedlichen betrieblichen Kontexten zu erhal-

ten, in denen sich betriebliche Akteure auch in dieser Region für mehr Chancen zu nachhaltiger Arbeitsmobi-

lität einsetzen, folgt auch für dieses Beispiel ein längerer Auszug aus dem Interview: 

IP25: Also, vom Unternehmen her ist im Moment nichts angedacht, dass man da irgendwas machen möchte 

[für nachhaltige arbeitsbezogenen Mobilitätschancen der Beschäftigten]. Was wir vom Betriebsrat aus jetzt 

heuer das erste Mal machen, das ist die Teilnahme am Fahrradwettbewerb. (…) Und wir haben heuer zum 

ersten Mal das Angebot einer gemeinnützigen Firma angenommen [Y]. Die bietet ein Fahrradservice an und 

das bezahlen wir auch aus der Betriebsratsumlage und die kommen da vor Ort, bauen ihre Servicestelle auf 

und da werden die Fahrräder gewartet. Wenn es große Mängel sind, muss man das dann im Fahrradfachge-

schäft erledigen lassen, aber das Fahrrad wird geputzt, es wird geprüft, es wird auf Sicherheit geprüft und 

Kleinigkeiten machen sie selber. Offensichtlich kommt es nicht schlecht an. Wir brauchen schon einen zweiten 

Tag, die nehmen am Tag 30 Fahrräder. Der Tag ist voll, Ende Mai und im Juni haben wir jetzt den Mitarbeite-

rInnen einen zweiten Tag angeboten. Das möchten wir ab nächstem Jahr früher organisieren, wenn dann die 

Fahrradsaison hier beginnt. (…) Also wir versuchen solche Dinge anzubieten, auch Fahrradhelmaktionen: 

Wenn jemand einen Fahrradhelm kaufen geht, kann er mit der Rechnung zu uns kommen. Der Mitarbeiter 

kriegt dann eine Förderung, also, dass man einen Teil von diesem Fahrradhelm zahlt. Mit solchen Sachen ver-

suchen wir ein bisschen, die Leute zu motivieren mit so kleinen Zuckerl. (…) Weil wir der Meinung sind, dass 

es eben Sinn macht, wenn die Leute nicht nur mit ihrem Auto ständig kommen. Erstens einmal, das Verkehrs-

problem wird ja nicht weniger. [Unser Betrieb] liegt eben in einem Gebiet, wo die Straßen sehr eng sind und 

die Parkplätze werden nicht mehr, nur die Mitarbeiter werden üblicherweise oder wahrscheinlich immer mehr. 

Wir beobachten auch, dass wir immer mehr Teilzeitler haben, also Frauen, die Teilzeit machen und deshalb 

natürlich für eine 100 % Stelle dann dementsprechend nachbesetzt wird und die Parkplatzsituation wird nicht 



besser, die wird immer schlechter oder bleibt gleich. Die Parkplätze, die Größe der Parkplätze wird nicht grö-

ßer, weil, wo soll man sie hier hintun und deshalb versuchen wir, möglichst viele Leute auf öffentliche Ver-

kehrsmittel zu bringen. Also das macht aber nur der Betriebsrat. Da macht die Firma selber gar nichts, auf gut 

Deutsch. Denen ist das egal offensichtlich. Wir [die BetriebsrätInnen] wollen, dass möglichst viele mit dem Bus 

kommen oder zu Fuß kommen oder mit dem Fahrrad kommen. Und da versuchen wir halt, ein bisschen das 

Ganze zu sensibilisieren, ein bisschen bewusst zu machen und auch zu unterstützen mit solchen Aktionen. 

Man wird sich auch andere Dinge noch überlegen müssen, die attraktiver für die Leute sind, dass man irgend-

wie mit dem Verkehrsverbund z.B. überlegt, was können wir bei den Fahrkarten machen, also bei Blocks, Jah-

reskarten, können wir da was unterstützen, sollen wir da was unterstützen, wie können wir da tun. Angedacht 

ist auch wieder, dass wir spätestens im Herbst den Verkehrsverbund wieder ins Haus holen und wieder diese 

Jobtickets vergeben und solche Dinge. Das wird man auch finanzieren, aber wenn vom Unternehmen her, 

auch von der Firmenphilosophie, nicht wahnsinnig viel kommt und vom Betriebsrat alles selber gemacht wer-

den muss, neben allen anderen Dingen – das ist sehr mühsam. (…) Ja, man könnte mehr tun als man derzeit 

tut, (…) der Arbeitgeber könnte mehr tun. (…) Man kann natürlich die Gewerkschaft ansprechen auf diese 

Problematik. Ich möchte jetzt nicht gleich schwarzmalen oder so, weil man das noch nie so versucht hat, aber 

ich erwarte mir dort nicht wahnsinnig viel Hilfe, weil die ja sagen: ‚Eigentlich ist es mir als Gewerkschaft egal, 

wie der zum Arbeiten kommt.‘ (…) Ja, dass wir da keine Unterstützung kriegen, glaube ich. (…) Man kann es 

versuchen. (…) Also ich kann mir gut vorstellen, wenn das von der Zentrale ausgeht – weil die Gewerkschaft 

[GÖD] natürlich auch mit der Bundesarbeitskammer zusammenarbeitet – wenn diese beiden sich zusammen-

tun, wenn das also von Wien ausgeht, und so in die Länder hinausgetragen wird sozusagen, das kann ich mir 

schon vorstellen. Aber bei uns jetzt momentan, wenn ich mir so die [regionale Gewerkschaftsvertretung] an-

schaue, kann ich mir das nicht vorstellen. Aber wenn die, wie soll ich sagen, Druck oder Ideen von der Zentrale 

kommen, dass alle Bundesländer oder möglichst viele Bundesländer mitmachen, dass sie halt dann so ange-

schoben werden, das könnte gehen. Aber von sich aus wird da nicht wahnsinnig viel kommen, nein. (…) Das 

ist auch dasselbe bei der Arbeiterkammer. (…) Einerseits, glaube ich, ja, ist das eine Generationenfrage, ande-

rerseits: Das Thema „Nachhaltige Mobilität“ kommt immer mehr. (26, 300-314, 555-597) 

An dem Zitat fällt auf, wie gering die Erwartungen an die Unterstützung durch die eigenen ArbeitnehmerIn-

nenvertretungen sind, und dass sich dieser Betriebsrat eher aus einer gewerkschaftlich isolierten Position 

mit Mobilitätsproblemen der MitarbeiterInnen auseinandersetzen muss. Stattdessen hat er Kontakte zu „Ko-

ordinationsstelle für Mobilitätsmanagement“ der Landesregierung, wo er auch Unterstützung erhält. 

Insgesamt macht dieses Regionalbeispiel deutlich, dass sich die gewerkschaftliche Unterstützung aktiver 

BetriebsrätInnen im Handlungsfeld „Nachhaltige Mobilität“ von vielen Aktiven als eine weitgehende Leerstelle 

darstellt. Es wird weiters deutlich, dass dadurch die Aktivitäten zugunsten arbeit-nehmerInnenfreundlicher 

Mobilitätslösungen limitiert sind und sozial-ökologisch relevante Interessen der Beschäftigten nicht hinrei-

chend aufgegriffen werden (können). Ebenfalls wirken dadurch die durchaus vorhandenen Leistungen von 

Pionierunternehmen nicht bis in alle Betriebe der Region hinein. 

In den Interviews auch in Oberösterreich wurde in diesem Zusammenhang deutlich gemacht, dass die Ge-

werkschaften gerade beim Thema „nachhaltige Mobilität“ dazu herausgefordert sind, eine neue Qualität der 

Kooperation mit regionalen Organisationen zu entwickeln. Mobilitätsprobleme haben einen sehr starken 

regionalen Aspekt und sie sind weder allein auf betrieblicher noch auf nationaler Ebene zu lösen. Für die 

Verbreitung der beschriebenen innovativen Lösungen nachhaltiger Mobilität in vielen Unternehmen und für 

die stärkere Beteiligung von BetriebsrätInnen an solchen Lösungen, könnten die Landesorganisationen des 

ÖGB gemeinsam mit den Landesarbeiterkammern eine aktive Rolle übernehmen. Dies ist insofern von Be-

deutung als es in Betrieben sowie in öffentlichen Einrichtungen durchaus Interessen gibt, zumindest Elemen-

te eines beschäftigtenfreundlichen Mobilitätsmanagements einzuführen, sei es für Schichtarbeitende, sei es 

aufgrund von Parkplatz-mangel. Da es allerdings teilweise erhebliche Widerstände durch Geschäftsführun-

gen gibt, sind BetriebsrätInnen ohne gewerkschaftliche Unterstützung aufgrund ihrer vielfältigen anderen 

Aufgaben oft überfordert, die Schnittstelle betrieblicher Interessen und regionaler Angebote erfolgreich zu 



gestalten. Umgekehrt haben die MitarbeiterInnen in den Vorreiterunternehmen den Eindruck, dass vonseiten 

der Einzelgewerkschaften ebenso wie vom ÖGB keine nennenswerte Unterstützung für die Verbreitung in-

novativer Mobilitätskonzepte zu erwarten sei und dass sie gut im Rahmen ihrer aktuellen Vernetzung zu-

rechtkommen. So schätzt ein VIDA-Mitglied im Gespräch die Rolle der eigenen Gewerkschaft in diesem 

Zusammenhang eher gering ein, während ein Mobilitätsaktivist in der Zusammenschau aller Einzelgewerk-

schaften zwischen der Rolle der Gewerkschaften in Privatunter-nehmen und in öffentlichen Einrichtungen 

differenziert: 

I: „Ich habe verstanden, dass VIDA Vorarlberg aktiv mit dem Regionalmanagement der ÖBB zusammenarbei-

tet, um den öffentlichen Schienenverkehr im Sinne der ArbeitnehmerInnen zu gestalten, VIDA kämpft für das 

Bestbieterprinzip und für die Erhaltung der Buslinien. Aber wie steht es mit der Unterstützung für das „betriebli-

che Mobilitätsmanagement“? Das ist in Vorarlberg gut entwickelt. Hat VIDA als Gewerkschaft auch damit zu 

tun oder läuft das anders?“ 

IP12: „Also es läuft insofern, dass wir halt die Schnittstellen haben, wo wir uns einbringen könnten, aber das 

Große, muss ich sagen: Das Land selbst ist da Spitzenreiter.“ (…) 

I: „Sind das [Aktivitäten für betriebliches Mobilitätsmanagement] Dinge, die vom Land initiiert werden? Spielt da 

die Gewerkschaft keine Rolle oder eine kleine Rolle oder?“ 

IP: „Wenn – dann eine kleine.“ (12, 434-457) 

IP24: „In öffentlichen Unternehmen und in der öffentlichen Verwaltung haben Gewerkschaften schon eine ge-

wisse Bedeutung bei verschiedenen Projekten, zum Beispiel in Dornbirn beim Projekt Rathausmobil, mit dem 

sie eine Parkraumbewirtschaftung für die städtischen Bediensteten eingeführt haben. Das heißt, jeder städti-

sche Bedienstete, der mit dem Auto zur Arbeit kommt, muss eine Parkabgabe entrichten pro Tag. Das hat man 

im Landhaus auch schon mit zwei, drei Anläufen versucht, wurde bis jetzt immer von der Personalvertretung 

blockiert: ‚Wir unterstützen nichts, was die Bediensteten schlechter stellen könnte finanziell‘. (…) Und so ver-

schiedene Dinge. Das ist leider nicht gelungen, auch im zweiten Anlauf die Personalvertretung bei uns auf den 

Weg zu bekommen – das ist für mich diese Spezialstellung der Gewerkschaften im öffentlichen Dienst, wo viel-

leicht eine andere Diskussion ist als bei einem Betrieb. Wenn dort eine Geschäftsführung sagt: ‚Ich möchte 

das‘, hat sie es wahrscheinlich leichter als wie im öffentlichen Dienst. Dort brauchten wir die Gewerkschaften 

als Unterstützung. (…) Aber die Unternehmen sagen: ‚Bei uns läuft das nicht über Gewerkschaften‘.“ (24, 9-33, 

717) 

Beide Zitate verweisen darauf, dass die Situation auch in dieser Region in verschiedenen Betrieben und 

Einrichtungen sehr unterschiedlich ist und dass es in einigen Fällen durchaus einer stärkeren Unterstützung 

der regionalen Gewerkschaftsorganisationen bedürfte, um Widerstände für nachhaltige Mobilitätslösungen 

zu überwinden. Gleichzeitig wird deutlich, dass die Gewerkschaften ihrerseits auf der regionalen Ebene sehr 

aktive Partner für eine experimentelle Vernetzung zur Förderung betrieblicher Mobilität finden können, wenn 

sie sie suchen. Andernfalls ist es möglich, dass der Wandel in Richtung nachhaltiger Arbeitsmobilität an 

ihnen vorbeigeht und die Mobilitätsinteressen der Beschäftigten von anderen Akteuren gewissermaßen mit-

vertreten werden. In diesem Fall entsteht ein Bild zukunftsabgewandter ArbeitnehmerInnenvertretungen, 

zumindest bezogen auf räumliche Mobilität. Dieser Eindruck kann sich mit Vorbehalten mischen, dass Ge-

werkschaften lediglich „ihre Klientel“ sichern wollen und nicht auf die Verbesserung der Verkehrsbedingun-

gen für alle ausgerichtet seien. Die österreichischen Gewerkschaften haben daher nicht nur etwas zu gewin-

nen, wenn sie nachhaltige Mobilität als Teil sozial-ökologischer Transformation stärker in den Fokus rücken. 

Sie haben ebenso etwas zu verlieren, wenn sie es nicht tun. 

Welche Erkenntnisse lassen sich aus dem Vergleich der beiden Fallbeispiele Oberösterreich und Vorarlberg 

ziehen? 

Vergleicht man die sehr unterschiedlichen Kooperationsmuster der regionalen Akteure, so ist zum einen 

festzuhalten, dass gerade im Mobilitätsbereich die Entwicklung neuer sozial-ökologischer Positionen der 



Gewerkschaften auf regionaler Ebene an dem jeweiligen Entwicklungsstand regionaler bzw. betrieblicher 

Mobilitätskonzepte sowie an den jeweils unterschiedlichen Akteurskonstellationen ansetzen muss. Es gibt 

nicht den einen Erfolg versprechenden Weg. 

Dort, wo bereits Pionierprojekte vorhanden sind, können sie sich diesen anschließen und infolge dieser neu-

en Kooperationsformen ein eigenes Profil bezogen auf nachhaltige Mobilität gewinnen. Dort, wo bisher noch 

kaum Veränderungen in Bezug auf arbeitsbezogene Mobilität im Gang sind, könnten die regionalen Ge-

werkschaftsvertretungen selbst sozial-ökologische Mobilitätskonzepte im Interesse ihrer Mitglieder zu ihrem 

Gegenstand machen und die Arbeiterkammer könnte alle an nachhaltiger Mobilität interessierten Akteure 

intensiv vernetzen. 

Der Vergleich zeigt zum anderen, dass unabhängig von der regionalen Besonderheit die Gewerkschaft VIDA 

bereits speziell in der Vertretung der Verkehrsbeschäftigten sowie bei der Sicherung des öffentlichen Ver-

kehrs und für den Erhalt öffentlicher Infrastrukturen und Angebote aktiv ist. Darüber hinaus spielen auf regi-

onaler Ebene die österreichischen Gewerkschaften bisher eine geringe Rolle bei sozial-ökologischen Initiati-

ven wie der Forcierung des betrieblichen Mobilitätsmanagements. Ein Teil der für nachhaltige Mobilität en-

gagierten Akteure sieht sogar die Notwendigkeit nicht, dass die Gewerkschaften hier aktiver werden. Ein Teil 

traut den Gewerkschaften ein solches Engagement gar nicht zu und bewertet sie als konservativ und wenig 

innovativ. Ein anderer Teil wünscht sich hingegen eine aktive konzeptionsbildende sowie eine organisato-

risch vermittelnde Rolle bei der Umsetzung sozial-ökologischer Mobilitätsinteressen von Erwerbstätigen. Das 

betrifft insbesondere BetriebsrätInnen, die sich in ihrem Verantwortungsbereich mit akuten ungelösten Mobi-

litätsproblemen ihrer Beschäftigten konfrontiert sehen. 

Sollen diese Wünsche der BetriebsrätInnen nach einer aktiveren Rolle der Gewerkschaften bei der Verbrei-

tung von betrieblichem Mobilitätsmanagement in Zukunft umgesetzt werden, so kann dies nur als branchen-

übergreifende Querschnittsaufgabe aller Gewerkschaften bearbeitet werden. Konzepte des betrieblichen 

Mobilitätsmanagements lassen sich kaum durch eine Einzelgewerkschaft (VIDA) allein oder parallel in allen 

Einzelgewerkschaften für sich verwirklichen. Vielmehr könnten regionale Lösungen, die den Beschäftigten in 

Unternehmen unterschiedlicher Branchen zugutekommen, durch die Regionalstellen des ÖGB forciert wer-

den. Sie könnten die Zusammenarbeit mit den Landesarbeiterkammern, mit den BetriebsrätInnen bereits 

aktiver und neu interessierter Unternehmen sowie mit vielfältigen regionalen Partnern systematisch stärken. 

Insgesamt gilt: Ohne die aktive Beteiligung der BetriebsrätInnen bleiben gewerkschaftliche Mobilitätskonzep-

te abstrakt, aber ohne gewerkschaftliche Unterstützung bleiben viele Initiativen isoliert. 



 

Die internationalen wie die nationalen Rahmenbedingungen haben sich für Akteure, die sich für nachhaltige 

Mobilität engagieren teils dramatisch verändert. Zudem haben sie sich schneller verändert, als die darauf 

gerichteten strategischen Konzepte der österreichischen Gewerkschaften. Und diese Rahmenbedingungen 

sind ambivalent. 

Einerseits ist der Einfluss der EU-Gesetzgebung und des globalen Wettbewerbs auf die Handlungsspielräu-

me der Gewerkschaften gerade im Feld „Mobilität“ rasant gewachsen. Das macht entsprechende neue 

Kompetenzen in den Gewerkschaften erforderlich. Das Tempo der Entscheidungsfindung in der Verkehrspo-

litik hat sich stark beschleunigt. Die Liberalisierungs- und Privatisierungspolitik im Transportsektor erzeugt 

einen enormen Druck auf Arbeitsplätze, Arbeitsbedingungen, aber auch auf Umwelt und Klima. Dies verlangt 

nach rascher und starker Gegenwehr im Interesse aller Erwerbstätigen. Dies und der Kampf in anderen 

Handlungsfeldern, z.B. der Steuerreform, verschlingen einen Großteil gewerkschaftlicher Kräfte. Das bedeu-

tet, Präferenzen müssen gesetzt, Ressourcen effektiv eingesetzt, Zeitfenster für sozial-ökologische Aktivitä-

ten bestimmt und schlagkräftige Allianzen aufgebaut werden. Diese angespannte Situation wird von den 

Beteiligten nicht nur als Herausforderung, sondern teilweise auch als Einengung gewerkschaftlicher Hand-

lungsmöglichkeiten wahrgenommen. 

Andererseits öffneten sich insbesondere in den vergangenen fünf Jahren auch völlig neuen Handlungsspiel-

räume. So entstehen insbesondere durch die Kooperation in grenz- und organisations-überschreitenden 

Allianzen neue programmatische und aktionsbezogene Perspektiven. Handlungs-horizonte erweitern sich 

beispielsweise, wenn BetriebsrätInnen in experimenteller Weise mit sozial-ökologischen Problemlagen um-

gehen, wenn Gewerkschaftsmitglieder stärker als in früheren Jahrzehnten für konkrete Aktionen mobilisiert 

werden oder wenn neue strategische Allianzen mit NGOs, Unternehmen und ihren Vertretungen, regionalen 

Akteuren und internationalen Gewerkschaftsorganisationen gesucht werden. Dies alles kann dazu beitragen, 

dass die Gewerkschaften in Bezug auf eine sozial-ökologische Transformation von Mobilität und den dafür 

notwendigen Verkehrssystemen stärker in die Offensive kommen. 

Thematisch haben die österreichischen Gewerkschaften in den vergangenen zwei Jahrzehnten in ihrer Ver-

kehrspolitik eine grundlegende Themenöffnung vollzogen: Weg von einer sozialen Verkehrspolitik mit dem 

Ziel „Autos für alle“ als Ausdruck gerechter Wohlstandsverteilung hin zur Förderung des Öffentlichen Ver-

kehrs mit dem Ziel „Öffis für alle“, einschließlich der Befürwortung einer Ökologisierung in diesem Feld. 

Gleichzeitig setzen regionale und ökologische Akteure inzwischen bereits neue Themen zu Realisierung 

nachhaltiger Mobilität. So sind unter den interviewten GewerkschafterInnen Radfahren zur Arbeit oder siche-

re und attraktive Fußwege zur Arbeit so gut wie kein Thema, während sie von anderen Organisationen in 

den vergangen fünf Jahren zunehmend aufgegriffen wurden. Hier haben die österreichischen Gewerkschaf-

ten einen großen Nachholbedarf. Ausnahmen bilden einige BetriebsrätInnen sowie einige Arbeiterkammern, 

die aber ihrerseits meist keinen Bezug ihrer Aktivitäten zur Gewerkschaftsarbeit herstellen. 

Analysiert man die Grundsatzdokumente des ÖGB genauer, so konzentriert sich die aktuelle Programmatik 

auf eine nachhaltige gewerkschaftliche Verkehrspolitik und nicht auf die Gestaltung des Umbruchs zuguns-

ten nachhaltiger Arbeitsmobilität. Die gewerkschaftliche Verkehrspolitik lässt sich zudem als eine spezifische 

Art der impliziten Umweltpolitik charakterisieren (vgl. Conca 1993). Sie erfolgt weitgehend mit sozialen Zie-

len, hat aber gleichzeitig in Gestalt der Stärkung des öffentlichen Verkehrs und öffentlicher Infrastrukturen 



positive ökologische Effekte, die wenig im öffentlichen und gewerkschaftlichen Bewusstsein verankert sind. 

Umgekehrt werden Aktivitäten für nachhaltige arbeitsbezogene Mobilität nicht zu den gewerkschaftlichen 

Kernaufgaben gezählt. Aktuell geht es also um „soziale und ökologische“ Aufgaben, das heißt, um einen 

summarischen Ansatz. Die konkreten Wirkzusammenhänge von ökologischen Schutzmaßnahmen auf den 

Wohlfahrtsgewinn aller ArbeitnehmerInnen und umgekehrt von sozialem Wohlfahrtsgewinn und dessen Ein-

fluss auf Umwelt- bzw. Klimaschutz werden bisher kaum konzeptualisiert. 

Die summarische Sicht auf sozial-ökologische Aufgaben ist kein Privileg der österreichischen Gewerkschaf-

ten. Sie wird durch viele ökologische Akteure gewissermaßen gespiegelt, wenn sie ihrerseits sozial-

ökologische Probleme eher unter dem Primat des Ökologischen sehen. Auch deshalb werden die durchaus 

vorhandenen ökologischen Effekte gewerkschaftlicher Verkehrspolitik kaum wahrgenommen. Gerade durch 

eine professionelle öffentliche Darstellung und Bezifferung ökologischer Effekte gewerkschaftlicher Ver-

kehrspolitik würde daher nicht nur das gewerkschaftliche Selbstbewusstsein als sozial-ökologischer Akteur 

gestärkt. Dadurch wäre auch eine stärkere Anerkennung als relevanter sozial-ökologischer Akteur im Feld 

ökologischer Akteure zu gewinnen. Dies gilt umgekehrt auch für die sozialen Effekte ökologischer Verände-

rung. 

Als Schlussfolgerungen lassen sich hier ableiten: 

 Es braucht also eine Perspektivenverschiebung auf beiden Seiten. Diese wird durch kontinuierlichen 

Austausch und der gemeinsamen konzeptionellen Arbeit befördert. 

 Es braucht die öffentlichkeitswirksame Darstellung auch der ökologischen Effekte gewerkschaftlicher 

Verkehrspolitik, um das Selbstbewusstsein als sozial-ökologisches Akteur zu stärken sowie als solcher 

stärker von NGOs und anderen Akteuren anerkannt zu werden. 

Eine der Ursachen für die summarische Sicht der Gewerkschaften auf vorrangig soziale Kernaufgaben und 

ökologische Zusatzziele wurzelt in einer konzeptionellen Lücke zwischen gesamtgesellschaftlicher Daseins-

vorsorge für die gesamte Bevölkerung und der branchenspezifischen Sicherung von Arbeitsplätzen speziell 

im Verkehrssektor. Die Zwischenebene zwischen Bevölkerung und Verkehrsbeschäftigten, also die beson-

deren Mobilitätsinteressen aller Erwerbstätigen aller Branchen bezogen auf eine sozial-ökologische Gestal-

tung ihrer Arbeitswege wird nicht explizit konzeptualisiert. So bleibt die Frage offen, wie die auf die Arbeits-

mobilität bezogenen Interessen aller Mitglieder aller Einzelgewerkschaften als gemeinsames Bindeglied 

aufgegriffen, diskutiert und angemessen in die österreichische Gewerkschaftsprogrammatik aufgenommen 

werden können. Dies könnte einen wichtigen Ansatzpunkt für die Ausarbeitung einer offensiven gewerk-

schaftsübergreifenden sozial-ökologischen Programmatik für nachhaltige Mobilität zur und in der Arbeit sein. 

Dies ist keine einzelgewerkschaftliche Aufgabe, kann also nicht durch VIDA allein konzeptualisiert werden. 

Gleichzeitig kann sie an neue Initiativen in der praktischen Gewerkschaftsarbeit anknüpfen. 

In der praktischen Gewerkschaftsarbeit gibt es bereits verschiedene Ansätze, die über eine implizite gewerk-

schaftliche Umweltpolitik und eine summarische Sicht hinausweisen. Sie können als Erfahrungshintergrund 

für die Konzeptualisierung sozial-ökologischer Transformation im Interesse aller Erwerbstätigen genutzt wer-

den. Wie oben dargestellt, liegen insbesondere im „experimentellen An-satz“ und im „Vernetzungsansatz“ 

Potenziale für die strategische Weiterentwicklung gewerkschaftlicher Positionen zu sozial-ökologischer Mobi-

lität und die dafür notwendigen Verkehrssysteme. 

Der „experimentelle Ansatz“ entwickelt sich auf der Basis konkreter betrieblicher bzw. regionaler Mobilitäts-

probleme. In einer ersten Phase werden dabei zunächst situative bzw. personenbezogene betriebliche Mobi-

litätslösungen gesucht. Einige Betriebe entwickeln diese Aktivitäten systematisch weiter. In einer zweiten 

Phase werden von ihnen Konzepte für betriebliches Mobilitätsmanagement ausgearbeitet und umgesetzt. 

Hier sind GewerkschafterInnen verschiedener Branchen engagiert. In der Analyse zeigen sich jedoch deutli-

che regionale Unterschiede sowohl in den thematischen Schwerpunkten und konkreten Aktionen, als auch in 

der Zusammensetzung der Allianzen für betriebliches Mobilitätsmanagement. 



Daraus ergibt sich die Schlussfolgerung: 

 Die in Pionierunternehmen experimentell entwickelten Mobilitätskonzepte und die dabei gemachten 

Erfahrungen bedürfen dringend der systematischen Verbreitung, wenn sie nicht im Status von Insellö-

sungen verharren sollen. Die Regionalstellen des ÖGB sowie die Länder-Arbeiterkammern können dies 

aktiv unterstützen und die Beteiligung aller Einzelgewerkschaften sicherstellen. 

Der „Vernetzungsansatz“ ist dadurch gekennzeichnet, dass Kooperationen nicht erst auf der Basis bereits 

intern bestimmter gewerkschaftlicher Positionen gesucht werden. Vielmehr werden für hybride Problemlagen 

im Austausch mit externen Partnern gemeinsam Strategien entwickelt. Das heißt, es werden ganz bewusst 

Partner gesucht, die aus einer nicht-gewerkschaftlichen Perspektive Lösungsvorschläge einbringen, die es 

den GewerkschafterInnen erlauben, die eigene Positionierung zu nachhaltiger Mobilität und Verkehr weiter-

zuentwickeln und zu stärken. Von besonderer Bedeutung sind hier die Aktivitäten der Gewerkschaften im 

Verkehrssektor, die sich auf europäischer und nationaler Ebene gegen Privatisierung und Liberalisierung 

von öffentlichen Verkehrsinfrastrukturen und Verkehrsdienstleistungen richten. Dies gilt bezogen auf den 

damit einhergehenden Aufbau internationaler und nationaler Kooperationen sowie neuer personeller Kompe-

tenzen für eine erfolgreiche Einflussnahme auf die verrechtlichte europäische Verkehrspolitik. Dies gilt auch 

bezogen auf erfolgreiche Formen der (Wieder-)Mobilisierung von Gewerkschaftsmitgliedern und regionalen 

Partnerschaften im Kampf für sozial-ökologische Verkehrspolitik. 

Die neue Qualität der gewerkschaftlichen Vernetzung mit ökologisch engagierten Partnern zeigt sich am 

stärksten in der Beteiligung an der Allianz „Wege aus der Krise“ sowie an den Konferenzen „Gutes leben für 

alle“. In ihnen ist nicht nur ein kooperatives Verhältnis der gegenseitigen Wertschätzung zwischen den betei-

ligten unterschiedlichen Partnern entstanden. Es werden Ideen zum Zusammenhang sozialer und ökologi-

scher Aspekte in unterschiedlichen Feldern ausgetauscht, die Partner erleben sich wechselseitig als inspirie-

rend. Fragen nachhaltiger arbeitsbezogener Mobilität spielen dabei zwar eine Rolle, bedürfen aber dringend 

einer konzeptionellen Vertiefung aus gewerkschaftlicher Sicht. 

Die Erfahrungen aus den neuen Formen der Vernetzungsarbeit erfordern die Bewältigung zweier gleichwer-

tiger gewerkschaftlicher Entwicklungsaufgaben: 

 Zum einen gilt es den innergewerkschaftlichen programmatischen Diskurs in Bezug auf die Be-

gründung und Zielformulierung einer zukunftsorientierten sozial-ökologisch verträglichen Mobilitätspolitik 

zu forcieren. Er müsste eine Antwort auf die Frage geben: Was macht arbeitnehmerInnenfreundliche 

Mobilität zukunftsfähig und damit für alle attraktiv für alle Arbeitenden, ob Erwerbsarbeitende oder unbe-

zahlt Arbeitende, für alle hier und in der Welt, für alle heute und übermorgen, für Menschen, Tiere Um-

welt? Attraktive Mobilität für alle braucht einen gemeinsamen mobilisierenden Begriff, diesen gilt es im 

Rahmen solcher Zukunftsdiskussionen zu bestimmen und zu verbreiten. 

 Zum anderen könnte eine Ideenwerkstatt zur innergewerkschaftlichen Organisationsentwicklung 

organisiert werden, durch die die Gewerkschaften beim Thema zukunftsorientierte Mobilität eine koope-

rative Themenführerschaft gemeinsam mit NGOs und anderen interessierten Partnern gewinnen kön-

nen. Eine Reihe GewerkschafterInnen engagiert sich seit Jahren für nachhaltige Mobilität, entwickelt 

Ideen und Projekte. Zu ihrer intensiven Integration in die Kernprogrammatik braucht es aber eine Institu-

tionalisierung dieser Themen in allen Gewerkschaften. 

Diese beiden Entwicklungsaufgaben: der innergewerkschaftliche programmatische Diskurs und die Organi-

sationsstrukturentwicklung sollten als mehrstufige Prozesse unter Einbeziehung der betrieblichen, regionalen 

und der internationalen Ebene konzipiert werden. Dies bedeutet, dass sich die Gewerkschaften sozial-

ökologische Ideen für ihre ureigenen gesellschaftspolitischen Ziele nachhaltiger Mobilität nicht einfach ge-

werkschaftsintern gewinnen können, sondern dazu den verstetigten Austausch mit anderen Akteuren brau-

chen. 



In den durchgeführten Interviews mit sozial-ökologisch bewegten GewerkschafterInnen sind viele gute Ideen 

für zukunftsfähige Schwerpunkte gewerkschaftlicher Mobilitätspolitik und innovativer Maßnahmen vorhan-

den. Dazu gehören: 

 Diskursive Begriffsschärfung: Diskussion um eine übergewerkschaftliche Definition sozial-

ökologischer Mobilität speziell aus der ArbeitnehmerInnen-Perspektive, etwa über den Begriff der „sanf-

ten Mobilität“. 

 Vernetzte Kampagne für einen grundlegenden Investitionsschub in „Öffis für alle“: Eine solche 

Kampagne hätte einen dreifachen Gewinn: Schaffung vieler hochwertiger grüner Arbeitsplätze im Ver-

kehrs- und Bausektor (Infrastrukturbau/Dienstleistungen) + mehr Mobilitätszufriedenheit aller + Gewinn 

neuer Mitglieder durch das Aufnehmen bisher vernachlässigter Mobilitätsinteressen nicht nur von Frau-

en. 

 Rasch sichtbare Erfolge gewerkschaftlicher Mobilitätspolitik: Wiederaufnahme von jährlichen regi-

onalen Fahrplankonferenzen, die auf Ansprüche an einen arbeitnehmerfreundlichen öffentlichen Ver-

kehr zur und in der Arbeit flexibel eingehen. 

 (Re-)Ökologisierung der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit: Wiederaufnahme ökologischer The-

men unter besonderer Berücksichtigung des Themas „sozial-ökologische Mobilität“.  

 Gewerkschaftsjugend für das Thema gewinnen: Unterstützung der Bildung von Lehrlingen zu nach-

haltiger Mobilität sowie Entwicklung von jugendgemäßen Maßnahmen. 

 Neue Mobilitätsthemen besetzen: Flächendeckende Unterstützung der Aktion „Radelt zur Arbeit“ 

durch BetriebsrätInnen und gewerkschaftliche Regionalobleute. 

Insgesamt haben sich die österreichischen Gewerkschaften im Handlungsfeld „Nachhaltige Mobilität“ deut-

lich bewegt, aber die Herausforderungen sind noch schneller gewachsen. Das betrifft sowohl die Konzeptua-

lisierung eines proaktiven Standpunktes für einen großen Investitionsschub „Öffis für alle“, der „Nachhaltige 

Jobs“ im Bau zukunftsfähiger öffentlicher Verkehrsinfrastrukturen, einschließlich Bus-, Rad- und Fußver-

kehrsinfrastrukturen sowie einen großen Investitionsschub in „Nachhaltige Jobs“ in öffentlichen Verkehrs-

dienstleistungen, die den komplexen Anforderungen an Klima- und Ressourcenschutz, Kostenwahrheit so-

wie gerechten Mobilitätschancen gerecht werden. Dies bedeutet, dass die österreichischen Gewerkschaften 

das Thema „grundlegende Umverteilung von Verkehrsinvestitionskosten“ aus dem Straßenbau in den leist-

baren öffentlichen und in den nicht-motorisierten Verkehr auf die Tagesordnung setzen und intern sowie mit 

ihren Partnern diskutieren. Dies kann nur als mittelfristiger Prozess angelegt werden, denn es wird nicht 

ohne Mobilisierung von Mitgliedern und FunktionärInnen aller Einzelgewerkschaften gehen, von denen viele 

nicht an einen Wohlfahrtsgewinn eines solchen Strategiewandels glauben. Zwar werden Mitglieder der Ge-

werkschaften des Verkehrssektors davon unmittelbar an Arbeitsplätzen und Arbeitsbedingungen gewinnen. 

Aber diese ist keine interne Aufgabe allein von VIDA und Younion – die Daseinsgewerkschaft. Vielmehr 

werden alle Erwerbstätigen und Bürger profitieren, wenn es möglich wird, arbeitsbezogene Wege mehrheit-

lich mit leistbaren, attraktiven, ressourcenschonenden Verkehrsmitteln statt mit dem privaten Pkw zu bewäl-

tigen. Ein grundlegender Investitionsschub in öffentliche Verkehrsinfrastrukturen und Verkehrsdienstleistun-

gen wird nicht nur viele neue Arbeitsplätze, sondern auch einen neuen Wohlfahrtsschub für alle bringen. Die 

Auseinandersetzungen um zukunftsfähige Verkehrsbedingungen und Mobilitätsmuster sind bereits in eine 

neue Phase getreten. Die Gewerkschaften haben Potenzial hier eine aktive Rolle einzunehmen, sie haben 

aber auch etwas zu verlieren, wenn sie anderen Akteuren das Feld überlassen. 
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